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1. Einleitung 

Eine ausländische Staatsangehörigkeit bzw. ein Migrationshintergrund und/oder 

die Zugehörigkeit zu einer bildungsfernen sozialen Schicht werden regelmäßig als 

Grund bzw. Gründe für das schlechtere Abschneiden bestimmter (Schüler
1
-) 

Gruppen gegenüber deutschen Altersgenossen ohne Migrationshintergrund bzw. 

aus sozial weniger benachteiligten Schichten in schulischen Leistungsvergleichen 

angeführt.
2
 So bestätigen auch die im Dezember 2012 veröffentlichten Ergebnisse 

der internationalen Schulleistungsuntersuchungen ‚IGLU 2011‘ („Internationale 

Grundschul-Lese-Untersuchung“)
3
 und ‚TIMSS 2011‘ („Third International Ma-

thematics and Science Study“)
4
 sowie der IQB-Ländervergleich 2011

5
 (insbeson-

dere für das Land Berlin) erneut, dass vor allem die Leistungen von Kindern mit 

Migrationshintergrund – trotz erkennbarer Verbesserungen und einer teilweisen 

                                                 

1
 Der Begriff „Schüler“ bezeichnet hier und im Folgenden unterschiedslos sowohl Schüler als auch 

Schülerinnen, soweit nicht ausdrücklich eine Geschlechtergruppe besonders herausgehoben wird. 

2
 Schwippert/Schnabel (2000), S. 295 ff. (für TIMSS/III); Baumert/Schümer (2001), S. 355 ff., 

372 ff. (für PISA 2000; für Schüler mit Migrationshintergrund jedoch mit der Einschränkung, dass 

sich erhebliche Unterschiede nur für Schüler ergeben, deren Eltern beide im Ausland geboren 

wurden); Schwippert/Bos/Lankes (2003), S. 281 ff., 284 ff. (für IGLU 2001; mit dem Hinweis, 

dass eine Abhängigkeit vom sozialen Hintergrund in der Grundschule gegenüber späteren Schul-

stufen weniger stark ausgeprägt ist); Stanat (2003), S. 259 (für PISA 2000); Stanat et al. (2003), 

S. 56 f. (für PISA 2000; für Schüler mit Migrationshintergrund jedoch ebenfalls mit der Ein-

schränkung, dass sich erhebliche Unterschiede nur für Schüler ergeben, deren Eltern beide im 

Ausland geboren wurden); Schwippert/Bos/Lankes (2004), S. 166 ff., 168 ff. (für IGLU 2001); 

Mielke/Goy/Pietsch (2006), S. 101 f., 102 f. (für KESS 4; für Schüler mit Migrationshintergrund 

jedoch auch hier mit der Einschränkung, dass sich erhebliche Unterschiede nur für Schüler erge-

ben, deren Eltern beide im Ausland geboren wurden); Pietsch/Krauthausen (2006), S. 148 ff., 

151 ff. (für KESS 4); Schwippert/Michalik (2006), S. 195 ff., 197 f. (für KESS 4); 

Bos/Schwippert/Stubbe (2007), S. 245 (für IGLU 2006); Schwippert/Hornberg/Freiberg/Stubbe 
(2007), S. 266 ff. (für IGLU 2006); Bonsen/Frey/Bos (2008), S. 153 ff. (für TIMSS 2007); Bon-
sen/Kummer/Bos (2008), S. 164 ff. (für TIMSS 2007); Stanat/Rauch/Segeritz (2010), S. 225 ff. 

(für PISA 2009; unter Hervorhebung signifikanter Verbesserungen bei Migranten); Ehmke/Jude 

(2010), S. 249 ff. (für PISA 2009; unter Herausstellung des Befunds gestiegener Chancengleich-

heit); Gröhlich/Bonsen/Bos (2009), S. 98 ff., 102 ff. (für KESS 7; für Schüler mit Migrationshin-

tergrund jedoch wiederum mit der Einschränkung, dass sich erhebliche Unterschiede nur für Schü-

ler ergeben, deren Eltern beide im Ausland geboren wurden). 

3
 Zu den zentralen Ergebnissen dieser international auch als PIRLS („Progress in International 

Reading Literacy Study“) bezeichneten Studie im Allgemeinen, nach denen Deutschland bei der 

Lesekompetenz zwar im oberen Drittel angesiedelt ist, gleichzeitig aber wieder auf den Stand von 

(IGLU) 2001 zurückgefallen ist und sich eine Verbesserung wie von (IGLU) 2001 zu 

(IGLU) 2006 nicht mehr zeigt, siehe Tarelli et al. (2012), S. 12 ff. 

4
 Zu den zentralen Ergebnissen dieser gleichzeitig mit IGLU/PIRLS 2011 durchgeführten Studie 

im Allgemeinen, nach denen Deutschland bei den mathematisch-naturwissenschaftlichen Kompe-

tenzen zwar signifikant über dem internationalen Mittelwert liegt, gleichzeitig aber gegenüber 

(TIMSS) 2007 auch keine Verbesserungen aufweist, siehe Wendt et al. (2012), S. 14 ff. 

5
 Zu den zentralen Ergebnissen dieses Ländervergleichs, nach denen u.a. für das Land Berlin die 

Kompetenzen in den drei Bereichen Lesen, Zuhören und Mathematik „statistisch bedeutsam un-

terhalb des deutschen Mittelwerts“ liegen, siehe Böhme/Haag (2012), S. 128 f. 
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Verringerung des Abstands zu Kindern ohne Migrationshintergrund – hinter den 

Leistungen der Kinder ohne Migrationshintergrund zurückbleiben.
6
 Angesichts 

der bereits sehr hohen
7
 und stetig steigenden Zahl

8
 an ausländischen Schülern und 

Schülern mit Migrationshintergrund vor allem in Großstädten verwundert es nicht, 

dass das Land Berlin, in dem der Anteil von ausländischen Kindern und Jugendli-

chen bzw. Kindern und Jugendlichen mit Migrationshintergrund besonders hoch
9
 

und zusätzlich in bestimmten Bezirken stark konzentriert ist,
10

 – ausgehend von 

der Prämisse, dass nur ausreichende Sprachkenntnisse schon bei Schuleintritt den 

Schülern langfristig zu Bildungserfolgen in allen Schulfächern verhelfen kön-

nen,
11

 – bereits seit vielen Jahren und als ursprünglich erstes Bundesland auf der 

Grundlage ausdrücklicher gesetzlicher Regelungen
12

 auf eine besondere Sprach-

förderung von Schülern sog. nichtdeutscher Herkunftssprache (im Folgenden: 

‚ndH‘) setzt. 

                                                 

6
 Schwippert/Wendt/Tarelli (2012), S. 199 f. (für IGLU 2011); Tarelli/Schwippert/Stubbe (2012), 

S. 258 ff. (für TIMSS 2011); Haag/Böhme/Stanat (2012), S. 214 ff. (für den IQB-

Ländervergleich 2011). 

7
 Vgl. Haag/Böhme/Stanat (2012), S. 213; Statistisches Bundesamt (2012a), S. 56 ff.; 

BAMF (2008), S. 18; vgl. auch Avenarius/Füssel (2008), S. 40. 

8
 Die Beauftragte der Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge und Integration (2012), 

S. 27 ff.; siehe auch SenBJS (2006), S. 9, für eine Veranschaulichung der Entwicklung im Land 

Berlin. 

9
 Kleine Anfrage des Abgeordneten Özcan Mutlu (Fraktion Bündnis 90/Die Grünen) v. 04.03.2013 

und die Antwort des Senats von Berlin zum Thema „Segregation an Grundschulen“, Abgeordne-

tenhaus Berlin, Drucks. 17/11665, S. 2, abrufbar unter: http://beapankow.files.wordpress.com/ 

2010/09/ka17-11665-segration-an-grundschulen.pdf (letzter Abruf: 03.11.2013); Haag/Böhme/ 
Stanat (2012), S. 213 f.; für die Gesamtbevölkerung (3.292.400 Personen) ergab der Zensus 2011 

zum Stichtag 09.05.2011 für das Land Berlin einen Ausländeranteil von mehr als 11 % (372.300 

Personen) und einen Migrantenanteil von fast 24 % (780.900 Personen), siehe Amt für Statistik 
Berlin-Brandenburg, Zensus 2011, Stand 09.05.2011, abrufbar unter: https://www.statistik-berlin-

brandenburg.de/basiszeitreihegrafik/bas-zensus-bevoelkerung.asp?Ptyp=300&Sageb=10011&creg 

=BBB&anzwer=3 (letzter Abruf: 03.11.2013). 

10
 Bömermann/Rockmann (2010), S. 43 ff.; SenSJS (2001), S. 8. 

11
 Vgl. SenBJW (2012b), S. 1; in diesem Sinne allgemein auch Kreuzer (2004), S. 81; die Reform 

des Schulgesetzes im Land Berlin im Jahre 2004 fußte nicht zuletzt auf der Erkenntnis, dass „[d]ie 

Ergebnisse der empirischen Bildungsforschung, wie die TIMS- [sic!] und PISA-Studien, […] die 

Defizite der schulischen Bildung und Erziehung im deutschen Schulsystem deutlich beschrieben 

[haben]. Das neue Schulgesetz trägt diesen Ergebnissen Rechnung, in dem es deutlicher als bisher 

die Qualität schulischer Arbeit in den Mittelpunkt stellt. Mit der Verpflichtung aller Schulen und 

der Schulaufsichtsbehörde zu einer systematisch angelegten Qualitätssicherung […] wird die Ver-

antwortlichkeit für eine zukunftsfähige Bildung und Erziehung klar geregelt.“ (Abgeordnetenhaus 

von Berlin, Amtl. Begr. zum Schulgesetz, Drucks. 15/1842, Anlage 2, S. 3, abrufbar unter: 

http://www.parlament-berlin.de/KITUAdok15.nsf/9de1fec983c7d127c12565f500514444/7C8A88 

652494FBB8C1256DFE004AE2C5/$File/2091.pdf?Openelement (letzter Abruf: 03.11.2013)). 

12
 Vgl. Reuter (1999), S. 32.  
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Dabei gerät dieses Merkmal der schulischen Sprachförderung aber gerade in der 

jüngeren Vergangenheit nicht nur in den Fokus der Bildungspolitik
13

 und 

-forschung
14

, sondern ist, ausgelöst durch einen Vorfall an einer Berliner Grund-

schule, der eine Vielzahl von regionalen
15

, aber auch überregionalen
16

 Medienbe-

richten nach sich zog, starker Kritik von weiteren Seiten, so auch Teilen der El-

ternschaft, ausgesetzt. Während die Befürworter der bisherigen Förderpraxis die-

ses Merkmal verteidigen und durchaus Bildungserfolge sehen, die dem Sprach-

fördermodell auf Grundlage des Merkmals ‚ndH‘ zuzuschreiben seien,
17

 wenden 

sich die Kritiker demgegenüber insoweit gegen die ihrer Ansicht nach diskrimi-

nierende und segregierende Wirkung des ‚ndH‘-Merkmals und plädieren entweder 

für eine Abschaffung des Merkmals ‚ndH‘ insgesamt
18

 oder fordern, das Merkmal 

                                                 

13
 Siehe nur die Kleine Anfrage des Abgeordneten Özcan Mutlu (Fraktion Bündnis 90/Die Grünen) 

v. 04.03.2013 und die Antwort des Senats von Berlin zum Thema „Segregation an Grundschulen“, 

Abgeordnetenhaus Berlin, Drucks. 17/11665, abrufbar unter: http://beapankow.files. 

wordpress.com/2010/09/ka17-11665-segration-an-grundschulen.pdf (letzter Abruf: 03.11.2013), 

und den Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen „Streichung des Merkmals ‚nichtdeutscher 

Herkunftssprache‘ in den Schulporträts“ im Berliner Abgeordnetenhaus v. 21.01.2013, Abgeord-

netenhaus Berlin, Drucks. 17/0782 v. 23.01.2013, abrufbar unter: http://www.parlament-

berlin.de/ados/17/IIIPlen/vorgang/d17-0782.pdf (letzter Abruf: 03.11.2013). 

14
 Siehe vor allem die aktuelle Untersuchung von Fincke/Lange (2012), die auch Gegenstand der 

Diskussion in der Bildungspolitik ist; siehe ebenfalls Noreisch (2007). 

15
 Vogt, Sylvia, „Grundschule in Kreuzberg – Türkische Eltern protestieren gegen Trennung nach 

Herkunft“, in: Der Tagesspiegel v. 17.08.2012, abrufbar unter: http://www.tagesspiegel.de/ 

berlin/grundschule-in-kreuzberg-tuerkische-eltern-protestieren-gegen-trennung-nach-herkunft/701 

2242.html (letzter Abruf: 03.11.2013); dies., „Lenau-Schule – Jetzt wehren sich die deutschen 

Eltern“, in: Der Tagesspiegel v. 17.08.2012, abrufbar unter: http://www.tagesspiegel.de/berlin/ 

lenau-schule-jetzt-wehren-sich-die-deutschen-eltern/7016450.html (letzter Abruf: 03.11.2013); 

Klesmann, Martin, „Lenau-Grundschule in Berlin – Senat löst deutsche Klasse in Kreuzberg auf“, 

in: Berliner Zeitung v. 21.08.2012, abrufbar unter: http://www.berliner-zeitung.de/berlin/lenau-gru 

ndschule-in-berlin-senat-loest-deutsche-klasse-in-kreuzberg-auf,10809148,16928866.html (letzter 

Abruf: 03.11.2013); Vieth-Entus, Susanne, „Streit um Klassenmischung – Eltern: Kreuzbergs 

Lenau-Schule ist nicht rassistisch“, in: Der Tagesspiegel v. 02.10.2012, abrufbar unter: 

http://www.tagesspiegel.de/berlin/schule/streit-um-klassenmischung-eltern-kreuzbergs-lenau-schu 

le-ist-nicht-rassistisch/7206318.html (letzter Abruf: 03.11.2013); „Lenau-Grundschule Kreuzberg 

– Über 1000 Kilometer per Luftpost“ (ohne Autor), in: Berliner Zeitung v. 16.10.2012, abrufbar 

unter: http://www.berliner-zeitung.de/berlin/lenau-grundschule-kreuzberg-ueber-1000-kilometer-

per-luftpost,10809148,20611186.html (letzter Abruf: 03.11.2013). 

16
 Schmitz, Katharina, „Integration – Eine Grundschule wirbt um deutsche Kinder“, in: ZEIT ON-

LINE v. 15.10.2012, abrufbar unter: http://www.zeit.de/gesellschaft/schule/2012-10/grundschule-

berlin-buschkowsky (letzter Abruf: 03.11.2013). 

17
 Senatsverwaltung für Bildung, Wissenschaft und Forschung (nunmehr: Senatsverwaltung für 

Bildung, Jugend und Wissenschaft), „Weniger Kinder brauchen Sprachförderung“, Pressemittei-

lung v. 09.05.2008, abrufbar unter: http://www.berlin.de/sen/bwf/presse/pressemitteilungen/ 

anwendung/pressemitteilung.aspx?presseid=2369 (letzter Abruf: 03.11.2013). 

18
 Migrationsrat Berlin-Brandenburg, „Empfehlungen zum Landesaktionsplan gegen Rassismus 

und ethnische Diskriminierung (LAPgR) in Berlin von Seiten zivilgesellschaftlicher 

Akteur_innen“, Stand: 15.06.2010, S. 15, abrufbar unter: http://www.migrationsrat.de/dokumente/ 
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‚ndH‘ zumindest aus den öffentlichen Schulporträts der Internetseiten der Senats-

verwaltung für Bildung, Jugend und Wissenschaft (im Folgenden: SenBJW) zu 

streichen
19

. 

Der Forderung nach der Abschaffung der bisherigen Sprachförderung auf Grund 

des Merkmals ‚ndH‘ bzw. nach einer Reduzierung der öffentlich verfügbaren 

Schulinformationen könnten jedoch sowohl rechtliche als auch tatsächliche Grün-

de entgegenstehen. Im Rahmen der vorliegenden Arbeit soll deshalb das Merkmal 

‚ndH‘, ausgehend von einer Darstellung zur Einführung und Entwicklung dieses 

Merkmals in der Berliner Schulbildung unter Berücksichtigung der zuvor gelten-

den Rechtslage und einer Darstellung der aktuellen rechtlichen Grundlagen der 

schulischen Sprachförderung im Land Berlin – in dem für eine sprachwissen-

schaftliche Arbeit gebotenen Umfang –, einer näheren Betrachtung unterzogen 

werden (2.1.). Dabei soll nach einer Bestimmung des Merkmals ‚ndH‘, einer Er-

läuterung der einschlägigen Regelungen zur ‚ndH‘-Sprachförderung und einem 

Vergleich mit dem zusätzlich bestehenden Fördermerkmal „Lernmittelbefreiung“ 

(im Folgenden: ‚LmB‘) im Kontext der aktuellen Bestimmungen zunächst ein 

Überblick über wesentliche Aspekte der schulischen Sprachförderung auf der 

Grundlage des Merkmals ‚ndH‘ in der Praxis gegeben werden, in den wiederum 

das Vergleichsmerkmal ‚LmB‘ einbezogen werden soll (2.2.). Daran knüpft die 

Untersuchung der These an, das Merkmal ‚ndH‘ bzw. zumindest seine Veröffent-

lichung im Rahmen der Schulporträts der SenBJW habe diskriminierende Wir-

kung und führe zu einer Segregation der Schülerschaft (2.3.). Im Anschluss daran 

soll der Frage nach der tatsächlichen Notwendigkeit einer sich an dem Merkmal 

‚ndH‘ orientierenden Sprachförderung (2.4.) nachgegangen werden, die, wenn sie 

denn bejaht werden könnte, etwaige Diskriminierungs- und Segregationswirkun-

                                                                                                                                      

projekte/haertefall/LAPgR_Final_MRBB.pdf (letzter Abruf: 03.11.2013); Akgün, Gökhan, „Viel-

falt ist Bereicherung: Berliner Senat zweifelt an der Leistungsfähigkeit mehrsprachiger Kinder“, 

in: DTJ ONLINE v. 28.05.2013, abrufbar unter: http://dtj-online.de/berliner-senat-zweifelt-an-der-

leistungsfahigkeit-mehrsprachiger-kinder-2339 (letzter Abruf: 03.11.2013); vgl. auch Klesmann, 
Martin, „Sozialer Hintergrund von Schülern: Herkunft soll kein Stigma sein“, in: Berliner Zeitung 

v. 27.08.2012, abrufbar unter: http://www.berliner-zeitung.de/berlin/sozialer-hintergrund-von-

schuelern-herkunft-soll-kein-stigma-sein,10809148,16984688.html (letzter Abruf: 03.11.2013). 

19
 Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen „Streichung des Merkmals ‚nichtdeutscher Her-

kunftssprache‘ in den Schulporträts“ im Berliner Abgeordnetenhaus v. 21.01.2013, Abgeordneten-

haus Berlin, Drucks. 17/0782 v. 23.01.2013, abrufbar unter: http://www.parlament-

berlin.de/ados/17/IIIPlen/vorgang/d17-0782.pdf (letzter Abruf: 03.11.2013). 
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gen rechtfertigte. Die Arbeit schließt mit einer Zusammenfassung der gefundenen 

Ergebnisse (3.). 

2. Das Merkmal der „nichtdeutschen Herkunftssprache“ (ndH) 

in der schulischen Sprachförderung im Land Berlin 

Die Beurteilung, ob eine Abschaffung des Merkmals ‚ndH‘ bzw. die Streichung 

dieses Merkmals aus den öffentlichen Schulporträts aus rechtlichen und/oder tat-

sächlichen Gründen unmöglich ist oder, anders gewendet, vielleicht sogar geboten 

sein könnte, kann nur vor dem Hintergrund der schulischen Sprachförderung in 

der Praxis erfolgen. Die konkrete Umsetzung der Sprachförderung in der Praxis 

wiederum kann nur dann ausreichend beurteilt werden, wenn ihre allgemeinen 

Grundlagen bekannt sind. Eminent wichtig ist dafür die Kenntnis der maßgebli-

chen rechtlichen Grundlagen der Sprachförderung im schulischen Bereich, aus 

denen sich auch die Definition des Begriffs ‚ndH‘ ergibt. Dieser deshalb grundle-

genden Darstellung der einschlägigen Regelungen vorangestellt sei ein Überblick 

zur Einführung und Entwicklung der schulischen Sprachförderung, an deren Ende 

die heute geltenden rechtlichen Bestimmungen zur Sprachförderung auf der 

Grundlage des Merkmals ‚ndH‘ stehen. 

2.1. Zur schulischen Sprachförderung im Land Berlin auf der Grundlage 

des Merkmals ‚ndH‘ im Allgemeinen 

2.1.1. Einführung und Entwicklung des Merkmals ‚ndH‘ im Land Berlin 

2.1.1.1. Die Geschichte des Berliner Schulgesetzes und der Sprachförderung im 

Land Berlin im Überblick 

Am 1. Februar 2004 trat in Berlin das (neue) Schulgesetz vom 26. Januar 2004
20

 

(im Folgenden: SchulG) in Kraft (§ 131 Abs. 1 SchulG) und löste damit das bis-

herige Schulgesetz ab, das 1948 – noch vor der Spaltung Berlins – nach einem 

gemeinsamen Entwurf der Parteien SPD, SED und FPD mit deren Stimmen und 

gegen die Stimmen der CDU als „Schulgesetz für Groß-Berlin“ erlassen worden 

war.
21

 Seit der Spaltung Berlins im Jahre 1950 war dieses Gesetz, das bereits kurz 

nach der Spaltung der Stadt für den Westteil erheblich verändert wurde (etwa 

Aufgabe der zwölfjährigen Einheitsschule und Einführung einer Grundschule mit 

                                                 

20
 Schulgesetz für das Land Berlin (Schulgesetz – SchulG) v. 26.01.2004 (GVBl. S. 26), zuletzt 

geändert durch Gesetz v. 26.06.2013 (GVBl. S. 199). 

21
 Seipp/Werner (1996), Bd. 1, G II, S. 1; Krzyweck/Duveneck (2013), 10.00, S. 10. 
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sechs Klassenstufen; zugleich Umbenennung in „Schulgesetz für Berlin“ [im Fol-

genden: SchulG a.F.])
22

 und auch in der Folge gravierenden Veränderungen unter-

lag
23

, die maßgebende gesetzliche Grundlage bis zur Ablösung durch das (voll-

ständig novellierte) SchulG im Jahre 2004.
24

 

Das SchulG a.F.
25

 enthielt zunächst weder Regelungen über die Beschulung von 

Schülern ‚ndH‘ noch solche über die Beschulung von Ausländern oder Migranten. 

Erst durch eine Änderung des SchulG a.F. im Jahre 1980
26

 kam es zu spezifischen 

Schulpflichtregelungen für ausländische Kinder und Jugendliche auf gesetzlicher 

Grundlage
27

, die deren „besondere Situation“ erforderte.
28

 Gemeint ist damit die 

seinerzeit zunehmende räumliche Konzentration von Arbeitsmigranten in be-

stimmten Berliner Innenstadtbezirken, mit der eine entsprechende Konzentration 

von Migrantenschülern in den Schulen der jeweiligen Bezirke einherging.
29

 Das 

                                                 

22
 Durch die Gesetzesnovellen v. 17.05.1951 (GVBl. S. 381) und v. 05.08.1952 (GVBl. S. 286). 

23
 Siehe zur Geschichte des Schulgesetzes für Berlin bis zur Wiedervereinigung im Jahre 1990 und 

dem Inkrafttreten des Westberliner Schulgesetzes auch im Ostteil der Stadt im August 1991 aus-

führlich Seipp/Werner (1996), Bd. 1, G II, S. 1 ff.; mit dem Einigungsvertrag und den Gesetzen 

über die Vereinheitlichung des Berliner Landesrechts galt das 1948 in Kraft getretene Schulge-

setz – nach 25 Änderungsgesetzen allein bis 1997 selbstverständlich in veränderter Form – seit 

1991 wieder uneingeschränkt in ganz Berlin, Meyer (1997), S. 312. 

24
 Krzyweck/Duveneck (2013), 10.00, S. 11. 

25
 Ein Textnachweis für das – damals noch sehr kurze – SchulG a.F. mit Stand 1952 findet sich bei 

Werner (1954), S. 3 ff. 

26
 Durch das Fünfzehnte Gesetz zur Änderung des Schulgesetzes für Berlin – 15. ÄndSchulG – 

v. 24.07.1980 (GVBl. S. 1375). 

27
 Zuvor enthielten nur die Ausführungsvorschriften (AV) über den Unterricht für Kinder auslän-

discher Arbeitnehmer und für jugendliche ausländische Arbeitnehmer v. 15.04.1971 und die AV 

über den Unterricht für ausländische Kinder und Jugendliche v. 13.12.1977 sowie das Rundschrei-

ben II Nr. 82/1980 v. 09.07.1980 betreffend Eingliederungslehrgänge für ausländische Jugendliche 

spezifische Regelungen, siehe Langenfeld (2001), S. 103. Dabei handelte es sich jedoch um Vor-

schriften, denen – anders als den Regelungen im SchulG (a.F.) und in den einschlägigen Schulver-

ordnungen – keine Normqualität im juristischen Sinne zukam, sondern bei denen es sich um blo-

ßes Innenrecht der Schulverwaltung handelte. Diese Unterscheidung ist wesentlich, weil das ver-

fassungsrechtliche Gebot des Gesetzesvorbehalts in Bezug auf wesentliche Regelungen ein for-

melles Gesetz erfordert, vgl. Reuter (1999), S. 32. Diese Erkenntnis setzte sich aber erst in Vorbe-

reitung des neuen SchulG durch, vgl. Abgeordnetenhaus von Berlin, Amtl. Begr. zum Schulgesetz, 

Drucks. 15/1842, S. 1, abrufbar unter: http://www.parlament-berlin.de/KITU 

Adok15.nsf/9de1fec983c7d127c12565f500514444/7C8A88652494FBB8C1256DFE004AE2C5/$

File/2091.pdf?Openelement (letzter Abruf: 03.11.2013). 

28
 Krzyweck (1981), S. 154. 

29
 Engin (2003), S. 21; eine vergleichbare Entwicklung ließ sich für denselben Zeitraum etwa für 

die Stadt Frankfurt am Main feststellen, die in dieser Zeit über den höchsten Ausländeranteil aller 

bundesdeutschen Großstädte verfügte, siehe Weishaupt (1983), S. 60 ff., der im Rahmen seiner 

Planungsüberlegungen zu dem später für Berlin tatsächlich eintretenden Ergebnis kommt, dass bei 
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SchulG a.F. regelte nunmehr u.a., in welcher Weise in Berlin wohnhafte bzw. 

nach Berlin zuziehende schulpflichtige Ausländer – sowohl deutsche als auch 

ausländische Kinder und Jugendliche waren fortan grundsätzlich gleichermaßen 

schulpflichtig – einer bestimmten Klassenstufe zuzuordnen waren, und in welchen 

Fällen der Besuch einer Vorbereitungsklasse erforderlich war.
30

 Nach der neu 

eingeführten Vorschrift des § 15 SchulG a.F. herrschte dabei lediglich das Prinzip, 

dass ausländische Schüler entweder in Vorbereitungsklassen oder in Klassenstu-

fen der deutschen Altersgenossen aufgenommen wurden.
31

 

Zwei Jahre später wurde sodann der Unterricht ausländischer Kinder und Jugend-

licher selbst erstmals gesetzlich geregelt, wobei der Gesetzgeber allerdings auf 

eine Definition des Begriffs „Ausländer“ verzichtete.
32

 Erforderlich war daher ein 

Rückgriff auf ausländerrechtliche Vorschriften, sodass nur sog. „Paßausländer“
33

, 

d.h. Inhaber einer anderen Staatsangehörigkeit als derjenigen der Bundesrepublik 

Deutschland, von diesem Begriff erfasst waren. Nach dem neuen § 35a 

SchulG a.F. wurde der Grundsatz eines gemeinsamen Unterrichts („Prinzip der 

Integration“)
34

 mit deutschen Schülern durch die Aufnahme von Ausländern in 

Regelklassen gesetzlich verankert, sofern nicht mangelnde Deutschkenntnisse 

oder ein zu hoher Ausländeranteil Sonderklassen für Ausländer erforderte(n)
35

, 

nämlich entweder Ausländerregelklassen im Falle des Überschreitens der zulässi-

gen Quoten, Vorbereitungsklassen im Falle des Fehlens hinreichender Sprach-

kenntnisse unabhängig von Quoten oder Eingliederungslehrgänge für Jugendliche, 

die zum Zeitpunkt der Zuwanderung bereits 14 Jahre alt oder älter waren.
36

 Er-

gänzt und konkretisiert wurden diese gesetzlichen Vorschriften durch Ausfüh-

rungsvorschriften (im Folgenden: AV) in Form von Verwaltungsvorschriften der 

                                                                                                                                      

einer Quote von 40% und 55% „[…] die Schulorganisationsform mit getrennten Klassen für deut-

sche und ausländische Kinder im Kernbereich der Stadt zur Regel werden könnte“ (S. 70). 

30
 Krzyweck (1981), S. 154. 

31
 Seipp/Werner (1996), Bd. 1, G II, S. 5. 

32
 Durch die Einfügung der neuen Vorschrift des § 35a SchulG a.F. durch das Sechzehnte Gesetz 

zur Änderung des Schulgesetzes – 16. ÄndSchulG – v. 29.09.1982 (GVBl. S. 1807). 

33
 So Krzyweck (1983), S. 340. 

34
 Seipp/Werner (1996), Bd. 1, G VI, S. 8. 

35
 Seipp/Werner (1996), Bd. 1, G II, S. 5. 

36
 Engin (2003), S. 21. 
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Fachverwaltung, etwa durch die AV Ausländer und die AV Aussiedler.
37

 Diese 

Regelungen unterschieden sich dabei insoweit voneinander, als Aussiedler grund-

sätzlich selbst dann in Regelklassen aufzunehmen waren, wenn sie nicht über hin-

reichende Sprachkenntnisse verfügten.
38

 

Das Gesetz und die AV Ausländer sahen für den gesetzlichen Regelfall der ge-

meinsamen Beschulung vor, dass der Anteil ausländischer Schüler in den Klas-

senstufen eins bis sieben grundsätzlich maximal 30 % betragen durfte, jedoch 

auch 50 % (in besonderen Einzelfällen sogar mehr)
39

, wenn mehr als die Hälfte 

der ausländischen Schüler dem Unterricht ohne Sprachschwierigkeiten folgen 

konnte.
40

 Für alle weiteren Klassenstufen bestand eine „Soll“-Regelung von 

50 %.
41

 Konnten diese zulässigen Quoten nicht eingehalten werden und waren 

auch Ausgleichsmaßnahmen, etwa eine Aufteilung der ausländischen Schüler auf 

andere Schulen in dem jeweiligen Bezirk,
42

 nicht möglich oder nicht erfolgver-

sprechend, so kam – zumindest an Grund-, Haupt- und Berufsschulen – die Bil-

dung von reinen Ausländerklassen in Betracht.
43

 Entgegen dem eigentlichen Re-

gel-Ausnahme-System erfolgte in der Praxis aber gerade in den Berliner Innen-

stadtbezirken, die einen sehr hohen Migrantenanteil aufwiesen, häufig die Ein-

richtung von Vorbereitungsklassen für ausländische Schüler ohne die erforderli-

chen Deutschkenntnisse und, auch wenn hinreichende Deutschkenntnisse vorhan-

den waren, die Bildung von Ausländerregelklassen, da die zulässigen Quoten re-

gelmäßig überschritten wurden.
44

  

Daneben sahen die einschlägigen Regelungen zum einen die Einrichtung von 

(grundsätzlich zeitlich befristeten) „ergänzenden Deutschkursen in Regelklassen“ 

sowie zum anderen einen (zeitlich zu befristenden) „zusätzlichen Förderunter-

richt“ vor: Die „ergänzenden Deutschkurse in Regelklassen“ waren für diejenigen 

                                                 

37
 Krzyweck/Duveneck (2013), 11.15, § 15 Rn. 2; siehe dazu auch die Nachweise bei Engin (2003), 

S. 22 ff., und Gogolin (2001), S. 59 ff. 

38
 Siehe dazu die Nachweise bei Gogolin (2001), S: 59. 

39
 Seipp/Werner (1996), Bd. 1, G VI, S. 8. 

40
 Krzyweck (1983), S. 340. 

41
 Krzyweck (1983), S. 340. 

42
 Seipp/Werner (1996), Bd. 1, G VI, S. 9. 

43
 Krzyweck (1983), S. 340; Seipp/Werner (1996), Bd. 1, G VI, S. 9. 

44
 Engin (2003), S. 17. 
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ausländischen Schüler vorgesehen, die zwar in Regelklassen gemeinsam mit deut-

schen Schülern unterrichtet wurden, die deutsche Sprache aber noch nicht hinrei-

chend beherrschten, und sollten an fünf Tagen in der Woche mit zwei Stunden 

täglich stattfinden.
45

 Der „zusätzliche Förderunterricht“ hingegen wandte sich an 

ausländische Schüler sowohl in Regelklassen als auch in Ausländerregelklassen, 

die „noch erhebliche Schwierigkeiten in der deutschen Sprache haben“
46

. Der 

Umfang dieses Förderunterrichts durfte fünf Wochenstunden nicht überschreiten 

und ein solcher zusätzlicher Unterricht dufte nicht von Schülern wahrgenommen 

werden, die bereits in den o.g. ergänzenden Kursen unterrichtet wurden,
47

 was 

nach dem soeben Gesagten also nur eine Doppelbelegung durch ausländische 

Schüler aus Regelklassen ausschloss. Für Schüler aus Ausländerregelklassen war 

eine Doppelbelegung schon gar nicht möglich, da sie nicht zu den Adressaten der 

ergänzenden Kurse gehörten. 

2.1.1.2. Einführung des Merkmals ‚ndH‘ in Berlin bereits unter Geltung des 

SchulG a.F. 

Nachdem sich die Bevölkerungsstruktur in den Innenstadtbezirken Berlins in der 

Folge nicht verändert hatte und Ausländerregelklassen, Vorbereitungsklassen und 

Eingliederungslehrgänge entgegen dem eigentlich avisierten gemeinsamen Unter-

richt in Regelklassen immer mehr zur dauerhaften Regel geworden waren, begann 

Mitte der 1990er Jahre unter dem Eindruck wachsender Kritik an der Quotenrege-

lung und der damit einhergehenden Ausgrenzung ausländischer Schüler ein Um-

denken in der Berliner Bildungspolitik.
48

 Kritische Stimmen betonten dabei insbe-

sondere, dass 

„[…] sich [die Quotenregelung] durch die Veränderung der Zusammensetzung der Berli-

ner Schülerschaft überholt [hat]. Die Frage des Passes ist nicht identisch mit der Sprach-

kompetenz der Schülerinnen und Schüler oder ihrer Fähigkeit, dem Unterricht folgen zu 

können. […]“
49

 

                                                 

45
 Engin (2003), S. 24, mit den entsprechenden Auszügen aus den AV Ausländer. 

46
 AV Ausländer, zitiert nach Engin (2003), S. 24. 

47
 Engin (2003), S. 24, mit den entsprechenden Auszügen aus den AV Ausländer. 

48
 Engin (2003), S. 25 ff., mit zahlreichen Nachweisen zu den kritischen Äußerungen von Verbän-

den und politischen Parteien im Originalwortlaut. 

49
 Antrag der Fraktion Bündnis 90/Grüne (AL), Drucks. 12/3899 v. 01.03.1994, zitiert nach 

Engin (2003), S. 28 f. 
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Der politische Diskurs mündete schließlich in einen Wegfall der Quotenregelung 

durch eine Änderung des SchulG a.F. im Jahre 1995
50

 und zugleich in die (grund-

sätzliche) Aufhebung der Unterscheidung zwischen deutschen und ausländischen 

Schülern.
51

 Die Vorschrift des § 35a SchulG a.F., die – wie gezeigt – zunächst nur 

den Unterricht ausländischer Schüler regelte, erfuhr dadurch mit Wirkung zum 

16.04.1996
52

 eine Änderung dergestalt, dass sie erstmals ausführliche gesetzliche 

Regelungen über die „Schüler nichtdeutscher Herkunftssprache“ enthielt, auf den 

Begriff „Ausländer“ nur noch in Ausnahmefällen
53

 Bezug nahm und ansonsten 

auf ihn verzichtete.
54

 Berlin war das erste Bundesland, das eine solche Sprachför-

derung auf gesetzlicher Grundlage einführte.
55

 Obwohl der Begriff „Schüler 

nichtdeutscher Herkunftssprache“ wie schon zuvor auch der Begriff „Ausländer“ 

gesetzlich nicht definiert war, wurde damit deutlich, dass es fortan nicht mehr auf 

die Staatsangehörigkeit der Schüler ankommen sollte; maßgebend war nunmehr 

die „Kommunikationssprache“ in der Familie, wobei in Zweifelsfällen der Aussa-

ge der Eltern eine entscheidende Wirkung zukam.
56

 Was genau unter der „Kom-

munikationssprache“ verstanden werden sollte, war jedoch nicht weiter definiert. 

Allerdings sollten nach Ansicht der Schulverwaltung Schüler ‚ndH‘ in 

„folgenden Personengruppen anzutreffen [sein]: 

  Schüler mit nichtdeutscher Nationalität, 

  Schüler, die bzw. deren Eltern eingebürgert wurden, 

  Aussiedlerkinder. Es ist also grundsätzlich zu unterscheiden zwischen Schülern 

deutscher Herkunftssprache und nichtdeutscher Herkunftssprache. Die Staatsbür-

gerschaft ist für diese Frage ohne Belang, entscheidend ist die Kommunikations-

                                                 

50
 GVBl. 1995, S. 626. 

51
 Meyer (1997), S. 314. 

52
 Gogolin/Neumann/Reuter (1998), S. 674, die gleichzeitig darauf hinweisen, dass die praktische 

Umsetzung dieser Änderungen die Schulpolitik im Land Berlin vor große Herausforderungen 

gestellt habe und mangels Zustimmung der zuständigen Gremien erstmalig im Januar 1998 erfolg-

reich gewesen sei. 

53
 Nämlich für die Berechnung bereits zurückgelegter Schuljahre, vgl. § 35a Abs. 7 SchulG a.F., 

und nach § 15 SchulG a.F., der die Schulpflicht von ausländischen Kindern und Jugendlichen 

betraf, für die – vom Alter und vom Bildungsstand abhängige – Zuordnung zu einer bestimmten 

Klassenstufe, einer Vorbereitungsklasse oder einem Eingliederungslehrgang im Falle eines Zu-

zugs. Anders als § 35a SchulG a.F. erwähnte § 15 SchulG a.F. die „Kenntnisse in der deutschen 

Sprache“ nicht; siehe dazu auch Gogolin (2001), S. 56. 

54
 Gogolin (2001), S. 56. 

55
 Vgl. Reuter (1999), S. 32. 

56
 Langenfeld (2001), S. 103. 
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sprache innerhalb der Familie. Im Zweifelsfalle gilt die Aussage der Eltern“
57

 

[Unterstreichung im Original], 

Relevant waren fortan also nur noch die Sprachkenntnisse der Schüler. § 35a 

Abs. 1 SchulG a.F. stellte dabei ebenfalls den Grundsatz des gemeinsamen Unter-

richts von Schülern ‚ndH‘ mit allen anderen Schülern in Regelklassen auf (sog. 

Berliner Modell)
58

. Von diesem Grundsatz sollte u.a.
59

 dann eine Ausnahme ge-

macht und sollten Schüler ‚ndH‘ in Förderklassen zusammengefasst werden, 

wenn diese Schüler die deutsche Sprache gar nicht oder so wenig beherrschten, 

dass sie dem Unterricht nicht oder nicht ausreichend folgen konnten, und wenn 

eine ausreichende Förderung in Regelklassen nicht möglich war (vgl. § 35a Abs. 2 

S. 1 SchulG a.F.).
60

 In diesen Förderklassen waren die Schüler auf den Übergang 

in eine Regelklasse vorzubereiten (vgl. § 35a Abs. 2 S. 2 SchulG a.F.). Zudem 

verwies § 35a Abs. 1 SchulG a.F. auf § 15 SchulG a.F., der die Schulpflicht von 

„ausländischen“ Kindern und Jugendlichen regelte und als eine der wenigen Vor-

schriften diesen Begriff weiterhin verwendete. Ob ausländische Kinder und Ju-

gendliche in Regelklassen unterrichtet werden sollten, war danach von ihrem Bil-

dungsstand abhängig. Anders als § 35a SchulG a.F. erwähnte diese Vorschrift 

Sprachkenntnisse als Voraussetzung für eine entsprechende Zuordnung nicht, so-

dass auf Grund der Verweisung davon ausgegangen werden muss, dass insoweit 

das Fehlen von ausreichenden Sprachkenntnissen zu vermuten war und ein sol-

ches Fehlen nur durch einen hohen (allgemeinen) Bildungsstand ausgeglichen 

werden konnte. 

                                                 

57
 Anlage 2, 1., der „Richtlinien für die Lehrerstundenzumessung und die Organisation der Berli-

ner Schule ab dem Schuljahr 1997/98“ der Berliner Senatsschulverwaltung, zitiert nach 

Gogolin (2001), S. 57. 

58
 Langenfeld (2001), S. 102; Schmahl (2004), S. 28 (zu § 4 Abs. 10 und § 15 SchulG [2004]). 

59
 Ein weiterer Ausnahmefall bestand nach § 35a Abs. 3 SchulG a.F. für sog. Seiteneinsteiger, die 

während des laufenden Schuljahres einer bestimmten Klassenstufe zugeordnet werden mussten. 

Diese Zuordnung erfolgte nach der Vorbildung und den Kenntnissen in der deutschen Sprache des 

betreffenden Schülers und konnte zu einer Aufnahme in eine – gemessen an der Altersstufe – 

niedrigere Klassenstufe oder in eine Förderklasse führen. Die „Seiteneinsteiger“-Regelung löste 

die auch nach Einführung des Merkmals ‚ndH‘ zunächst noch fortbestehenden und weiterhin kriti-

sierten Einführungslehrgänge ab, siehe Engin (2003), S. 31 f. 

60
 Meyer (1997), S. 340. 
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Während die Abschaffung der Quotenregelung allgemein begrüßt wurde,
61

 rief 

das Fehlen weiterer inhaltlicher und schulorganisatorischer Maßnahmen im Zuge 

der praktischen Umsetzung der neuen Regelung des § 35a SchulG vereinzelt auch 

kritische Stimmen hervor.
62

 So wurde eingewandt, dass die Aufhebung der Quo-

tenregelung und die Einführung einer neuen Bezeichnung für eine Schülergruppe 

allein nicht zu einer Verbesserung des Status quo führten.
63

 Ausländerregelklassen 

würden nun entweder zu Regelklassen oder zu Förderklassen, ohne dass den jetzt 

in diesen Klassen zusammengefassten Schülern Verbesserungen inhaltlicher Art 

zugutekämen.
64

 Die Bezeichnung als Schüler ‚ndH‘ trage nur der Tatsache Rech-

nung, dass viele ehemals als Ausländer geltende Schüler nunmehr über einen 

deutschen Pass verfügten.
65

 

Ohne bereits hier eine Bewertung des Merkmals ‚ndH‘ selbst vorzunehmen, ist 

dieser Kritik entgegenzuhalten, dass jedenfalls der Übergang von der Quotenrege-

lung für Ausländer zum ‚ndH‘-System unter Abschaffung der Ausländerregelklas-

sen per se schon eine Beseitigung der zuvor eingetretenen Diskriminierung von 

Ausländern zu erreichen vermochte. Kommt eine Beschulung in Ausländerregel-

klassen aus rechtlichen Gründen nicht mehr in Betracht, so sind wegen der Ab-

hängigkeit von der Bevölkerungsstruktur und damit aus tatsächlichen Gründen 

zwar dennoch weiterhin Regelklassen denkbar, in denen sich nur Ausländer be-

finden. Diese Situation tritt aber nicht deshalb ein, weil eine bestimmte Quote 

erreicht wurde, sondern in Ermangelung einer bestimmten Anzahl an deutschen 

Schülern an der betroffenen Schule. Werden Schüler fortan in Förderklassen zu-

sammengefasst, knüpft diese Einstufung nicht mehr an die Staatsangehörigkeit, 

sondern nur noch und nicht bloß zusätzlich an die Sprachkompetenz an, die ge-

sondert festgestellt wird (vgl. etwa § 35a Abs. 4 SchulG a.F.). Dieser Schritt redu-

zierte die Diskriminierung von Ausländern ebenfalls, auch wenn damit noch 

nichts über das Diskriminierungspotenzial des Merkmals ‚ndH‘ selbst gesagt ist. 

                                                 

61
 Siehe dazu die Stellungnahmen des Türkischen Bundes Berlin-Brandenburg v. 01.09.1995 und 

der Ausländerbeauftragten des Berliner Senats v. 22.10.1996, nachgewiesen bei Engin (2003), 

S. 30. 

62
 Engin (2003), S. 30 f. 

63
 Engin (2003), S. 30 f. 

64
 Engin (2003), S. 30. 

65
 Engin (2003), S. 31. 
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Soweit nun mehr Schüler als zuvor für Förderklassen in Frage kommen, ist dies 

nur zu begrüßen. Denn waren Schüler mit herkunftsbedingten Sprachproblemen, 

aber deutschem Pass in der Vergangenheit von diesen Maßnahmen ausgeschlos-

sen, werden diese Fördermaßnahmen nunmehr für einen weitaus größeren Kreis 

bedürftiger Schüler geöffnet. Von dem angeführten „Etikettenschwindel“
66

 kann 

daher in der von der Kritik geäußerten verallgemeinernden Form nicht gesprochen 

werden. 

2.1.1.3. Notwendigkeit eines neuen Schulgesetzes für das Land Berlin 

Nachdem sich (auch) beim Landesgesetzgeber die Erkenntnis durchgesetzt hatte, 

dass das SchulG a.F. „noch im Wesentlichen die Struktur wider[spiegelte], wie sie 

Anfang der fünfziger Jahre festgelegt wurde“, das Gesetz trotz oder gerade wegen 

seiner insgesamt 27 Gesetzesänderungen den Anforderungen an eine systemati-

sche Regelung nicht mehr gerecht wurde und auch aus verfassungsrechtlicher 

Sicht unter Berücksichtigung der sog. Wesentlichkeitstheorie
67

 an schulrechtliche 

Regelungen höhere Anforderungen gestellt werden mussten als bislang,
68

 trat 

nach Verabschiedung durch das Berliner Abgeordnetenhaus im Jahre 2004 das 

neue SchulG in Kraft (siehe oben) und setzte gleichzeitig Themen um, die nicht 

rechtlich, aber (schul-)politisch bedeutsam waren.
69

 Wesentliche Neuerungen wa-

ren dabei u.a. die Stärkung der schulischen Selbstständigkeit und Eigenverantwor-

tung (§ 7 SchulG) und die Verpflichtung der Schulen zur Schulprogrammgestal-

tung (§ 8 SchulG). Hinsichtlich des Merkmals ‚ndH‘ (nunmehr insbesondere in 

§ 15 SchulG geregelt) ergaben sich hingegen kaum Veränderungen: Der Gesetz-

                                                 

66
 Engin (2003), S. 31. 

67
 Siehe zu diesem Begriff Krzyweck/Duveneck (2013), 10.00, S. 6 f. 

68
 Abgeordnetenhaus von Berlin, Amtl. Begr. zum Schulgesetz, Drucks. 15/1842, S. 1, abrufbar 

unter: http://www.parlament-berlin.de/KITUAdok15.nsf/9de1fec983c7d127c12565f5005144 

44/7C8A88652494FBB8C1256DFE004AE2C5/$File/2091.pdf?Openelement (letzter Abruf: 

03.11.2013). 

69
 Krzyweck/Duveneck (2013), 10.00, S. 10; die Reform des Schulgesetzes im Land Berlin im 

Jahre 2004 fußte nicht zuletzt auf der Erkenntnis, dass „[d]ie Ergebnisse der empirischen Bil-

dungsforschung, wie die TIMS- [sic!] und PISA-Studien, […] die Defizite der schulischen Bil-

dung und Erziehung im deutschen Schulsystem deutlich beschrieben [haben]. Das neue Schulge-

setz trägt diesen Ergebnissen Rechnung, in dem es deutlicher als bisher die Qualität schulischer 

Arbeit in den Mittelpunkt stellt. Mit der Verpflichtung aller Schulen und der Schulaufsichtsbehör-

de zu einer systematisch angelegten Qualitätssicherung […] wird die Verantwortlichkeit für eine 

zukunftsfähige Bildung und Erziehung klar geregelt.“ (Abgeordnetenhaus von Berlin, Amtl. Begr. 

zum Schulgesetz, Drucks. 15/1842, Anlage 2, S. 3, abrufbar unter: http://www.parlament-

berlin.de/KITUAdok15.nsf/9de1fec983c7d127c12565f500514444/7C8A88652494FBB8C1256D 

FE004AE2C5/$File/2091.pdf?Openelement (letzter Abruf: 03.11.2013)). 
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geber ging lediglich dazu über, in das SchulG nur noch die grundlegenden Aussa-

gen über die besondere Förderung auf der Grundlage dieses Merkmals aufzuneh-

men (nunmehr § 15 Abs. 1 und Abs. 2 SchulG) und alles weitere in Rechtsverord-

nungen
70

 durch die Fachverwaltung regeln zu lassen (vgl. § 15 Abs. 4 SchulG), 

um es der Exekutive zu ermöglichen, „auf neue Fragestellungen im Rahmen der 

Ermächtigung fachgerecht und flexibel zu reagieren“.
71

 Es handelte sich dabei 

also mehr um redaktionelle als um inhaltliche Änderungen und in der ‚ndH‘-

Sprachförderung findet sich keine Ursache für die Novellierung des SchulG. 

2.1.1.4. Zwischenergebnis 

In Berlin enthielt das bis zum Februar 2004 geltende SchulG a.F. zunächst über-

haupt keine Regelungen zur Beschulung und zur Sprachförderung von Schülern 

‚ndH‘ und nicht einmal zur Beschulung und zur Sprachförderung von Ausländern. 

Anfang der 1980er Jahre setzte eine Entwicklung ein, die zunächst gesetzliche 

Regelungen zur Schulpflicht und Beschulung von ausländischen Kindern und Ju-

gendlichen, d.h. solchen mit einer anderen Staatsangehörigkeit als derjenigen der 

Bundesrepublik Deutschland, schuf. Dabei ging der Gesetzgeber in der Theorie 

von dem Grundsatz eines gemeinsamen Unterrichts deutscher und ausländischer 

Schüler aus. Ausnahmen davon waren u.a. nur dann möglich, wenn bestimmte 

zulässige Quoten für ausländische Schüler überschritten wurden oder Schüler 

nicht über hinreichende Sprachkenntnisse verfügten. In der Praxis kam es aber 

gerade in den Berliner Innenstadtbezirken mit einem hohen Ausländeranteil zu 

einer sich im Laufe der Zeit verstärkenden Umkehrung des gesetzlichen Regel-

Ausnahme-Systems mit der Folge, dass in diesen Bezirken ein gemeinsamer Un-

terricht nur selten stattfand und ausländische Schüler häufig in separaten Gruppen 

unterrichtet werden mussten ohne Aussicht auf einen gemeinsamen Unterricht mit 

deutschen Altersgenossen. Eine (individuelle) Sprachförderung fand für ausländi-

sche Schüler in Form „ergänzender Deutschkurse in Regelklassen“ oder „zusätzli-

chen Förderunterrichts“ statt, wenn sie nicht sogar außerhalb von Regelklassen 

                                                 

70
 Siehe zu diesem Begriff im Besonderen Krzyweck/Duveneck (2013), 10.00, S. 8, und zur Nor-

menhierarchie im Allgemeinen ebd., S. 7 ff. 

71
 Abgeordnetenhaus von Berlin, Amtl. Begr. zum Schulgesetz, Drucks. 15/1842, Anlage 2, S. 20, 

abrufbar unter: http://www.parlament-berlin.de/KITUAdok15.nsf/9de1fec983c7d127c12565f5 

00514444/7C8A88652494FBB8C1256DFE004AE2C5/$File/2091.pdf?Openelement (letzter Ab-

ruf: 03.11.2013). 
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bzw. Ausländerregelklassen auf Grund mangelnder Sprachkenntnisse in Förder-

klassen auf den Besuch des eigentlichen Schulunterrichts vorbereitet wurden. 

Der den Ausländerbegriff ersetzende Begriff „Schüler nichtdeutscher Herkunfts-

sprache“, der an die „Kommunikationssprache“ in der Familie, nicht mehr aber an 

die Staatsangehörigkeit anknüpft, existiert in Berlin seit dem Jahre 1995 und wur-

de schon während des Geltungszeitraums des SchulG a.F. im Rahmen des § 35a 

dieses Gesetzes mit Wirkung zum April 1996 eingeführt; gleichzeitig wurde die 

zuvor starker Kritik ausgesetzte Quotenregelung bei der Zusammensetzung von 

Regelklassen aufgehoben und der Grundsatz eines gemeinsamen Unterrichts 

nunmehr zu einem gemeinsamen Unterricht von Schülern ‚ndH‘ mit den anderen 

Schülern (deutscher Herkunftssprache) modifiziert. Das Land Berlin war das erste 

Bundesland, das ausführliche gesetzliche Regelungen für diesen Personenkreis 

(‚ndH‘) einführte. Mit dem Grundsatz des gemeinsamen Unterrichts in Regelklas-

sen schuf das Land Berlin das sog. Berliner Modell. 

Die Schaffung des neuen SchulG wurde aus rechtlichen und (schul-)politischen 

Gründen erforderlich, war jedoch nicht durch die schulische Sprachförderung auf 

der Grundlage des Merkmals ‚ndH‘ bedingt, die lediglich redaktionellen und for-

mellen Änderungen unterlag, ansonsten aber grundsätzlich unverändert blieb. 

2.1.2. Aktuelle rechtliche Grundlagen 

Um den Rahmen der vorliegenden Arbeit nicht zu überschreiten, beschränkt sich 

die nachfolgende Darstellung der aktuellen rechtlichen Grundlagen auf das 

SchulG sowie beispielhaft auf ausgewählte, aber für die vorliegende Betrachtung 

eminent wichtige Rechtsverordnungen und Verwaltungsvorschriften
72

 der in Ber-

lin für den Bereich der Schulverwaltung zuständigen SenBJW, soweit sie für die 

Sprachförderung von Schülern ‚ndH‘ von Bedeutung sind. Wie bereits oben im 

Rahmen der Entwicklung des SchulG (a.F.) dargestellt, enthalten die Regelungen 

des SchulG nur die wesentlichen Grundaussagen zur Sprachförderung von Schü-

lern ‚ndH‘, wohingegen sich detaillierte Vorschriften erst in den jeweiligen Ver-

ordnungen finden. Da sich diese Detailregelungen jedoch an den grundlegenden 

Entscheidungen des SchulG zu orientieren haben, kommt den Vorgaben des 

SchulG besonderes Gewicht zu. Die Verordnungsermächtigungen sollen der 

                                                 

72
 Siehe zu diesem Begriff Krzyweck/Duveneck (2013), 10.00, S. 8 f. 
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Fachverwaltung den erforderlichen Freiraum verschaffen, um im Wege von 

Rechtsverordnungen schnell und effektiv auf Veränderungen reagieren zu können 

(siehe dazu schon oben). Verfügte die Exekutive nicht über diese Berechtigung, 

fehlte es also an einer entsprechenden Ermächtigung im Gesetz, dürfte sie in ver-

fassungsmäßiger Weise keine Verordnungen erlassen und bedürfte es für jede 

Änderung des SchulG einer Gesetzesänderung (vgl. Art. 59 Abs. 1 VvB
73

), für die 

eine entsprechende Mehrheit im Landesparlament, dem Abgeordnetenhaus, benö-

tigt würde (vgl. Art. 60 Abs. 1 VvB). Gleichzeitig gestalten sich Gesetzgebungs-

prozesse regelmäßig als langwierig (vgl. Art. 59 Abs. 4 VvB) und damit gerade 

wenig effektiv. Dies wird auch von der Berliner Landesverfassung in ihrem 

Art.  64 Abs. 1 – wie auch auf Bundesebene von Art. 80 Abs. 1 GG
74

 – anerkannt 

mit der Folge, dass danach die Exekutive – wie hier die SenBJW – zum Erlass 

von Rechtsverordnungen in bestimmten Fällen und in einem klar umgrenzten 

Rahmen
75

 ermächtigt werden kann und vorliegend vom Abgeordnetenhaus auch 

ermächtigt worden ist. 

Dem Begriff ‚ndH‘ kommt für die weitere Betrachtung eine wesentliche Bedeu-

tung zu, weshalb eine Betrachtung dieses Begriffs der Darstellung der relevanten 

Regelungen zur ‚ndH‘-Sprachförderung vorangestellt werden soll. Ergänzend 

sollen im Anschluss daran das weitere Merkmal ‚LmB‘ und die darauf basierende 

Sprachförderung zum Vergleich herangezogen werden, um die Unterschiede zu 

und die Gemeinsamkeiten mit dem Merkmal ‚ndH‘ zu verdeutlichen. 

2.1.2.1. Der Begriff ‚ndH‘ 

Das SchulG erwähnt das Merkmal ‚ndH‘ u.a.
76

 zwar ausdrücklich in § 4 SchulG 

(„Grundsätze für die Verwirklichung [der Erziehungs- und Bildungsziele]“) und 

in der für die Sprachförderung zentralen Vorschrift des § 15 („Unterricht für 

                                                 

73
 Verfassung von Berlin v. 23.11.1995 (GVBl. S. 779), zuletzt geändert durch das elfte Gesetz zur 

Änderung der Verfassung von Berlin v. 17.03.2010 (GVBl. S. 134) (im Folgenden: VvB). 

74
 Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland v. 23.05.1949 (BGBl. I S. 1), zuletzt geändert 

durch Gesetz v. 11.07.2012 (BGBl. I S. 1478). 

75
 Siehe dazu Krzyweck/Duveneck (2013), 10.00, S. 8. 

76
 Außerdem findet dieses Merkmal Erwähnung  in den §§ 14 Abs. 5 Nr. 6, 64a Abs. 2 Nr. 13 und 

77 Abs. 3 SchulG. 
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Schülerinnen und Schüler nichtdeutscher Herkunftssprache“), der weitgehend 

§ 35a SchulG a.F. entspricht
77

. Nach § 4 Abs. 10 SchulG 

„[sollen] Schülerinnen und Schüler nichtdeutscher Herkunftssprache […] unter Achtung 

ihrer ethnischen und kulturellen Identität durch den Erwerb und sicheren Gebrauch der 

deutschen Sprache sowie durch besondere Angebote so gefördert werden, dass sie mit 

Schülerinnen und Schülern deutscher Sprache gemeinsam unterrichtet und zu den glei-

chen Abschlüssen geführt werden sowie aktiv am Schulleben teilnehmen können“. 

§ 15 Abs. 1 SchulG konkretisiert dieses allgemeine Postulat des gemeinsamen 

Unterrichts, indem es regelt, dass 

„Schülerinnen und Schüler nichtdeutscher Herkunftssprache […] mit allen anderen Schü-

lerinnen und Schülern gemeinsam unterrichtet [werden], soweit sich aus [§ 15 Abs. 2 

SchulG] und der auf Grund des [§ 15 Abs. 4 SchulG] erlassenen Rechtsverordnung nichts 

anderes ergibt“. 

Weder in § 15 SchulG noch an anderer Stelle im SchulG wird der Begriff ‚ndH‘ 

jedoch definiert, sondern – wie auch schon in der Vergangenheit – im SchulG 

bloß vorausgesetzt. Eine Definition dieses Merkmals findet sich lediglich in den 

Schulstufenverordnungen der in § 15 Abs. 4 SchulG genannten „für das Schulwe-

sen zuständige[n] Senatsverwaltung“, nämlich der SenBJW. Diese Begriffsbe-

stimmung wie auch die Ausgestaltung der auf diesem Merkmal basierenden Ein-

zelheiten der Sprachförderung sollen, wie bereits erläutert, nach dem Willen des 

Gesetzgebers der Verwaltung überlassen sein, damit die „[…] Exekutive […] auf 

neue Fragestellungen im Rahmen der [Verordnungs-]Ermächtigung fachgerecht 

und flexibel […] reagieren [kann]“
78

. Es überrascht dennoch, dass der Gesetzge-

ber gerade den für die Sprachförderung wesentlichen Begriff ‚ndH‘ nicht selbst 

im SchulG gesetzlich definiert hat, sondern auch diese grundlegende Begriffsbe-

stimmung der Fachverwaltung überlassen hat. Mit der Verwendung des Begriffs 

‚ndH‘ bereits im SchulG ist dieses Merkmal für die SenBJW jedoch bindend, so-

dass sie nur auf die Definition dieses Begriffs, nicht aber auf den Begriff selbst 

Einfluss ausüben kann. 

Eine Definition des Begriffs ‚ndH‘ enthalten also erst die untergesetzlichen 

Schulstufenverordnungen der SenBJW. So definiert § 17 Abs. 1 S. 1 der „Verord-

                                                 

77
 Schmahl (2004), S. 28, Fn. 28. 

78
 Abgeordnetenhaus von Berlin, Amtl. Begr. zu § 15 Schulgesetz, Drucks. 15/1842, Anlage 2, 

S. 20, abrufbar unter: http://www.parlament-berlin.de/KITUAdok15.nsf/9de1fec983c7d127c 

12565f500514444/7C8A88652494FBB8C1256DFE004AE2C5/$File/2091.pdf?Openelement 

(letzter Abruf: 03.11.2013). 
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nung über den Bildungsgang der Grundschule“
79

 (im Folgenden: GsVO) in wört-

licher Übereinstimmung mit § 17 Abs. 1 S. 1 der „Verordnung über die Schular-

ten und Bildungsgänge der Sekundarstufe I“
80

 (im Folgenden: Sek I-VO) Schüler 

‚ndH‘ – jeweils unter der Überschrift „Besondere Förderung für Schülerinnen und 

Schüler nichtdeutscher Herkunftssprache“ – wie folgt: 

„Schülerinnen und Schüler nichtdeutscher Herkunftssprache sind ungeachtet ihrer Staats-

angehörigkeit Kinder, deren Kommunikationssprache innerhalb der Familie nicht 

Deutsch ist.“ 

Auch nach diesen Bestimmungen wird damit ausdrücklich nicht an die Staatsan-

gehörigkeit des Schülers, sondern an die „Kommunikationssprache innerhalb der 

Familie“ angeknüpft. Die naturgemäß sehr abstrakt und knapp gehaltene Definiti-

on der Schulstufenverordnungen ist jedoch nur auf den ersten Blick weiterführend 

und selbsterklärend. Bei einer eingehenden Betrachtung der verordnungsrechtli-

chen Definitionen tritt hingegen zutage, dass diese Begriffsbestimmungen weni-

ger Klarheit schaffen, als vielmehr eine Reihe von Fragen aufwerfen.  

So geben die Regelungen schon keine Auskunft darüber, ob ein Kind nur dann als 

Schüler ‚ndH‘ anzusehen sein soll, wenn im familiären Bereich ausschließlich 

eine andere Sprache als Deutsch gesprochen wird, oder es ob für die Einstufung 

als Schüler ‚ndH‘ bereits ausreichend ist, dass zu Hause überwiegend eine andere 

Sprache als Deutsch gesprochen wird. Denkbar ist zudem – etwa in binationalen 

Familien – die Fallgestaltung, dass zu gleichen Teilen Deutsch und eine andere 

Sprache im häuslichen Bereich gesprochen werden oder dass neben dem überwie-

genden Gebrauch der deutschen Sprache in geringem Umfang auch eine andere 

Sprache zur Anwendung gelangt. 

Weder die GsVO noch die Sek I-VO verhält sich allerdings zu dieser Frage, so-

dass die verordnungsrechtlichen Definitionen interpretationsbedürftig sind. Die 

SenBJW und die Behörden auf Bezirksebene gehen heute offenbar ohne Weiteres 

davon aus, dass ein Schüler dann ‚ndH‘ ist, wenn in der Familie nicht überwie-

gend Deutsch gesprochen wird. Darauf deuten etwa die Musterformulare des 

                                                 

79
 Verordnung über den Bildungsgang der Grundschule (Grundschulverordnung – GsVO) 

v. 19.01.2005 (GVBl. S. 16), zuletzt geändert durch VO v. 19.06.2012 (GVBl. S. 166). 

80
 Verordnung über die Schularten und Bildungsgänge der Sekundarstufe I (Sekundarstufe I -

Verordnung – Sek I-VO) v. 31.03.2010 (GVBl. S. 175), zuletzt geändert durch VO v. 04.04.2012 

(GVBl. S. 121). 
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Landes Berlin für Anträge auf ergänzende Förderung und Betreuung schulpflich-

tiger Kinder hin, mit denen auch das Vorliegen des Merkmals ‚ndH‘ abgefragt 

wird.
81

 Diese Auslegung hat zur Folge, dass Kinder schon dann als Schüler ‚ndH‘ 

eingestuft werden, wenn sie zu Hause zu gleichen Teilen auf Deutsch und in einer 

weiteren Sprache kommunizieren oder wenn die deutsche Sprache gegenüber der 

anderen Sprache zwar in geringerem Umfang, aber dennoch in bedeutendem Ma-

ße zur Anwendung gelangt. 

Diese Auslegung der verordnungsrechtlichen Definition ist indes nicht zwingend, 

da § 17 Abs. 1 S. 1 GsVO bzw. Sek I-VO das Wort „überwiegend“ gar nicht ent-

hält. Zwar führen die genannten Vorschriften das Wort „ausschließlich“ ebenfalls 

nicht an, sodass nicht mit Sicherheit davon ausgegangen werden kann, dass ein 

Schüler nur dann als ‚ndH‘ anzusehen ist, wenn zu Hause keine andere Sprache 

als Deutsch gebraucht wird. Diese Auslegung ist jedoch zumindest genauso wahr-

scheinlich wie diejenige, dass die nichtdeutsche Sprache bei der Kommunikation 

bloß überwiegen muss, damit ein Kind als Schüler ‚ndH‘ erfasst werden kann. 

Ebenfalls möglich erscheint daneben weiterhin die Auslegung, dass ein Schüler 

auch dann ‚ndH‘ ist, wenn zu Hause auch in einer anderen Sprache als Deutsch, 

aber nicht überwiegend auf Deutsch kommuniziert wird.
82

 Es fehlt damit an klar-

stellenden Zusätzen in den Verordnungen der SenBJW. 

Unabhängig davon stellen sich die verordnungsrechtliche Definitionen vor allem 

deshalb als problematisch dar, weil zum einen „nichtdeutsch“ mit „nicht 

Deutsch“
83

 und „Herkunftssprache“ mit „Kommunikationssprache innerhalb der 

                                                 

81
 Siehe den „Antrag auf ergänzende Förderung und Betreuung für die Jahrgangsstufen 1-4 an 

Grundschulen und Schulen mit sonderpädagogischem Förderschwerpunkt“, Stand: Juni 2012, S. 2 

unter Punkt 3.1, abrufbar unter: http://www.berlin.de/imperia/md/content/sen-bjw/service/formu 

lare/antrag_efoeb_1_4.pdf?start&ts=1374221234&file=antrag_efoeb_1_4.pdf (letzter Abruf: 

03.11.2013); siehe auch den „Antrag auf ergänzende Förderung und Betreuung für die Jahrgangs-

stufen 5 und 6 sowie Schülerinnen und Schüler mit geistiger oder autistischer Behinderung oder 

den Förderstufen I oder II ab Jahrgangsstufe 5/Mittelstufe an Grundschulen, Integrierten Sekun-

darschulen und Schulen mit sonderpädagogischem Förderschwerpunk“, Stand: Juni 2012, S. 2 

unter Punkt 3.1, abrufbar unter: http://www.berlin.de/imperia/md/content/sen-bjw/service 

/formulare/antrag_efoeb_5_6_schultage.pdf?start&ts=1374222875&file=antrag_efoeb_5_6_schult

age.pdf (letzter Abruf: 03.11.2013). 

82
 Auch Krzyweck/Duveneck (2013), 30.0 Rn. 71, bezeichnen die Definition als „eher unscharf“. 

83
 Die abweichende Schreibweise ergibt sich vorliegend aus den jeweils unterschiedlichen Satz-

funktionen im Hauptsatz bzw. Relativsatz. Allerdings ist darauf hinzuweisen, dass der Duden für 

den Gebrauch als Adjektivattribut die Schreibweise „nicht deutsch“ im Gegensatz zu „nicht-

deutsch“ empfiehlt, siehe Duden Online zu „nicht deutsch, nichtdeutsch“, abrufbar unter: 

http://www.duden.de/node/666790/revisions/1276356/view (letzter Abruf: 03.11.2013). 
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Familie“ erklärt wird. Auch insoweit kann dem Verordnungsgeber, also der Sen-

BJW, keine besondere Sorgfalt attestiert werden, obwohl die SenBJW es auch 

insoweit selbst in der Hand gehabt hätte und weiterhin hat, klare Regelungen zu 

schaffen. Denn über eine Einzelbetrachtung der in der Definition enthaltenen Be-

griffe „Herkunftssprache“, „Kommunikationssprache“ und „nichtdeutsch“ bzw. 

„nicht Deutsch“ und über eine Gesamtschau dieser Begriffe lassen sich weitere 

Unklarheiten der Begriffsbestimmung aufdecken. 

So ist im Allgemeinen unter einer „Herkunftssprache“ die Sprache des Landes zu 

verstehen, aus dem jemand stammt.
84

 Eine Kommunikationssprache hingegen 

ist – ohne Bezug zu einer bestimmten Herkunft – eine Sprache, in der man sich im 

zwischenmenschlichen Verkehr untereinander verständigt.
85

 Dass sich insoweit 

ein gewisser Widerspruch bei den Begrifflichkeiten auftut, sei an folgendem Bei-

spiel illustriert: Stellt bspw. die englische Sprache innerhalb einer in Berlin wohn-

haften Familie die überwiegende oder sogar ausschließliche Kommunikations-

sprache im Verhältnis der Eltern untereinander und auch im gemeinsamen Ver-

hältnis der Eltern zum Kind dar, weil ein Elternteil aus Japan, der andere Eltern-

teil aus Frankreich stammt und beide Elternteile die jeweils andere Sprache und 

auch die deutsche Sprache nicht oder nicht ausreichend beherrschen, so ist Eng-

lisch entweder die überwiegende oder sogar die ausschließliche Kommunikations-

sprache in der Familie, wenn die Eltern ihre eigenen Muttersprachen gegenüber 

dem Kind nicht pflegen. Der Gebrauch der englischen Sprache hängt in diesem 

Falle aber in keiner Weise mit der Herkunft des Kindes oder seiner Eltern zu-

sammen, sondern ist lediglich einer tatsächlichen Notwendigkeit geschuldet. Nach 

den Bestimmungen der einschlägigen Schulstufenverordnungen und auch nach 

der Auslegung der Definition durch die Behörden gälte ein solches Kind aber als 

Schüler ‚ndH‘ und würde damit gegenüber Kindern, bei denen Herkunfts- und 

familiäre Kommunikationssprache übereinstimmen, unterschiedslos behandelt. 

Dieses Ergebnis mag vor dem Hintergrund zu rechtfertigen sein, dass für beide 

Kinder unter Umständen der gleiche Sprachförderbedarf besteht, weil zu Hause 

nicht oder nicht nur Deutsch gesprochen wird. Nicht erklärbar ist hingegen, wes-

                                                 

84
 Duden Online zu „Herkunftssprache, die“, abrufbar unter: http://www.duden.de/node/745560/ 

revisions/1120888/view (letzter Abruf: 03.11.2013). 

85
 Vgl. Duden Online zu „Kommunikation, die“, abrufbar unter: http://www.duden.de/ 

node/658955/revisions/1196063/view (letzter Abruf: 03.11.2013). 
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halb beide Kinder unter demselben Merkmal ‚ndH‘ geführt werden, obwohl dieser 

Begriff dem Wortsinne nach auf das in der vorstehend beschriebenen binationalen 

Umgebung lebende Kind erkennbar nicht zutrifft, und zudem nicht, warum ein 

Begriff mit einem gänzlich anderen Wortsinn einen anderen Begriff definieren 

soll.
86

 Zwar ist der Begriff ‚ndH‘ durch das SchulG vom Gesetzgeber vorgegeben. 

Es stellt sich aber die Frage, ob sich die SenBJW mit ihrer Definition des Merk-

mals ‚ndH‘ noch in den Grenzen der Vorgaben des Gesetzgebers bewegt, d.h., es 

ist fraglich, ob der Gesetzgeber unter Schülern ‚ndH‘ tatsächlich dasselbe hatte 

regeln wollen wie die SenBJW mit ihrer Definition dieses Merkmals. Es deutet 

vielmehr einiges darauf hin, dass der Gesetzgeber mit dem Begriff „Herkunfts-

sprache“ nicht auf die Kommunikationssprache, sondern auf die eben mit der 

Herkunft verbundene Muttersprache abzielt. So heißt es etwa in § 15 Abs. 3 S. 1 

SchulG, für den der Gesetzgeber verantwortlich zeichnet, dass „Schülerinnen und 

Schüler nichtdeutscher Herkunftssprache […] Angebote zum Erlernen ihrer Mut-

tersprache erhalten [können]“. Auch verhält sich die SenBJW in gewissem Maße 

widersprüchlich, wenn sie in § 12 GsVO den Begriff der „nichtdeutschen Mutter-

sprache“ verwendet und darin zentral an das Merkmal der „Muttersprache“ an-

knüpft (siehe § 12 Abs. 2 S. 4 GsVO). 

Der Terminus „nichtdeutsch“, mit dem in der Verordnung unglücklicherweise 

sowohl der zu definierende Begriff als auch der Begriff, auf den für die Definition 

zurückgegriffen wird, gleichermaßen beschrieben werden, lässt ebenfalls Raum 

für weitere Fragen und kann nicht entscheidend dazu beitragen, dass § 17 Abs. 1 

S. 1 GsVO bzw. Sek I-VO als leicht handhabbares und sicheres Kriterium für den 

Ansatz einer zielgerichteten Sprachförderung erscheint. So bezeichnet das Adjek-

tiv „nichtdeutsch“ allgemein eine Person, die Deutsch nicht als Muttersprache 

spricht.
87

 Geht die SenBJW aber davon aus, dass Kinder auch dann als Schüler 

‚ndH‘ anzusehen sind, wenn sie nicht überwiegend Deutsch innerhalb der Familie 

sprechen, so lässt sich dies nur schwerlich auf die verordnungsrechtliche Definiti-

on zurückführen, nämlich dann, wenn ein Kind zu Hause auch Deutsch spricht 

und die deutsche Sprache dabei gleichsam als Muttersprache gleichwertig neben 

                                                 

86
 Auch Krzyweck/Duveneck (2013), 30.0 Rn. 71, heben hervor, dass insbesondere das Kriterium 

„Kommunikationssprache“ „eher unscharf“ sei. 

87
 Duden Online zu „nicht deutsch, nichtdeutsch“, abrufbar unter: http://www.duden.de/node/ 

666790/revisions/1276356/view (letzter Abruf: 03.11.2013). 
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zumindest einer anderen Sprache verwendet. Insoweit kann zur Verdeutlichung 

dieser Problematik wiederum das Beispiel einer binationalen Familie herangezo-

gen werden: Stammt ein Kind aus einer binationalen Beziehung (z.B. die Mutter 

stammt aus Russland, der Vater ist in der Bundesrepublik Deutschland als Kind 

deutscher Eltern geboren und aufgewachsen) und spricht das Kind innerhalb der 

Familie nur deshalb überwiegend Russisch, weil es mehr Zeit mit der russischen 

Mutter verbringt, gleichzeitig mit dem Vater aber auch in bedeutendem Umfange 

Deutsch, so dürfte dieses Kind bei der gebotenen engen Auslegung der Definition 

nicht als Schüler ‚ndH‘ gelten. Denn es kommuniziert im familiären Bereich in 

erheblichem Maße auf Deutsch, sodass dieser Sprachgebrauch als Gebrauch einer 

Muttersprache zu werten ist, und es spricht, zumindest von der Wertigkeit her, 

Deutsch vielleicht sogar in dem gleichen Ausmaß wie Russisch. Es stellt sich 

dann aber die Frage, weshalb ein solches Kind einem Kind gleichgestellt wird, das 

zu Hause ausschließlich eine andere Sprache als Deutsch spricht und über keine 

muttersprachliche Kompetenz der deutschen Sprache verfügt. Möglicherweise 

besteht auch insoweit für eine solche Gleichbehandlung ein sachliches Bedürfnis. 

Selbst wenn ein solches Bedürfnis bestünde, böte die aktuelle Bestimmung des 

Begriffs Schüler ‚ndH‘ in den Schulstufenverordnungen jedoch keine ausreichen-

de Grundlage für eine solche Gleichbehandlung.  

Insgesamt lässt sich damit feststellen, dass auf gesetzlicher Ebene keine und auf 

untergesetzlicher Ebene eine nur unzureichende und nicht eindeutige Definition 

des Begriffs ‚ndH‘ besteht. Der Gesetzgeber hat den Begriff ‚ndH‘ mit dem 

SchulG vorgegeben, aber nicht ausgefüllt. Dies hat er – neben weiteren Punkten – 

unter Effektivitätsgesichtspunkten bewusst der SenBJW überlassen. Angesichts 

der Vielschichtigkeit der Fallgestaltungen wird der Begriff ‚ndH‘ nicht allen 

Konstellationen gerecht, obwohl die SenBJW unterschiedliche Ausgangslagen 

dennoch gleichermaßen unter dem Begriff ‚ndH‘ zusammenfasst, ohne zwischen 

signifikant abweichenden Ausgangslagen zu unterscheiden. Die Erfassung von 

Kindern als Schülern ‚ndH‘ ist damit teilweise nicht mehr von der Definition der 

Verordnung gedeckt, insbesondere weil es an klarstellenden Zusätzen in der Defi-

nition fehlt. 

Problematisch erscheint zudem, dass das Merkmal „Herkunftssprache“ nach der 

Definition der SenBJW an die familiäre „Kommunikationssprache“ anknüpft. Es 

ist mehr als fraglich, ob dies den Vorstellungen des Gesetzgebers entspricht, der 
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sich bewusst für die Vorgabe des Begriffs „Herkunftssprache“ entschieden hat. 

Zudem wird der Terminus „nichtdeutsch“ mit eben diesem Begriff erklärt. 

„Nichtdeutsch“ knüpft aber an das Fehlen deutsch-muttersprachlicher Kompeten-

zen an. Selbst wenn aber ein Kind über diese Kompetenzen verfügt, soll es nach 

dem Willen der SenBJW trotzdem als Schüler ‚ndH‘ eingestuft werden können. 

Isoliert betrachtet kann allein dies einen diskriminierenden Effekt haben. 

2.1.2.2. Überblick über die Regelungen zur Sprachförderung auf der Grundlage 

des Merkmals ‚ndH‘ 

Wie bereits oben dargelegt, enthalten § 15 Abs. 1 SchulG und § 4 Abs. 10 SchulG 

die grundlegenden rechtlichen Bestimmungen für den Unterricht und die Beschu-

lung von Schülern ‚ndH‘.
88

 Insbesondere aus § 15 Abs. 1 SchulG ergibt sich als 

Priorität und Ziel der Grundsatz des gemeinsamen Unterrichts von Schülern deut-

scher und nichtdeutscher Herkunftssprache (in sog. Regelklassen).
89

 Dies folgt 

bereits aus dem Wortlaut des ersten Absatzes des § 15 SchulG, seiner systemati-

schen Stellung innerhalb des § 15 SchulG und, eingedenk der bereits oben zitier-

ten Regelung des § 4 Nr. 10 SchulG, seines Sinns und Zwecks. Dieses Ergebnis 

wird auch durch eine historische Auslegung gestützt, sah doch schon § 35a 

SchulG a.F. seit seiner Einführung das Prinzip der Integration durch Partizipation 

(siehe oben) vor, das vor allem auch der freien Persönlichkeitsentfaltung dienen 

soll
90

. § 15 Abs. 2 S. 1 SchulG macht von diesem Grundsatz sodann insoweit eine 

Ausnahme, als 

„Schülerinnen und Schüler nichtdeutscher Herkunftssprache, die die deutsche Sprache so 

wenig beherrschen, dass sie dem Unterricht nicht ausreichend folgen können und eine 

Förderung in Regelklassen nicht möglich ist, […] in besonderen Lerngruppen zusam-

mengefasst werden [sollen], in denen auf den Übergang in Regelklassen vorbereitet 

wird“. 

Der Unterricht von Schülern ‚ndH‘ mit erheblichen Sprachdefiziten in besonderen 

Lerngruppen außerhalb der Regelklassen stellt also gegenüber dem gemeinsamen 

Unterricht in Regelklassen die Ausnahme dar und ist nur bei besonderem (indivi-

duellem) Sprachförderbedarf geboten. Auch insoweit besteht eine Parallele zu der 

von April 1996 bis Februar 2004 geltenden Vorschrift des § 35a SchulG a.F., der 
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 Krzyweck/Duveneck (2013), 11.15 Rn. 1. 

89
 Krzyweck/Duveneck (2013), 11.15 Rn. 3. 

90
 Vgl. Bundesverfassungsgericht, Urt. v. 06.12.1972 – 1 BvR 230/70 und 95/71, BVerfGE 34, 

165, 188 f. = NJW 1973, 133, 135. 
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diese Ausnahme ebenfalls statuierte und nur noch die individuelle Sprachkompe-

tenz des Schülers berücksichtigte, nicht aber mehr bestimmte Quoten. Auch das 

reformierte SchulG enthält also keine Quotenregelungen im Sinne der ehemaligen 

Quoten für ausländische Schüler und auch keine ‚ndH‘-Regelklassen.  

Gemäß § 15 Abs. 4 SchulG 

„[wird d]ie für das Schulwesen zuständige Senatsverwaltung […] ermächtigt, das Nähere 

zu den Voraussetzungen und zur Ausgestaltung des Unterrichts für Schülerinnen und 

Schüler nichtdeutscher Herkunftssprache durch Rechtsverordnung zu regeln, insbesonde-

re 

1. die Voraussetzungen für die Aufnahme in Regelklassen und in besondere Lerngruppen 

nach [§ 15 Abs. 2 SchulG], 

2. die Grundlagen und Verfahren zur Feststellung der Kenntnisse in der deutschen Spra-

che, 

3. die Maßnahmen zur schulischen Integration für zuziehende Kinder und Jugendliche, 

4. die muttersprachlichen und bilingualen Angebote für Schülerinnen und Schüler nicht-

deutscher Herkunftssprache“. 

In Ausführung dieser Vorschrift hat die SenBJW nicht nur den Begriff ‚ndH‘ de-

finiert (siehe oben), sondern vor allem mit § 17 GsVO bzw. § 17 Sek I-VO auch 

die weiteren notwendigen Konkretisierungen vorgenommen.
91

 Die Konkretisie-

rungen ergeben sich damit aus den bereits oben behandelten Schulstufenverord-

nungen, nicht aber aus einer spezifischen Verordnung über den Unterricht und 

seine Organisation von Schülern ‚ndH‘, die mit den ehemaligen spezifischen AV 

Ausländer und AV Aussiedler vergleichbar wäre.
92

 

Gemäß § 17 Abs. 1 S. 2 GsVO, der nur für den Grundschulbereich gilt, erhalten 

Schüler ‚ndH‘ nur dann eine (individuelle) Sprachförderung, „[w]enn festgestellt 

wird, dass sie dem Unterricht nicht oder nur unzureichend folgen können, weil sie 

die deutsche Sprache nicht hinreichend beherrschen […]“. Aus dieser Regelung 

folgt, dass die Einordnung eines Kindes als Grundschüler ‚ndH‘ nicht automatisch 

eine Sprachförderung nach sich zieht. Schüler ‚ndH‘ und Schüler deutscher Her-

kunftssprache werden also zunächst gleich behandelt. Das Merkmal ‚ndH‘ führt 

nach dieser Vorschrift nur dann zu einer zusätzlichen Sprachförderung – aber 

                                                 

91
 Siehe Krzyweck/Duveneck (2013), 11.15 Rn. 1, die aber fälschlicherweise auf § 15 Sek I-VO 

verweisen, der nur nach einer nicht mehr in Kraft befindlichen Fassung der Sek I-VO die Förde-

rung von Schülern ‚ndH‘ betraf. Einschlägig ist insoweit nunmehr § 17 Sek I-VO, während § 15 

Sek I-VO in seiner aktuellen Fassung die „Förderung bei sonderpädagogischem Förderbedarf“ 

zum Gegenstand hat. 

92
 Krzyweck/Duveneck (2013), 11.15 Rn. 7. 
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dann auch nur für Schüler ‚ndH‘ –, wenn ein Schüler dem Unterricht wegen feh-

lender Sprachkenntnisse nicht oder nur unzureichend folgen kann. Wird ein sol-

cher Bedarf für Schüler ‚ndH‘ festgestellt, ist die Sprachförderung für den betref-

fenden Schüler ‚ndH‘ aber verpflichtend und erfolgt auf der Grundlage des Rah-

menlehrplans ‚Deutsch als Zweitsprache‘
93

.
94

 Ein bestehender Sprachförderbedarf 

und die daraus resultierende Verpflichtung zur Teilnahme an der Sprachförderung 

haben jedoch nicht zwingend zur Folge, dass ein Schüler ‚ndH‘ die Regelklasse 

nicht mehr mit den anderen Schülern deutscher Herkunftssprache und den restli-

chen Schüler ‚ndH‘ ohne Sprachförderbedarf besucht. Vielmehr findet die Sprach-

förderung grundsätzlich in integrativer Form im Unterricht aller Fächer (der Re-

gelklasse) statt, und zwar nach einem schuleigenen Konzept (§ 14 Abs. 2 S. 2 

GsVO), und damit nur ausnahmsweise in additiver Form. Da die allgemeine Vor-

schrift des §14 GsVO keine ‚ndH‘-spezifischen Regelungen enthält, sondern die 

„Grundsätze der Förderung“ regelt, gilt § 14 GsVO auch für Schüler deutscher 

Herkunftssprache. Daher ist es – aber erst seit dem Schuljahr 2008/2009 – mög-

lich und sogar ausdrücklich bezweckt, auch diese Schüler in die Sprachförderung 

einzubeziehen, wenn ein individueller Sprachförderbedarf besteht.
95

 Dies bedeu-

tet, dass auch Sprachdefizite von Schülern deutscher Herkunftssprache anerkannt 

sind und sich eine individuelle Sprachförderung nicht ausschließlich an Schüler 

‚ndH‘ richtet. Die ‚ndH‘-spezifischen Regelungen des § 17 GsVO gelten aber nur 

für Schüler ‚ndH‘. 

Soweit es sich um eine bloß temporäre Sprachförderung handelt, kann diese – 

sowohl für Schüler ‚ndH‘ als auch Schüler deutscher Herkunftssprache – entwe-

der parallel oder ergänzend zum Unterricht auch klassen- oder jahrgangsübergrei-

fend erfolgen (§ 14 Abs. 2 S. 3 GsVO) und unter bestimmten Voraussetzungen ab 

der Jahrgangsstufe 3 sogar schulübergreifend organisiert werden (§ 14 Abs. 2 S. 4 

GsVO). 

Für den Bereich der Sekundarstufe enthält § 17 Sek I-VO Regelungen, die mit den 

für den Grundschulbereich geltenden Vorschriften vergleichbar sind, von diesen 
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 Siehe dazu ausführlich SenBJS (2002). 

94
 SenBJW (2012b), S. 1 f.; Krzyweck/Duveneck (2013), 11.15 Rn. 4, 30.0 Rn. 71. 

95
 SenBWF (2008), S. 3. 
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aber auch teilweise abweichen. So erfolgt nach § 17 Abs. 3 S. 1 und S. 2 Sek I-

VO, der regelungstechnisch die Vorschriften der §§ 14, 17 GsVO kombiniert, 

„[i]n Regelklassen [...] die Förderung im Rahmen der organisatorischen und personellen 

Möglichkeiten der Schule nach einem schuleigenen Förderkonzept grundsätzlich integra-

tiv im Unterricht aller Fächer. Bei entsprechendem Bedarf können zusätzliche Förder-

maßnahmen durchgeführt werden, über deren Form und Umfang die Schule entscheidet.“ 

Diese Vorschriften über den danach auch für die Sekundarstufe I geltenden 

Grundsatz einer integrativen Sprachförderung beziehen sich offensichtlich eben-

falls auf alle Schüler, also nicht nur auf Schüler ‚ndH‘, und dabei insbesondere 

auf solche Schüler, die einen festgestellten Sprachförderbedarf haben. Denn im 

Anschluss an die zuvor zitierten Vorschriften regelt § 17 Abs. 3 S. 3 Sek I-VO, 

dass die Teilnahme an zusätzlichen Sprachfördermaßnahmen für Schüler mit fest-

gestelltem Bedarf verbindlich ist. Im Umkehrschluss bedeutet dies, dass die all-

gemeine Förderung auch für alle Schüler ohne festgestellten Bedarf stattfindet. 

§ 17 Sek I-VO unterscheidet sich damit insoweit von § 17 GsVO, als nach den 

vorgestellten Regelungen der Sek I-VO offenbar eine integrative Sprachförderung 

auch bedarfsunabhängig stattfindet. Denn § 17 Sek I-VO enthält keine mit § 17 

Abs. 1 S. 2 GsVO vergleichbare Vorschrift, wonach eine Sprachförderung nur 

erhält, wer – als Schüler ‚ndH‘ – dem Unterricht nicht oder nicht ausreichend fol-

gen kann, weil er die deutsche Sprache nicht hinreichend beherrscht. 

Der Grundsatz des gemeinsamen Unterrichts wird somit nicht schon dann aufge-

weicht, wenn Schüler ‚ndH‘ irgendwelche Sprachedefizite aufweisen. Vielmehr 

kommt es zu einer Beschulung von Schülern ‚ndH‘ mit Sprachförderbedarf au-

ßerhalb der Regelklasse erst dann, wenn eine ausreichende Förderung in einer 

Regelklasse nicht gewährleistet ist. Dies ergibt sich für den Grundschulbereich 

aus § 17 Abs. 3 S. 1 GsVO, wonach 

„Schülerinnen und Schüler nichtdeutscher Herkunftssprache, die in einer Regelklasse 

voraussichtlich nicht ausreichend gefördert werden können, […] in besonderen Lern-

gruppen unterrichtet [werden], die ausschließlich dem systematischen Erwerb von 

Deutsch als Unterrichtssprache dienen, um den Wechsel in eine Regelklasse zum frü-

hestmöglichen Zeitraum vorzubereiten“. 

Folglich stellen die besonderen Lerngruppen gegenüber den Regelklassen keinen 

Ergänzungsunterricht, sondern einen nur auf den Erwerb der deutschen Sprache 

und nicht fachbezogenen (Alternativ-)Unterricht dar, der den Besuch der Regel-

klassen vorbereitet und die dafür erforderlichen sprachlichen Grundlagen legt. Für 

Schüler deutscher Herkunftssprache kommt eine solche Beschulung trotz der bis-
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her festgestellten grundsätzlichen Gleichbehandlung nicht in Betracht, da sie von 

§ 17 GsVO nicht erfasst werden.  

§ 17 Abs. 4 Sek I-VO sieht für die Sekundarstufe I im Einklang mit den Regelun-

gen der GsVO ebenfalls die Beschulung von Schülern ‚ndH‘ in besonderen Lern-

gruppen zur Vorbereitung auf den frühestmöglichen Besuch von Regelklassen bei 

besonderem Sprachförderbedarf vor. Die Regelungen für die Sekundarstufe wei-

chen von § 17 Abs. 3 GsVO nur insoweit ab, als besondere Lerngruppen nicht 

ausschließlich dem „systematischen“, sondern ausschließlich dem „intensiven 

Erwerb von Deutsch als Unterrichtssprache“ dienen (§ 17 Abs. 4 S. 3, 1. Halbs. 

Sek I-VO). Für den Grundschulbereich ist schließlich zu beachten, dass nach § 17 

Abs. 2 S. 4 GsVO in der Schulanfangsphase (Klassenstufen 1 und 2)96 grundsätz-

lich in Regelklassen gefördert wird.
97

 

§ 17 Abs. 2 GsVO bzw. Sek I-VO behandeln jeweils den Sonderfall der Schüler 

‚ndH‘, die bisher keine deutsche Schule besucht haben und in einen bereits be-

gonnenen Bildungsgang im Grundschulbereich eintreten bzw. nicht in Deutsch-

land die Grundschule besucht haben.
98

 Dieser Sonderfall soll in der vorliegenden 

Arbeit aber außer Betracht bleiben. 

Neben diesen Vorschriften ist zusätzlich die den (Grund-)Schuleintritt betreffende 

Vorschrift des § 4 Abs. 8 GsVO zu nennen. Nach § 4 Abs. 8 S. 1 GsVO 

„[besteht] jede Lerngruppe
99

 in der Schulanfangsphase […] grundsätzlich aus 23 bis 26 

Schülerinnen und Schülern. An Schulen, an denen […] mindestens 40 % aller Schülerin-

nen und Schüler nichtdeutscher Herkunftssprache sind […], beträgt die Größe der Lern-

gruppe davon abweichend 21 bis 25 Schülerinnen und Schüler.“ 

Dies bedeutet, dass bei dem genannten Schwellenwert von 40 % an Schülern 

‚ndH‘ – bezogen auf die gesamte Schülerschaft – eine unwiderlegliche Vermu-

                                                 

96
 Die Schulanfangsphase umfasst die Jahrgangsstufen 1 und 2 und wird als pädagogische Einheit 

jahrgangsstufenübergreifend organisiert (§ 7 Abs. 2 S. 1 GsVO). 

97
 Siehe dazu auch Krzyweck/Duveneck (2013), 11.15 Rn. 4. 

98
 Diese Vorschrift erfasst in Berlin aktuell insbesondere Kinder, die mit ihren Familien im Rah-

men der europäischen Freizügigkeit etwa aus Rumänien und Bulgarien oder im Rahmen des vi-

sumfreien Reisens z.B. aus Serbien aus sozialen Gründen nach Deutschland kommen und die 

wegen ihres Wohnsitzes bzw. gewöhnlichen Aufenthalts in Berlin nach § 41 Abs. 1 SchulG der 

allgemeinen Schulpflicht unterliegen. Das Gleiche gilt nach § 41 Abs. 2 SchulG etwa für ausländi-

sche Kinder – ganz aktuell vor allem für Bürgerkriegsflüchtlinge aus Syrien –, denen auf Grund 

eines Asylantrags der Aufenthalt in Berlin gestattet ist oder die hier geduldet werden.  

99
 Gemeint ist damit nicht die „besondere Lerngruppe“ i.S.d. § 17 Abs. 3 S. 1 GsVO, sondern eine 

jahrgangsstufenübergreifende Lerngruppe. 
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tung für einen Förderbedarf unabhängig von den individuellen Sprachkenntnissen 

der Schüler ‚ndH‘ und einem etwaigen individuellen Sprachförderbedarf besteht. 

Bei Erreichen des Schwellenwerts kommt die Vermutung eines allgemeinen 

Sprachförderbedarfs allen Schülern zugute, ganz gleich, ob sie deutscher Her-

kunftssprache oder ‚ndH‘ sind, und zwar in den Regelklassen durch eine Verrin-

gerung der Schülerzahlen; dies gilt aber auch nicht in der gesamten Grundschul-

phase, sondern nur in der Schulanfangsphase in den Jahrgangsstufen 1 und 2. So-

mit kommt es nicht zu einer ‚Renaissance‘ der schon im Jahre 1995 aufgegebenen 

Quotenregelung für Ausländer. Vielmehr führt das Überschreiten der genannten 

Schwelle zu einer integrativen Förderung aller Schüler unter Beibehaltung der 

ursprünglichen Klassenbesetzung und nicht zu einer Umbildung von Klassen, um 

wieder ‚zulässige‘ Quoten herzustellen. Denn bei Überschreiten des Schwellen-

werts werden die Lerngruppen bereits von Beginn an in reduzierter Stärke gebil-

det und die Schüler nicht umverteilt. Da der ‚ndH‘-Anteil anhand der Ge-

samtschülerzahl der jeweiligen Schule bestimmt wird, hat der Schwellenwert für 

die Zahl der Schüler ‚ndH‘ bzw. deutscher Herkunftssprache der einzelnen Klas-

sen bzw. Lerngruppen keine Bedeutung. 

Über § 5 Abs. 7 Sek I-VO kann es im Sinne einer generellen, integrativen Sprach-

förderung unter Umständen auch in Sekundarschulen zu einer Reduzierung der 

Klassenstärken kommen. Denn nach § 5 Abs. 7 S. 3 und S. 4 Sek I-VO 

„[können d]ie Höchstgrenzen [der Schülerzahlen] […] von der zuständigen Schulbehörde 

auf Antrag der Schule im Rahmen der zur Verfügung stehenden personellen, räumlichen 

und sächlichen Ausstattung reduziert werden, wenn aufgrund der Zusammensetzung der 

Klassen ein erhöhter Förderbedarf begründet ist. Dies ist insbesondere der Fall […] bei 

Schulen, an denen […] mindestens 40 Prozent der Schülerinnen und Schüler nichtdeut-

scher Herkunftssprache sind […].“ 

Das Erreichen der 40-Prozent-Schwelle führt als ausdrücklich geregelter Fall ei-

nes besonderen Beispielskatalogs („insbesondere“) somit – wie im Falle der 

Grundschulen – zu einer Vermutung eines Förderbedarfs, dem durch die Reduzie-

rung der Klassenstärke begegnet wird. Anders als bei der Grundschulphase geht 

mit dem Erreichen dieser Schwelle aber keine automatische Reduzierung der 

Klassenstärke einher, sondern es bedarf vielmehr eines besonderen Antrags der 

betreffenden Schule an die SenBJW, dem diese auch zunächst unter Berücksichti-

gung der vorhandenen personellen, räumlichen und sachlichen Ausstattung der 

Schule stattgeben muss, damit eine Reduzierung der Klassengröße herbeiführt 
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werden kann. Auf der anderen Seite ist eine etwaige Reduzierung der Klassen-

stärke nicht auf bestimmte Klassenstufen beschränkt. 

Diese 40-Prozent-Schwelle, die sich nach Ansicht der SenBJW „etabliert“ hat,
100

 

wird auch in einem weiteren Zusammenhang relevant, nämlich bei der Zumes-

sung zusätzlichen Lehrpersonals für die Sprachförderung an Schulen. Dies ergibt 

sich zunächst aus § 6 SchüFöVO
101

. So sind nach § 6 S. 1 SchüFöVO für die Be-

messung der Personalzuschläge für die Förderung von Kindern ‚ndH‘ in Schulen 

mit einem überdurchschnittlichen Anteil dieser Kinder die Kriterien des § 17 

GsVO (siehe oben) heranzuziehen. Dabei muss der Anteil dieser Schüler ‚ndH‘ 

mindestens 40 % der durchschnittlichen Schülerzahl betragen (§ 6 S. 2 

SchüFöVO). Gemäß § 6 S. 3 SchüFöVO erfolgt die Zuordnung der Schule zum 

1. November und gilt dann für das jeweilige Schuljahr. Vergleichbare Regelungen 

enthalten § 14 Abs. 6 GsVO und § 10 Abs. 2 Sek I-VO, die die Bemessung von 

zusätzlichen Lehrerstunden zur Durchführung von Fördermaßnahmen betreffen, 

den vorstehend genannten Schwellenwert von 40 % aber nicht enthalten. 

Dass dieser Wert auch für die zuletzt genannten, nicht ausdrücklich an das Merk-

mal ‚ndH’ anknüpfenden Vorschriften maßgebend ist, folgt erst aus den auf § 14 

Abs. 6 GsVO, § 10 Abs. 2 Sek I-VO beruhenden schulorganisatorischen Regelun-

gen der SenBJW, die diese in Form von Verwaltungsvorschriften
102

 für das jewei-

lige Schuljahr erlässt,
103

 aktuell für das gerade angelaufene Schuljahr 2013/2014 

durch die „Verwaltungsvorschriften für die Zumessung von Lehrkräften an öffent-

lichen Berliner Schulen ab Schuljahr 2013/14“ in Form der Verwaltungsvorschrift 

Schule Nr. 10/2013
104

 (im Folgenden: Zumessungsrichtlinie). Nach dieser Zumes-

sungsrichtlinie der SenBJW bestimmt sich im Einzelnen, welche Personalzu-
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schläge Schulen, die die Quote von 40 % an Schülern ‚ndH‘ erreichen, erhalten. 

Denn für den Unterricht stehen den Schulen nicht nur eine Grundzumessung für 

den Bedarf aus der Stundentafel und für die Erteilung der notwendigen Teilungs- 

und Förderstunden zur Verfügung, sondern sie erhalten bei festgestelltem Bedarf 

auch weitere Personalressourcen.
105

 Ein solcher Bedarf kann auch für die Sprach-

förderung festgestellt werden. Ziff. II.3 der Zumessungsrichtlinie („Leistung für 

Sprachförderung“) bestimmt dabei, dass 

„[d]ie Zumessung von Stunden […] auf Basis der Anzahl der Schüler nichtdeutscher 

Herkunftssprache (ndH) […] einer Schule [erfolgt]. Die Zumessung erfolgt an Schulen 

mit einem Anteil von >=40% für Schüler/innen nichtdeutscher Herkunftssprache (NdH) 

[…]. […] Das Kontingent der Sprachförderung beinhaltet einen Dispositionspool der 

Schulaufsicht (Anlage 2). […]“ 

Ist die 40-Prozent-Schwelle erreicht, hat die betreffende Schule einen gesicherten 

Anspruch auf die Zumessung von zusätzlichem Personal in Form von zusätzlichen 

Unterrichtsstunden.
106

 Nach Anlage 2 (Ziff. 2.a.) der Zumessungsrichtlinie wer-

den für die Sprachförderung insgesamt 1.196 Vollzeiteinheiten als Dispositions-

pool der Schulaufsicht vorgehalten. Pro Schüler ‚ndH‘ erhält die betreffende 

Schule danach eine bestimmte zusätzliche Stundenzahl je Schuljahr zugewiesen, 

deren Höhe von der jeweiligen Schulstufe bzw. Schulart abhängig ist. So entfallen 

auf die Grundstufe der Grund- und Integrierten Sekundarschulen 0,15 Stun-

den/Schüler, auf Sonderschulen und Gymnasien sowie Spezialschulen, SESB und 

Schulen des Zweiten Bildungswegs 0,10 Stunden/Schüler und auf Integrierte Se-

kundarschulen 0,22 Stunden/Schüler. Daraus wird deutlich, dass Integrierte Se-

kundarschulen und Grundschulen besonders von der zusätzlichen Stundenzumes-

sung profitieren und dass die SenBJW für diese Schulen gleichzeitig einen beson-

deren Sprachförderbedarf sieht, wenn die relevante Schwelle erreicht wird. 

Folge des Erreichens der genannten Schwelle und der Zumessung zusätzlicher 

Stunden ist, dass jede Schule, die von dieser Zumessung profitiert, verpflichtet ist, 

ein schuleigenes Sprachbildungskonzept zu entwickeln und umzusetzen.
107

 Die 

darauf basierende Sprachförderung richtet sich sodann nicht nur an Schüler 

‚ndH‘ – sowohl mit als auch ohne hinreichende(n) Sprachkenntnisse(n) –, sondern 
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auch an Schüler deutscher Herkunftssprache.
108

 Wie diese zusätzlichen Stunden 

auf die einzelnen Klassenstufen und Klassen verteilt werden, bestimmt sich nach 

pädagogischen Erfordernissen und wird durch die Gesamtkonferenz der Lehrkräf-

te auf Vorschlag der Schulleiterin oder des Schulleiters in der Regel für die Dauer 

eines Schulhalbjahres entschieden (vgl. § 14 Abs. 6 S. 2 GsVO für den Grund-

schulbereich). 

Eine zusammenfassende Betrachtung der dargestellten aktuellen rechtlichen Best-

immungen zur Sprachförderung auf der Grundlage des Merkmals ‚ndH‘ zeigt, 

dass sich diese Form der Sprachförderung grob in zwei Bereiche unterteilen lässt, 

die aber nicht getrennt voneinander zu betrachten sind, sondern einander bedin-

gen: zum einen in eine individuelle Sprachförderung, die sich vor allem
109

 an 

Schüler ‚ndH‘ mit konkretem und festgestelltem Sprachförderbedarf richtet, und 

zum anderen in eine generelle Sprachförderung, von der alle Schüler gleicherma-

ßen profitieren, und zwar unabhängig davon, ob sie Schüler ‚ndH‘ mit oder ohne 

Sprachförderbedarf sind oder ob es sich bei ihnen um Schüler deutscher Her-

kunftssprache handelt, denen mangels Erfassung als Schüler ‚ndH‘ schon zwangs-

läufig keine individuelle ‚ndH‘-Sprachförderung zuteilwerden kann, seit dem 

Schuljahr 2008/2009 sehr wohl aber eine vom Merkmal ‚ndH‘ losgelöste Sprach-

förderung, wenn ein entsprechender Sprachförderbedarf festgestellt wird. 

Die individuelle, überwiegend an einen konkreten Förderbedarf anknüpfende 

‚ndH‘-Sprachförderung tritt in zwei Formen auf. Entweder besuchen Schüler 

‚ndH‘ mit festgestelltem Sprachförderbedarf weiterhin die Regelklasse, erhalten 

aber in integrativer oder ausnahmsweise additiver Form verbindliche Sprachför-

dermaßnahmen, oder sie werden bei besonderem Sprachförderbedarf, ohne eine 

Regelklasse zu besuchen, zunächst in besonderen Lerngruppen unterrichtet, die 

den Besuch der Regelklasse vorbereiten. Schüler ‚ndH‘ ohne Sprachförderbedarf 

erhalten keine individuelle ‚ndH‘-Sprachförderung und besuchen unterschiedslos 

zu Schülern deutscher Herkunftssprache die jeweilige Regelklasse, profitieren 

aber unter Umständen auch von der in integrativer Form durchgeführten Sprach-

förderung. Die integrative Sprachförderung in Regelklassen beruht auf jeweils 
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schuleigenen Förderkonzepten und kommt nicht nur Schülern ‚ndH‘ zugute. Die 

Förderung auf der Grundlage eines solchen Konzepts ist nach den einschlägigen 

rechtlichen Vorschriften auch für den Fall vorgesehen, dass die Schule mangels 

Erreichens der oben dargestellten 40-Prozent-Schwelle keine zusätzliche Stunden-

zumessung erhält. Eine Förderung in besonderen Lerngruppen außerhalb von Re-

gelklassen findet ausschließlich für Schüler ‚ndH‘ mit besonderem Sprachförder-

bedarf statt, und wenn eine ausreichende Förderung in Regelklassen nicht gewähr-

leistet ist. Selbst wenn Schüler deutscher Herkunftssprache ähnliche Sprachdefizi-

te hätten, käme eine solche Beschulung für sie nicht in Betracht. 

Die generelle Sprachförderung wird vorrangig durch Personalzuschläge in Form 

von Zumessungen zusätzlicher Unterrichtsstunden nach einem bestimmten 

Schlüssel erreicht. Mit einer solchen Zumessung geht die Verpflichtung der Schu-

le zur Erarbeitung und Umsetzung eines Sprachförderkonzepts für alle Schüler 

einher, wenn der Anteil der Schüler ‚ndH‘ an einer Schule den Wert von 40 % 

erreicht. Daneben kommt die Reduzierung von Klassenstärken in Betracht, die 

aber selbstverständlich keine Sprachförderung im engeren Sinne darstellt, sondern 

nur günstigere Lernbedingungen für alle Schüler schafft. Die generelle Sprachför-

derung hängt nicht von den konkreten Sprachkenntnissen der Schüler ab, sondern 

vom Erreichen eines bestimmten Schwellenwerts. Ist dieser Wert erreicht, besteht 

vielmehr eine allgemeine und unwiderlegbare Vermutung für die Notwendigkeit 

von Unterstützungsmaßnahmen in Form einer Sprachförderung für alle Schüler. 

2.1.2.3. Zusatz: Das Merkmal ‚Lernmittelbefreiung‘ (‚LmB‘) und die darauf 

beruhende Sprachförderung 

Der Vollständigkeit halber soll kursorisch auch das Sprachfördermerkmal ‚LmB‘ 

in die Betrachtung einbezogen werden, weil sich durch einen Vergleich zwischen 

den Merkmalen ‚LmB‘ und ‚ndH‘ und vor allem ihrer Begriffsbestimmungen 

auch die ‚ndH‘-Sprachförderung weiter erhellen lässt. 

Das Merkmal ‚LmB‘ ist zunächst jedoch kein zentrales Element der schulischen 

Sprachförderung, sondern betrifft vorrangig die Frage, ob sich Schüler bzw. deren 

Erziehungsberechtigte an privat zu beschaffenden, d.h. von der Schule nicht leih-

weise überlassenen, Lernmitteln mit einem Eigenanteil zu beteiligen haben. Dies 

zeigt sich bereits daran, dass das SchulG keine der Sprachförderung für Schüler 

‚ndH‘ nach § 15 SchulG vergleichbare Regelung enthält. Vielmehr stellt § 50 

Abs. 2 S. 2 SchulG allein den Grundsatz der Verpflichtung zur Zahlung eines Ei-
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genanteils auf (1. Halbs. ) und statuiert die Befreiung von dieser Zahlung bei wirt-

schaftlicher Unzumutbarkeit (2. Halbs.). Das Nähere, insbesondere der von der 

Zahlung des Eigenanteils befreite Personenkreis, bestimmt sich sodann nach der 

LernmittelVO
110

, zu deren Erlass die SenBJW nach § 50 Abs. 4 SchulG vom 

Landesgesetzgeber ermächtigt worden ist. Ob ein Schüler lernmittelbefreit ist, 

muss somit unter Rückgriff auf diese Verordnung festgestellt werden. Das Merk-

mal ‚LmB‘ weist dennoch auch einen nicht unerheblichen Bezug zur schulischen 

Sprachförderung auf, wie im Folgenden aufgezeigt werden wird.  

2.1.2.3.1. Der Begriff ‚LmB‘ 

Das Merkmal ‚LmB‘ ist anhand des § 7 LernmittelVO zu bestimmen, der die „Be-

freiung von der Zahlung des Eigenanteils“ regelt. Danach sind von der Zahlung 

des Eigenanteils bei Lernmitteln diejenigen Personen befreit, die öffentliche Un-

terstützungsleistungen wie u.a. Grundsicherungsleistungen (§ 7 Abs. 1 Nr. 1 

LernmittelVO), Grundsicherung für Arbeitsuchende („Hartz IV“, § 7 Abs. 1 Nr. 2 

LernmittelVO) oder Wohngeld (§ 7 Abs. 1 Nr. 3 LernmittelVO) beziehen. § 7 

Abs. 1 LernmittelVO enthält einen abschließenden Katalog an Fällen, die zu einer 

Befreiung von der Zahlung des Eigenanteils führen. Diese Vorschrift regelt da-

bei – im Einklang mit der Vorgabe des § 50 Abs. 4 S. 1 Nr. 2, S. 2 SchulG – aber 

unmittelbar nur, wer zum befreiten Personenkreis gehört, nicht aber, unter wel-

chen Voraussetzungen jemand diesem Personenkreis angehört. § 7 Abs. 1 Lern-

mittelVO bedient sich für die Frage nach den Voraussetzungen vielmehr einer 

sog. dynamischen Verweisungstechnik, indem es auf die einschlägigen bundesge-

setzlichen Vorschriften in der jeweils geltenden Fassung verweist. Die Frage nach 

den Voraussetzungen einer ‚LmB‘ lässt sich damit unmittelbar nur unter Rück-

griff auf die einschlägigen Regelungen des Bundes beantworten. Diese Vorge-

hensweise ist dabei in zweifacher Hinsicht von Vorteil: Erstens erfolgt die ‚LmB‘, 

die ja nur bei wirtschaftlicher Unzumutbarkeit eingreifen soll, im Einklang mit 

bundesrechtlichen Vorschriften, auf deren Grundlage nur dann öffentliche Unter-

stützungsleistungen gezahlt werden, wenn die vom Bundesgesetzgeber aufgestell-

ten Voraussetzungen von dem Antragsteller erfüllt werden. Liegen diese Voraus-
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setzungen vor und werden diese Unterstützungsleistungen von der zuständigen 

Stelle gewährt, kann ohne Weiteres von einer wirtschaftlichen Unzumutbarkeit 

einer Zuzahlung für Lernmittel ausgegangen werden. Zweitens zeigt sich ein wei-

terer Vorteil dieser Regelungstechnik gerade unter Heranziehung des Merkmals 

‚ndH‘ und seiner kritisch zu sehenden und unvollständigen Begriffsbestimmung 

(siehe oben). Anders als beim Merkmal ‚ndH‘ kann das Merkmal ‚LmB‘ unter 

Rückgriff auf die einschlägigen Bundesgesetze sicher bestimmt werden; dies vor 

allem deshalb, weil § 7 Abs. 1 LernmittelVO weit überwiegend an den Bezug der 

dort genannten Leistungen anknüpft. Dies bedeutet, dass es für eine Befreiung 

von der Zahlung nur darauf ankommt, ob Schüler bzw. deren Erziehungsberech-

tigte öffentliche Unterstützungsleistungen bereits beziehen, und damit auf eine 

Tatsache, nicht auf eine Rechtsfrage wie etwa diejenige nach der angemessenen 

Interpretation des Begriffs ‚ndH‘. Ob, und wenn ja, welche Leistungen bezogen 

werden, bedarf daher keiner eingehenden rechtlichen Prüfung, sondern kann an-

hand objektiver Kriterien nachgeprüft und das Merkmal ‚LmB‘ damit eindeutig 

und sicher bestimmt werden. Auslegungsfragen (rechtlicher Art) wie beim Merk-

mal ‚ndH‘ stellen sich folglich nicht. 

2.1.2.3.2. Kursorischer Überblick über die Regelungen zur Sprachförderung auf 

der Grundlage des Merkmals ‚LmB‘ 

Kann eine ‚LmB‘ auf die soeben beschriebene Art bejaht werden, hat dies jedoch 

nicht nur eine Befreiung von der Zahlung des Eigenanteils zur Folge. Vielmehr 

knüpfen daran weitere Folgen an, die auch für die schulische Sprachförderung von 

Bedeutung sind. 

So kommt es nach § 4 Abs. 8 S. 2 GsVO, wie bereits oben für die ‚ndH‘-

Sprachförderung dargestellt, zu einer Reduzierung der Klassenstärke in der Schul-

anfangsphase an solchen Schulen, an denen die Erziehungsberechtigten von min-

destens 40 % aller Schüler lernmittelbefreit sind. Das Gleiche gilt auch für die 

Sekundarstufe I nach der schon oben im Rahmen der ‚ndH‘-Sprachförderung zi-

tierten Vorschrift des § 5 Abs. 7 S. 3 und 4 Sek I-VO mit den oben genannten 

Unterschieden zur Klassenstärkenreduzierung im Grundschulbereich. Es zeigt 

sich damit eine Parallele der – allerdings nur generellen – Sprachförderung auf der 

Grundlage des Merkmals ‚LmB‘ gegenüber derjenigen auf der Grundlage des 

Merkmals ‚ndH‘. Diese Gleichbehandlung wird dadurch weiter verstärkt, dass 

auch nach den Zumessungsrichtlinien der SenBJW Personalzuschläge in Form 
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von zusätzlichen Unterrichtsstunden gerade dann gewährt werden, wenn der An-

teil von Schülern mit ‚LmB‘ die Schwelle von 40 % bezogen auf die Gesamtschü-

lerschaft einer Schule erreicht (siehe Ziff. II.3 der Zumessungsrichtlinie und 

Ziff. 2.a. Anlage 2 der Zumessungsrichtlinie). Ist diese Schwelle hinsichtlich bei-

der Merkmale erfüllt, kommt es sogar zu einer doppelten Stundenzuweisung, d.h. 

zu einer doppelten Sprachförderung,
111

 die die Gleichwertigkeit dieser Merkmale 

zumindest für die generelle Sprachförderung belegt. Mit der Erweiterung der ge-

nerellen Sprachförderung um das Merkmal ‚LmB‘ wollte die SenBJW das bishe-

rige System der Zumessung weiterentwickeln, „in dem traditionell nur das Merk-

mal nichtdeutsche Herkunftssprache Berücksichtigung fand“.
112

 

Eine weitere Parallele zwischen der Sprachförderung auf der Grundlage der 

Merkmale ‚LmB‘ und ‚ndH‘ besteht hingegen nicht, namentlich existiert keine 

individuelle ‚LmB‘-Sprachförderung – weder in integrativer noch in additiver 

Form –, wie sie durch § 15 SchulG, § 17 GsVO und § 17 Sek I-VO für Schüler 

‚ndH‘ konstituiert wird. Dies bedeutet gleichzeitig, dass Schüler mit ‚LmB‘ im-

mer in Regelklassen unterrichtet werden – selbst dann, wenn sie möglicherweise 

einen ähnlichen Sprachförderbedarf aufweisen wie Schüler ‚ndH‘ – und eine zu-

sätzliche individuelle Sprachförderung allein auf der Grundlage der allgemeinen 

Vorschriften (u.a. § 14 GsVO) erhalten können, allerdings keine explizit an das 

Merkmal ‚LmB‘ anknüpfende Förderung. Folglich sind die Sprachförderung auf 

der Grundlage des Merkmals ‚ndH‘ und diejenige Förderung auf der Grundlage 

des Merkmals ‚LmB‘ nicht gleichwertig. Trotz der Weiterentwicklung der bishe-

rigen generellen Sprachförderung haben sich der Gesetzgeber und die SenBJW 

aber offenbar bewusst gegen eine vollständige Gleichbehandlung dieser Arten der 

Sprachförderungen entschieden und die Erweiterung der generellen Sprachförde-

rung zum Schuljahr 2008/2009 als ausreichend angesehen. 

2.1.2.4. Zwischenergebnis 

Auf der Grundlage der aktuellen rechtlichen Bestimmungen zur ‚ndH‘-

Sprachförderung im Land Berlin, innerhalb derer das SchulG nur die Grundaussa-

gen trifft und die Einzelheiten durch die einschlägigen untergesetzlichen Bestim-
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mungen geregelt werden, lässt sich eine Unterteilung der Sprachförderung in eine 

generelle, stets integrative und in eine individuelle, grundsätzlich integrativ und 

nur ausnahmsweise additiv oder alternativ ausfallende Form vornehmen. Diese 

beiden Formen der Sprachförderung schließen einander nicht aus, sondern stehen 

selbständig nebeneinander und können auch kumulativ zur Anwendung gelangen. 

Während die individuelle Sprachförderung überwiegend an einen konkreten 

Sprachförderbedarf des jeweiligen Schülers anknüpft, greift die generelle Sprach-

förderung erst ab dem Erreichen eines bestimmten Schwellenwerts an Schülern 

‚ndH‘ an einer Schule, der 40 % beträgt. Ist diese Schwelle erreicht, besteht eine 

unwiderlegbare Vermutung für eine (generelle) Sprachförderung, die dann aber 

auch Schülern deutscher Herkunftssprache zugutekommt und sich nicht nur an 

Schüler ‚ndH‘ richtet. Für die generelle Sprachförderung kommt es auf das Vor-

liegen konkreter Sprachdefizite nicht an. 

Auch nach den aktuellen rechtlichen Bestimmungen besteht weiterhin ein klarer 

Vorrang der gemeinsamen Beschulung von Schülern ‚ndH‘ und Schülern deut-

scher Herkunftssprache in Regelklassen. Selbst wenn bei Schülern ‚ndH‘ ein 

Sprachförderbedarf festgestellt wird, so erfolgt die danach erforderliche Sprach-

förderung grundsätzlich in integrativer Form in der Regelklasse. Auch wenn sie 

ausnahmsweise in additiver Form stattfindet, so werden die betreffenden Schüler 

dennoch weiterhin auch in der Regelklasse wie alle anderen Schüler – Schüler 

deutscher Herkunftssprache und Schüler ‚ndH‘ ohne festgestellten Sprachförder-

bedarf – unterrichtet. Zu einer gesonderten, aber nicht auf Dauer angelegten Be-

schulung von Schülern ‚ndH‘ außerhalb der Regelklassen in besonderen Lern-

gruppen, die den Besuch der Regelklasse vorbereiten sollen, kommt es nur bei 

besonderem Sprachförderbedarf, der einen sachlich rechtfertigenden Grund für 

eine temporäre separate Beschulung außerhalb der Regelklassen darstellt. Schüler 

deutscher Herkunftssprache erhalten seit dem Schuljahr 2008/2009 bei festgestell-

tem Sprachförderbedarf ebenfalls eine verpflichtende individuelle Sprachförde-

rung. Da sie aber nicht den Vorschriften über die Sprachförderung von Schülern 

‚ndH‘ unterfallen, kommt eine Beschulung außerhalb von Regelklassen in beson-

deren Lerngruppen für sie nicht in Betracht. 

Das Merkmal ‚ndH‘ erweist sich nach seiner nicht zufriedenstellenden und unkla-

ren Begriffsbestimmung durch die SenBJW als kritisch zu sehendes und unsiche-

res Kriterium für die Begründung einer besonderen schulischen Sprachförderung. 
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Nach der Auslegungspraxis der SenBJW gelten mehr Kinder und Jugendliche als 

Schüler ‚ndH‘, als dies bei der gebotenen engen Auslegung dieses Merkmals der 

Fall wäre. Da es in der Folge zu einer grundsätzlich gemeinsamen Beschulung 

aller Schüler in Regelklassen kommt, ist dies zunächst unschädlich. Denn eine 

(verpflichtende) individuelle Sprachförderung greift nur bei festgestelltem 

Sprachförderbedarf und nicht allein auf Grund der Einordnung als Schüler ‚ndH‘. 

Auch das Erreichen des relevanten Schwellenwerts führt zu keinen Sanktionen, 

sondern vielmehr zu einer besseren Personalausstattung der betreffenden Schule. 

Möglicherweise kann ein besonders hoher ‚ndH‘-Anteil aber auch etwaige Segre-

gationstendenzen begründen oder verstärken. Dieser Frage soll an späterer Stelle 

noch eingehend nachgegangen werden. 

Das Merkmal ‚LmB‘, das vorrangig die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit und die 

Frage nach einer Kostenbeteiligung an privat zu beschaffenden Lernmitteln be-

trifft, stellt sich demgegenüber als sicher zu bestimmendes und einfach zu hand-

habendes Kriterium dar. An dieses Merkmal knüpft die gleiche generelle Sprach-

förderung an wie an das Merkmal ‚ndH‘, nicht aber auch eine individuelle 

Sprachförderung. Es besteht damit keine vollständige Gleichwertigkeit zwischen 

beiden Arten der Sprachförderung.  

Eine individuelle Sprachförderung auf der Grundlage des Merkmals ‚LmB‘ ist 

weder nach dem SchulG noch nach untergesetzlichen Vorschriften vorgesehen 

und fände für Schüler mit ‚LmB‘ selbst dann nicht statt, wenn sie über keine hin-

reichenden Sprachkenntnisse verfügten. Diese Schüler profitierten nur dann von 

einer individuellen Sprachförderung, wenn sie zugleich das Merkmal ‚ndH‘ auf-

wiesen oder wenn für sie nach den allgemeinen Vorschriften ein Sprachförderbe-

darf festgestellt würde. 

2.2. Überblick über wesentliche Aspekte der schulischen Sprachförde-

rung auf der Grundlage des Merkmals ‚ndH‘ in der Praxis 

Im Folgenden soll in Ergänzung der für die vorliegende Betrachtung maßgeben-

den theoretischen Grundlagen ein Überblick über wesentliche Aspekte der schuli-

schen Sprachförderung auf der Grundlage des Merkmals ‚ndH‘ in der Praxis ge-

geben werden. Von wesentlicher Bedeutung sind in diesem Zusammenhang die 

Erfassungspraxis zum Merkmal ‚ndH‘ sowie zum Vergleichsmerkmal ‚LmB‘, die 

Feststellung eines (individuellen) Sprachförderbedarfs von Schülern ‚ndH und die 
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Veröffentlichungspraxis zum Merkmal ‚ndH‘ in den Schulporträts der SenBJW 

im Internet. 

2.2.1. Erfassung des Merkmals ‚ndH‘ in der Praxis 

Das Merkmal ‚ndH‘, das nach § 64a Abs. 2 Nr. 13 SchulG in der automatisierten 

Schülerdatei der SenBJW gespeichert wird, wird im Rahmen der Anmeldung bei 

der jeweiligen Schule abgefragt und im sog. Schulanmeldungsbogen erfasst.
113

 

Naturgemäß kann eigentlich nur das anzumeldende Kind bzw. können nur seine 

Erziehungsberechtigten Auskunft über die überwiegende Kommunikationssprache 

innerhalb der Familie geben, da die Schule keine Möglichkeit hat, diese Frage 

selbst zu klären, obwohl ihr diese Feststellung grundsätzlich obliegt.
114

 Denn der 

Schule sind die familiären Kommunikationsgewohnheiten unbekannt. Außerdem 

fehlt es an einer Möglichkeit, die Angaben zur überwiegenden Kommunikations-

sprache zu überprüfen. Krzyweck/Duveneck (2013) weisen deshalb zutreffend 

darauf hin, dass die „Feststellung [des Merkmals ‚ndH‘] unsicher und im Einzel-

fall auch subjektiv geprägt“ sei.
115

 Denn wie schon in der Vergangenheit kommt 

es gerade in Zweifelsfällen für die Einordnung als Schüler ‚ndH‘ – oder eben ge-

rade als Schüler deutscher Herkunftssprache – allein auf die Aussage der Eltern an 

(siehe dazu schon oben zu § 35a SchulG a.F.),
116

 selbst wenn ein entsprechender 

Sprachgebrauch im Falle einer persönlichen Anmeldung bei der Schule den Ver-

dacht erregen mag, dass nicht Deutsch die überwiegende Kommunikationssprache 

darstellt. Es fehlt also maßgeblich an objektiven Bewertungskriterien – auch für 

die Eltern selbst als Entscheidungsgrundlage – und an einer Überprüfungsmög-

lichkeit der Angaben durch die Schule.  

                                                 

113
 Vgl. Klesmann, Martin, „Sozialer Hintergrund von Schülern: Herkunft soll kein Stigma sein“, 

in: Berliner Zeitung v. 27.08.2012, abrufbar unter: http://www.berliner-zeitung.de/berlin/sozialer-

hintergrund-von-schuelern-herkunft-soll-kein-stigma-sein,10809148,16984688.html (letzter Ab-

ruf: 03.11.2013); siehe für den Grundschulbereich das Musterformular der SenBJW „Anmeldung 

und Aufnahme in die Grundschule, Schulärztliche Untersuchung“, abrufbar unter: 

http://www.berlin.de/imperia/md/content/sen-bjw/service/formulare/antrag_aufnahme_grundschu 

le_ausfuellbar.pdf?start&ts=1380706028&file=antrag_aufnahme_grundschule_ausfuellbar.pdf 

(letzter Abruf: 03.11.2013), und beispielhaft für den Bereich der Integrierten Sekundarschulen das 

schuleigenen „Anmeldeformular für das Schuljahr 2013/2014“ der Caspar-David-Friedrich-Schule 

in Berlin-Hellersdorf, abrufbar unter: http://www.cdf-oberschule.schule-berlin.net/downloads/ 

Anmeldung-Klasse7-2011.pdf (letzter Abruf: 03.11.2013). 
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Dies führt dazu, dass sich die bereits oben festgestellte Unsicherheit in der Hand-

habung des Merkmals ‚ndH‘ in der Praxis fortsetzt und sich dadurch insgesamt 

verstärkt. Die Aussagekraft einer Einordnung eines Schülers als ‚ndH‘ verringert 

sich noch weiter, wenn man berücksichtigt, dass dieses Kriterium nur jeweils im 

Rahmen der Schulanmeldung abgefragt wird und in der Folge – auch über die 

durch die SenBJW und die bezirklichen Schulämter abrufbare Schülerdatei (§ 64a 

Abs. 5 SchulG) – ohne Weiteres zu späteren Zeitpunkten etwa der Frage nach 

einer zusätzlichen Stundenzumessung zugrunde gelegt wird. Das Merkmal ‚ndH‘ 

knüpft aber mit der Kommunikationssprache gerade an ein Kriterium an, das tat-

sächlichen Veränderungen unterliegen kann. So ist die Überlegung, dass gerade in 

binationalen Familien entweder Deutsch zur überwiegenden Kommunikations-

sprache wird oder eine andere Sprache Deutsch als überwiegende Sprache ablöst, 

nicht nur theoretischer Natur. Denn trennt sich z.B. ein binationales Elternpaar 

und wird ein Kind nur noch von der Mutter allein erzogen, die mit ihrem Kind 

ausschließlich deutsch spricht und deutsche Muttersprachlerin ist, spielt es keine 

Rolle mehr, dass das Kind im Zeitpunkt der Aufnahme in die Grundschule inner-

halb der Familie womöglich überwiegend italienisch gesprochen hat. Die Einord-

nung dieses Kindes als Schüler ‚ndH‘ bleibt aber dennoch weiter bestehen, ob-

wohl sich die tatsächlichen Verhältnisse gravierend geändert haben und daher eine 

rechtliche Einordnung als Schüler ‚ndH‘ nach § 17 GsVO bzw. § 17 Sek I-VO gar 

nicht mehr möglich wäre. Dies drängt die Überlegung auf, dass insbesondere die 

generelle ‚ndH‘-Sprachförderung in der Praxis nicht unbedingt bedarfsgerecht 

erfolgt. 

2.2.2. Zusatz: Erfassung des Merkmals ‚LmB‘ in der Praxis 

Anders, da objektiv nachprüfbar und keinen Zweifelsfällen unterliegend, fällt hin-

gegen die Erfassung des Merkmals ‚LmB‘ aus, das ebenfalls in der automatisier-

ten Schülerdatei der SenBJW gespeichert werden darf (§ 64a Abs. 2 Nr. 14 

SchulG; siehe auch § 8 LernmittelVO). So regelt die auch insoweit einschlägige 

LernmittelVO in ihrem § 7 Abs. 4 S. 1, dass entsprechende Nachweise über den 

Bezug bestimmter öffentlicher Leistungen, die allesamt zu einer Befreiung von 

der Zahlung des Eigenanteils bei Lernmitteln führen, der Schulleitung oder einer 

von ihr bestimmten Person in der Regel spätestens vier Wochen vor Beginn der 

Sommerferien vorgelegt werden müssen. Aus den Nachweisen muss sich ergeben, 

dass die Anspruchsvoraussetzungen am 1. August des Jahres (Schuljahresbeginn) 



40 

erfüllt sind, § 7 Abs. 4 S. 2 LernmittelVO. Nach § 7 Abs. 3 LernmittelVO gilt als 

Nachweis für einen bestimmten Teil der Leistungen, die von einer Zuzahlung des 

Eigenteils bei Lernmitteln befreien, auch der sog. „berlinpass-BuT“, der dann ge-

mäß § 7 Abs. 4 S. 3 LernmittelVO zu dem soeben genannten Stichtag vorgelegt 

werden muss. Bei dem „berlinpass-BuT“ handelt es sich um ein Dokument in 

Form eines Ausweises, der für die berechtigten Kinder ausgestellt wird und als 

Nachweis für den Anspruch auf Leistungen aus dem sog. Bildungspaket dient.
117

 

Für bestimmte Leistungen kann dieser Ausweis also die Vorlage der Leistungsbe-

scheide ersetzen. Ist kein „berlinpass-BuT“ vorhanden, so kann die Befreiung von 

der Zuzahlung aber immer noch durch die Leistungsbescheide nachgewiesen wer-

den. Für bestimmte Leistungen kommt ohnehin nur die Vorlage der Leistungsbe-

scheide in Frage, etwa für Schüler, die BAFöG-Leistungen beziehen. 

Dies bedeutet, dass sich im Regelfall aus behördlichen Dokumenten, deren Rich-

tigkeit in Zweifelsfällen nachgeprüft werden kann, ergibt, ob ein Fall der ‚LmB‘ 

gegeben ist oder nicht. Im Gegensatz zum Merkmal ‚ndH‘ beruht die Erfassungs-

praxis zum Merkmal ‚LmB‘ damit nicht auf den Angaben der betreffenden Eltern. 

Vielmehr trifft die für den Erlass der Leistungsbescheide zuständige Behörde im 

Falle der Gewährung öffentlicher Leistungen mittelbar zugleich eine Entschei-

dung über die Befreiung von der Zahlung des Eigenanteils und damit auch über 

die Erfassung eines Schülers als lernmittelbefreit. 

Unwägbarkeiten können sich höchstens daraus ergeben, dass ein Fall denkbar ist, 

in dem zunächst ein Leistungsbescheid ergeht und gegenüber der Schulleitung als 

Nachweis für eine Lernmittelbefreiung dient, der Bescheid in der Folge aber mit 

Wirkung auch für die Vergangenheit aufgehoben wird. Denn in diesem Falle ent-

fiele zugleich die Befreiung von Zahlung des Eigenanteils und somit die Einord-

nung als ‚LmB‘. Solche Sachverhalte dürften aber die große Ausnahme sein und 

in der Regel keinen erheblichen Einfluss auf das (Nicht-)Überschreiten der 

Schwelle für die Vermutung des Sprachförderbedarfs haben. Ansonsten wird das 

Merkmal ‚LmB‘ anders als das Merkmal ‚ndH‘ regelmäßig überprüft, nämlich 

immer zum 1. August, da dieses Kriterium allein darüber entscheidet, ob ein Ei-

genanteil geleistet werden muss (siehe oben). Insoweit stützt sich etwa die Zu-
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sen/bjw/bildungspaket/ (letzter Abruf: 03.11.2013). 
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messung zusätzlicher Unterrichtsstunden nicht auf historische, sondern auf stän-

dig aktualisierte Daten. 

2.2.3. Feststellung eines Sprachförderbedarfs von Schülern ‚ndH‘ 

Im Land Berlin wird auf der Grundlage der § 55 SchulG, § 6 GsVO seit einiger 

Zeit bereits im Kalenderjahr vor Beginn der Schulpflicht eine Sprachstandsfest-

stellung durchgeführt, um rechtzeitig vor Beginn der Schulzeit sprachliche Defizi-

te feststellen und diesen durch eine frühzeitige Sprachförderung entgegenwirken 

zu können (vgl. § 55 Abs. 1 S. 1, Abs. 2 SchulG). An dem standardisierten Ver-

fahren zur Feststellung des Sprachstands
118

 haben aber nicht nur Kinder ‚ndH‘, 

sondern alle Kinder verpflichtend
119

 teilzunehmen (§ 55 Abs. 1 S. 2 SchulG), 

ganz gleich, ob sie eine Kindertagesstätte oder Kindertagespflegeeinrichtung be-

suchen oder nicht (vgl. § 55 Abs. 1 S. 3, Abs. 2 S. 1 SchulG). Diese allgemeine 

Sprachstandsfeststellung soll gewährleisten, dass die im auf die Untersuchung 

folgenden Kalenderjahr schulpflichtig werdenden Kinder über ausreichende 

Sprachkenntnisse verfügen, um überhaupt erfolgreich am Schulunterricht teil-

nehmen zu können (§ 55 Abs. 1 S. 1 SchulG). 

Im Gegensatz zu Schülern deutscher Herkunftssprache wird der Sprachstand von 

Schülern ‚ndH‘ nach § 15 Abs. 2 S. 2 SchulG aber zusätzlich mindestens ein wei-

teres Mal, nämlich im Zeitpunkt der Aufnahme in die Schule überprüft. Dabei 

wird es sich meist um die Grundschule handeln. § 15 Abs. 2 S. 2 SchulG ist je-

doch nicht auf den Grundschulbereich beschränkt, sodass die danach zwingende 

Sprachstandsfeststellung auch vor der Aufnahme in eine andere Schulstufe zu 

erfolgen hat, etwa bei einem Zuzug eines Schülers aus dem Ausland, der bislang 

keine deutsche Schule besucht hat und seinem Alter nach der Sekundarstufe I zu-

zuordnen ist (vgl. auch § 17 Sek I-VO), oder beim Übergang von der Grundschule 

in die Sekundarstufe. Das für den jeweiligen Schulleiter/die jeweilige Schulleite-

rin bzw. die von ihm/ihr beauftragte Lehrkraft nach § 15 Abs. 2 S. 2 SchulG ver-

pflichtende Verfahren, das auf der Grundlage wissenschaftlich gesicherter Test-

verfahren erfolgt, soll sicherstellen, dass die Schule rechtzeitig die notwendigen 
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 Siehe dazu etwa die „Erläuterungen zur „Qualifizierten Statuserhebung vierjähriger Kinder in 
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pädagogischen und organisatorischen Maßnahmen für die Beschulung von Kin-

dern ‚ndH‘ treffen kann.
120

 Denn nur auf der Grundlage dieser ‚ndH‘-spezifischen 

Sprachstandsfeststellung kann beurteilt werden, ob, und wenn ja, welcher Sprach-

förderbedarf besteht und welche Beschulungsform (Regelklasse, besondere Lern-

gruppe) zu wählen ist. 

Ein solches zusätzliches, ‚ndH‘-spezifisches Verfahren wird regelmäßig nur bei 

der erstmaligen Aufnahme in eine Schule durchgeführt. Für die weitere Beurtei-

lung des Sprachstands kann vorrangig auf den Lehrkräften in der Regel bekannten 

Leistungs- und Wissensstand des Schülers zurückgegriffen werden, der auch 

durch die Zeugnisse des Schülers ausgewiesen und darin dokumentiert ist.
121

 Eine 

erneute ‚ndH‘-spezifische Sprachstandsfeststellung ist aber dennoch nicht ausge-

schlossen und kann bspw. anlässlich eines Schulwechsels durchgeführt werden, 

wenn der Schulleiter der neuen Schule Zweifel an den Sprachfähigkeiten des 

Schülers ‚ndH‘ hat.
122

 

Unabhängig vom Ausgang der Sprachstandsfeststellung und dem jeweiligen 

Sprachniveau des Schülers bleibt es allerdings bei der Einordnung als Schüler 

‚ndH‘. Denn wie gezeigt, kommt es für dieses Merkmal nicht auf die Sprachkom-

petenz, sondern auf die überwiegende Kommunikationssprache innerhalb der Fa-

milie an (siehe oben). 

2.2.4. Die Veröffentlichung des Merkmals ‚ndH‘ in den Schulporträts der 

Senatsschulverwaltung im Internet 

Das Merkmal ‚ndH‘ wird nicht nur im Rahmen der Schulanmeldung erhoben und 

sodann der Bestimmung eines etwaigen Sprachförderbedarfs zugrunde gelegt so-

wie über die automatisierte Schülerdatei den berechtigten Behörden intern zu-

gänglich gemacht, sondern die SenBJW veröffentlicht zudem Daten zum Merk-

mal ‚ndH‘ in Form des Anteils der Schüler ‚ndH‘ an der Gesamtschülerschaft 

auch in den Schulporträts auf ihren Internetseiten
123

, die für jedermann und insbe-
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sondere für interessierte Eltern seit Ende 2005 ohne Weiteres abrufbar sind.
124

 

Ihre Schulporträts hält die SenBJW in einer Schuldatenbank vor, in der man sich 

unter Eingabe frei bestimmbarer Suchbegriffe (z.B. Name der Schule) und/oder 

durch Auswahl bereits vorgegebener Kriterien (z.B. Schuljahr; Bezirk; Schulart; 

spezielle Angebote) eine bestimmte Schule oder eine Mehrzahl von Schulen an-

zeigen lassen kann, die auf den Suchbegriff und/oder die ausgewählten Kriterien 

entfällt bzw. entfallen. 

Während das Merkmal ‚ndH‘ zwar keines der auswählbaren Kriterien darstellt 

und auch eine freie Eingabe dieses Begriffs in die Suchmaske zu keinen Treffern 

führt, lassen sich nach Auswahl einer bestimmten Schule über andere Kriterien 

(z.B. durch die direkte Eingabe des Schulnamens), die zur Anzeige des jeweiligen 

Schulporträts führt, über die Schule weiterführende Informationen abrufen, und 

zwar geordnet nach den Kategorien „Schule“, „Schülerschaft“, „Personal der 

Schule“, „Sächliche Ressourcen“, „Schulprogramm“, „Modell- und Schulversu-

che“, „Schulinspektion“ und „Management und Professionalität“. 

Wählt man die Kategorie „Schülerschaft“ aus, so wird zunächst unter der Unter-

kategorie „Jahrgangsstufen“ die Gesamtschülerzahl sowie die Zahl der Schüler in 

den einzelnen Klassenstufen angezeigt, die jeweils auch getrennt nach Geschlecht 

für Schülerinnen und Schüler angegeben wird. Die Kategorie „Schülerschaft“ 

wird aber noch in weitere Unterkategorien unterteilt, nämlich in „Staatsangehö-

rigkeit“, „Nichtdeutsche Herkunftssprache“, „Wohnorte“ und „Fehlzeiten“. Das 

Merkmal ‚LmB‘ hingegen war und ist nicht Gegenstand der Schulporträts. 

Über die Auswahl der Unterkategorie „Nichtdeutsche Herkunftssprache“ lässt 

sich der gegenwärtige Anteil der Schüler ‚ndH‘ an der Gesamtschülerzahl der 

jeweiligen Schule ermitteln ebenso wie historische Daten über den ‚ndH‘-Anteil, 

die in den meisten Fällen bis ins Schuljahr 2001/2002 zurückreichen. Angeboten 

wird zudem eine graphische Darstellung über die chronologische Entwicklung der 

‚ndH‘-Zahlen an der ausgewählten Schule und eine Unterteilung nach Geschlecht. 

Mit wenigen Mausklicks kann damit über das Schulporträt der Schule der ‚ndH‘-
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Anteil abgefragt und ggf. festgestellt werden, ob die Schule einen signifikanten 

Wert, etwa die bereits oben genannte Schwelle von 40 %, erreicht. 

Daneben lässt sich aber auch eine Vielzahl weiterer Informationen über die jewei-

lige Schule abrufen wie bspw. das von der Schule entwickelte Schulprogramm 

oder Einzelheiten zu einer etwaigen Ganztagsbetreuung, zum Schulprofil (etwa 

altsprachliches oder mathematisch-naturwissenschaftliches Profil) etc. 

2.3. Diskriminierende und segregierende Wirkung des Merkmals ‚ndH‘? 

Wie bereits eingangs angeführt, birgt nach Ansicht der Kritiker des Merkmals 

‚ndH‘ die schulische Sprachförderung im Land Berlin auf der Grundlage dieses 

Merkmals selbst bzw. zumindest die Veröffentlichung des Anteils der Schüler 

‚ndH‘ an der Gesamtschülerschaft auf den Schulporträts der SenBJW die Gefahr, 

dass es zu einer Diskriminierung und Segregation, d.h. einer Entmischung, an 

Schulen kommt. Diese Kritik wäre jedoch nur dann als berechtigt anzusehen, 

wenn es im Land Berlin überhaupt Segregationstendenzen im schulischen Bereich 

gäbe und, falls dies zuträfe, diese Tendenzen gerade auch auf der in der vorlie-

genden Arbeit behandelten Art der Sprachförderung bzw. der Veröffentlichungs-

praxis der SenBJW beruhten. 

Denkbar sind insoweit zwei streng voneinander zu unterscheidende Arten von 

Segregation: zum einen eine Segregation im Verhältnis der Schulen zueinander 

(Konstellation 1) und zum anderen eine Segregation innerhalb der Schulen im 

Verhältnis der Schulklassen zueinander (Konstellation 2). Diese beiden Konstella-

tionen sind gesondert auf Segregationstendenzen und, falls solche festgestellt 

werden können, auf einen unmittelbaren Ursachenzusammenhang zu untersuchen. 

2.3.1. Konstellation 1: Segregation im Verhältnis der Schulen zueinander 

2.3.1.1. Feststellung von Segregationstendenzen 

Ausgangslage für die Feststellung, ob im Land Berlin eine Segregationsdynamik 

eingesetzt hat, ist – zumindest für den Grundschulbereich –, dass auf Grund des 

insoweit geltenden Wohnortprinzips (vgl. § 55a Abs. 1 S. 1 und 2 SchulG), wo-

nach schulpflichtige Kinder grundsätzlich an derjenigen Grundschule angemeldet 

werden müssen, in deren Einschulungsbereich sie wohnen,
125

 der Anteil der Schü-
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ler ‚ndH‘ an einer Grundschule grundsätzlich dem ‚ndH‘-Anteil der schulpflichti-

gen Kinder im Grundschulalter im Einschulungsbereich entsprechen müsste.
126

 

Da das Merkmal ‚ndH‘ aber nur für den schulischen Bereich, nicht aber im Rah-

men der Bevölkerungsstatistik und auch nicht im Meldewesen erhoben wird und 

somit entsprechende Bevölkerungsdaten für einen Vergleich fehlen,
127

 könnte für 

die Bewertung einer etwaigen Entmischung der Schule alternativ zumindest auf 

das Merkmal ‚Migrationshintergrund‘ zurückgegriffen werden. 

Auch ein solcher Rückgriff kann allerdings nicht gelingen, wie die Fallstudie von 

Fincke/Lange (2012)
128 ausdrücklich klarstellt und auch diejenige von 

Noreisch (2007)
129

 impliziert: Die Untersuchung von Segregationsdynamiken im 

Grundschulbereich für das Land Berlin war jeweils lediglich anhand des Merk-

mals ‚Staatsbürgerschaft‘ möglich, da nur insoweit eine – dafür aber belastbare – 

Übereinstimmung zwischen der Schulstatistik und weiteren amtlichen Statistiken 

bestand.
130

 Zwar verwenden die meisten Statistiken auch das Merkmal ‚Migrati-

onshintergrund‘,
131

 doch hat sich für dieses Merkmal bislang keine einheitliche 

und allgemeingültige Definition herausgebildet.
132

 Gerade die Tatsache, dass das 

Merkmal ‚ndH‘ nur auf die Kommunikationssprache in der Familie abstellt, aber 

synonym zum Begriff ‚Migrationshintergrund verwandt wird, belegt zudem, dass 

eine Gleichsetzung mit dem Merkmal ‚Migrationshintergrund‘ nicht weiterfüh-

rend ist, knüpfen die meisten Definitionen des Merkmals ‚Migrationshintergrund‘ 

doch an andere Kriterien als die zu Hause gesprochene Sprache an, etwa an den 

                                                                                                                                      

Art. V des Gesetzes zur Änderung des SchulG und weiterer Vorschriften v. 25.01.2010 (GVBl. 

S. 22)); bei mehreren Wohnung kommt es auf die Hauptwohnung i.S.d. MeldeG an, vgl. § 41 

Abs. 5 SchulG. 
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Geburtsort der Eltern oder Großeltern, das Zuzugsjahr der Familie nach Deutsch-

land oder eine etwaig erfolgte Einbürgerung.
133

 

Unabhängig davon ermöglichen die zitierten Fallstudien, deren Ergebnisse so-

gleich dargestellt werden sollen, dennoch Rückschlüsse auch auf die ‚ndH‘-

Situation: Selbst wenn nicht zwangsläufig in allen ‚ausländischen‘ Haushalten 

überwiegend eine andere Sprache als Deutsch gesprochen wird, so ist die Annah-

me einer solchen Vermutung jedenfalls nicht fernliegend. Denn andersherum gibt 

es viele deutsche Familien, die einen Migrationshintergrund aufweisen und in 

denen überwiegend eine andere Sprache als Deutsch gesprochen wird. Auf der 

anderen Seite ergäbe sich, stünden vergleichbare ‚ndH‘-Daten zur Verfügung, 

lediglich ein gesicherteres Bild die Segregationslage betreffend, da ein viel größe-

rer Kreis an Schülern erfasst wäre.
134

 Im Wege des argumentum a minore ad 

maius135 erscheint es daher auch methodisch vertretbar, die Ergebnisse der Fall-

studie auf die hier behandelte ‚ndH‘-Situation zu übertragen. 

Die Fallstudie von Fincke/Lange (2012), mit deren Betrachtung begonnen werden 

soll und die die Schülerverteilung im Schuljahr 2011/2012 nach dem oben darge-

stellten Ansatz für vier
136

 Berliner (Innenstadt-)Bezirke und die jeweiligen Grund-

schulen im Einzelnen beleuchtet, gelangte zu dem Ergebnis, dass fast jede fünfte 

der untersuchten Grundschulen einen Ausländeranteil aufwies, der mehr als dop-

pelt so hoch war wie der eigentliche Ausländeranteil im jeweiligen Schulbezirk.
137

 

Zugleich konnte auch in der entgegengesetzten Richtung eine Entmischung fest-

                                                 

133
 Siehe zu den unterschiedlichen Kriterien, die an das Merkmal ‚Migrationshintergrund‘ angelegt 

werden, Autorengruppe Regionale Bildungsberichterstattung Berlin-Brandenburg im Auftrag der 
Senatsverwaltung für Bildung, Wissenschaft und Forschung Berlin und des Ministeriums für Bil-
dung, Jugend und Sport Brandenburg (Hrsg.), Bildung in Berlin und Brandenburg 2010. Ein indi-

katorengestützter Bericht zur Bildung im Lebenslauf, S. 374 f., abrufbar unter: 

http://www.berlin.de/imperia/md/content/sen-bildung/bildungsstatistik/bildungsbericht_isq_2010. 

pdf?start&ts=1302080419&file=bildungsbericht_isq_2010.pdf (letzter Abruf: 03.11.2013). 

134
 Vgl. Fincke/Lange (2012), S. 7; vgl. auch SenBJS (2006), S. 5. 

135
 Schneider/Schnapp (2006), S. 162. 

136
 Bei diesen vier Bezirken handelte es sich um Charlottenburg-Wilmersdorf, Neukölln, Mitte und 

Friedrichshain-Kreuzberg, in denen insgesamt 1,2 Mio. Menschen wohnen, Fincke/Lange (2012), 

S. 6 f.; die Autoren legten dabei ein besonderes Augenmerk auf die Auswertung der Daten zum 

Bezirk Friedrichshain-Kreuzberg, „da sich hier in den vergangenen Jahren ein zunehmend attrakti-

ves Wohnumfeld für junge Familien aus der Mittelschicht entwickelt hat, was eine stärkere soziale 

Mischung der Bevölkerung mit sich bringt […] [und g]leichzeitig viele der Grundschulen im Be-

zirk in der Öffentlichkeit als problembelastet wahrgenommen [werden], u. a. auf Grund der hohen 

Zahl an Schülern mit Migrationshintergrund […]“, Fincke/Lange (2012), S. 7. 

137
 Fincke/Lange (2012), S. 6. 
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gestellt werden, da die Untersuchung ergab, dass jede vierte Grundschule einen 

geringeren Ausländeranteil hatte, als nach dem Ausländeranteil im jeweils zuge-

hörigen Schulbezirk hätte erwartet werden dürfen.
138

 Während etwa für den u.a. 

untersuchten Bezirk Friedrichshain-Kreuzberg sogar ein Anteil an ausländischen 

Schülern in den Grundschulen festgestellt werden konnte, der dreimal so hoch war 

wie im Schulbezirk,
139

 lag – in demselben Bezirk – an einer anderen Schule der 

Anteil unter einem Fünftel des eigentlich anzunehmenden Anteils.
140

 

Noreisch (2007), die ihre Studie auf die Verteilung von Schülern im Alter zwi-

schen sechs und elf Jahren für das Schuljahr 2004/2005 stützte,
141

 wählte einen 

ähnlichen Ansatz, legte aber ihrer Betrachtung statistische Daten für das Land 

Berlin als Ganzes, für alle zwölf Berliner Bezirke gesondert und auf einer dritten 

Ebene für die Einschulungsbereiche am Beispiel des Bezirks Tempelhof-

Schöneberg von Berlin zugrunde,
142

 also nur für einen Bezirk aufgeschlüsselt 

nach einzelnen Schulen, und gelangte ebenfalls zu dem Ergebnis, dass Segregati-

onstendenzen vorlägen.
143

 Diese ließen sich jedoch vor allem auf Bezirksebene 

aus einem Vergleich der Einschulungsbereiche ablesen, da hier Schülerbewegun-

gen häufiger zu erwarten seien,
144

 während eine Betrachtung des Landes Berlin 

sowie ein Vergleich der einzelnen Bezirke ohne Betrachtung der einzelnen Ein-

schulungsbezirke allein nicht aussagekräftig genug seien. 

Auf Landesebene und für die Bezirke im Allgemeinen
145

 stellte Noreisch (2007) 

zunächst Abweichungen zwischen der jeweiligen Bevölkerung und den jeweiligen 

Schülerzahlen insgesamt fest (mit prozentualen Zuwächsen überall mit Ausnahme 

des Bezirks Neukölln) und auch – überwiegend noch als moderat zu bezeichnen-

de – Abweichungen sowohl bei deutschen als auch bei ausländischen Kindern. 

Während in allen Bezirken und auch im Land Berlin als Ganzem bei einem Ver-
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 Fincke/Lange (2012), S. 6. 
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 Fincke/Lange (2012), S. 6 und 8 (Tab. 2). 
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 Fincke/Lange (2012), S. 7 und 8 (Tab. 2). 
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 Noreisch (2007), S. 75. 
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 Noreisch (2007), S. 73, 76 ff. 
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 Noreisch (2007), S. 77 und (implizit auch für die Segregation) 82. 

144
 Noreisch (2007), S. 82 (implizit auch für die Segregation). 

145
 Siehe dazu Noreisch (2007), S. 78 (Tab. 1). 
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gleich der tatsächlichen Schülerzahlen mit den Bevölkerungszahlen der Anteil 

ausländischer Schüler höher ausfiel, als nach der Bevölkerungsverteilung zu er-

warten war, und auch in beinahe allen Fällen (außer dem Bezirk Marzahn-

Hellersdorf) höher als der abweichende Anteil an deutschen Schülern, kam es in 

fünf von zwölf Bezirken, nämlich Spandau (-0,9 %), Friedrichshain-Kreuzberg 

(-2,7 %), Tempelhof-Schöneberg (-4,0 %), Mitte (-4,1 %) und Neukölln (-6,3 %), 

hingegen zu einem geringeren Anteil an deutschen Schülern, also einem Abfluss, 

obwohl die Bevölkerungszahlen etwas anderes hätten erwarten lassen. 

Demgegenüber wiesen die Zahlen für die Einschulungsbereiche des Bezirks Tem-

pelhof-Schöneberg
146

 weitaus stärkere Abweichungen auf (teilweise mehr als 

100 %, in einem Falle fast 340 % und in einem weiteren sogar noch mehr, näm-

lich 435 %), je nach Einschulungsbezirk aber in unterschiedlichen Richtungen, 

und verdeutlichen damit auch die schon zuvor aus dem Vergleich der Bezirke 

untereinander ablesbare Tendenz einer (ungleichmäßigen) Schülerbewegung. 

Diese Schülerbewegungen und die teils erheblichen Abweichungen sind aller-

dings nicht mit dem geltenden Wohnortprinzip in Einklang zu bringen. Damit 

kann – zumindest für den Grundschulbereich – das Vorliegen von Segregations-

dynamiken festgestellt werden, und zwar sowohl für den Zeitraum 2004/2005 als 

auch für die jüngere Vergangenheit, nämlich das Schuljahr 2011/2012. Auf Grund 

dieser verallgemeinerungsfähigen Befunde lässt sich die Feststellung von Segre-

gationsdynamiken mit hinreichender Sicherheit auch für die kommenden Schul-

jahre voraussagen und, eingedenk des oben Gesagten, auch für die Verteilung von 

Schülern ‚ndH‘ bzw. deutscher Herkunftssprache. 

Für den Bereich der weiterführenden Schulen in Berlin liegen, soweit ersichtlich, 

keine einschlägigen Studien vor. Dies verwundert auch nicht, gilt insoweit doch 

das Wohnortprinzip nicht (vgl. 54 SchulG und einen Umkehrschluss aus 

§ 55a SchulG),
147

 was den methodischen Ansatz der soeben dargestellten Fallstu-

dien unmöglich macht. Da den Eltern zudem hinsichtlich der Art der weiterfüh-

renden Schule in Berlin ein (bezirksübergreifendes) Wahlrecht zusteht (§ 56 
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 Noreisch (2007), S. 79 f. (Tab. 2). 

147
 Siehe auch Clausen (2008), S. 89. 
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Abs. 1 SchulG),
148

 das nicht durch eine Förderprognose der Grundschule einge-

schränkt wird (§ 56 Abs. 3 SchulG), bestehen weitere Unwägbarkeiten, die eine 

empirische Untersuchung erschweren. Da die elterlichen Wahlmöglichkeiten in 

Bezug auf den Übergang in die Sekundarstufe I mangels Geltung des Wohnort-

prinzips somit weitaus umfangreicher sind und regelmäßig nur durch die Auf-

nahmekapazitäten der Schulen beschränkt werden können (§ 56 Abs. 4, Abs. 6 

SchulG),
149

 dürfte sich mit einiger Wahrscheinlichkeit sogar eine noch stärkere 

Segregationstendenz feststellen lassen, zumindest aber keine gegenüber dem Be-

fund für den Grundschulbereich umgekehrte Tendenz. So belegen etwa  

Riedel et al. (2010), dass im Falle uneingeschränkter Wahlfreiheit mit einer Zu-

nahme an Segregationswirkungen zu rechnen ist.
150

 Auch für die Niederlande, in 

denen das Recht auf freie Schulwahl traditionell einen hohen Stellenwert besitzt 

und keinen Beschränkungen unterliegt,
151

 lassen sich solche Wirkungen insbeson-

dere für den Grundschulbereich in erheblichem Maße feststellen.
152

 

Folglich können die Feststellungen für den Grundschulbereich auch auf den Be-

reich der weiterführenden Schulen in Berlin übertragen werden. Das Vorliegen 

von Segregationsdynamiken ist – für die Konstellation 1 – mithin zu bejahen. 

2.3.1.2. Ursachenzusammenhang zwischen den festgestellten Segregationsten-

denzen und der schulischen Sprachförderung auf der Grundlage des 

Merkmals ‚ndH‘ 

Gilt grundsätzlich im Grundschulbereich das Wohnortprinzip, überrascht der em-

pirische Befund der Studien auf den ersten Blick, weil sich unter Geltung dieses 

Prinzips doch eigentlich keine oder zumindest keine so gravierenden Abweichun-

gen feststellen lassen dürften. Der Befund legt also die Annahme nahe, dass vom 

Wohnortprinzip entweder auf der Grundlage gesetzlicher Regelungen Ausnahmen 

gemacht werden können und/oder durch gesetzlich nicht vorgesehene Umge-

hungsmöglichkeiten von diesem Prinzip zumindest durch tatsächliches Handeln 
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 Krzyweck/Duveneck (2013), 10.00, S. 11. 
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 Allgemein, ohne ausdrückliche Erwähnung des Landes Berlin, auch Clausen (2008), S. 76. 
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ben, siehe Clausen (2008), S. 87. 
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 Ladd/Fiske/Ruijs (2009), S. 33 f. 
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abgewichen werden kann. Sollten solche Ausnahme- bzw. Umgehungsmöglich-

keiten bestehen und sollten Eltern von diesen Möglichkeiten auch Gebrauch ma-

chen, was in einem ersten Schritt darzustellen ist, muss sodann in einem zweiten 

Schritt untersucht werden, ob das Ergreifen dieser (etwaig bestehenden) Möglich-

keiten in einem unmittelbaren Ursachenzusammenhang zur schulischen Sprach-

förderung auf der Grundlage des Merkmals ‚ndH‘ bzw. der Veröffentlichungspra-

xis der SenBJW steht. Denn nur dann kann auch der für eine berechtigte Kritik 

erforderliche unmittelbare Ursachenzusammenhang zwischen den festgestellten 

Segregationstendenzen im Land Berlin und der schulischen Sprachförderung auf 

der Grundlage des Merkmals ‚ndH‘ bzw. der Veröffentlichungspraxis hinsichtlich 

der Konstellation 1 als gegeben angesehen werden. Ist dies nicht der Fall und soll-

ten andere Beweggründe ausschlaggebend für das Handeln der Eltern sein, so 

wäre der unmittelbare Ursachenzusammenhang hingegen nicht gegeben. 

Da sich in der Konstellation 1 Segregationstendenzen im Land Berlin zumindest 

für den Grundschulbereich belegen lassen, für den Bereich der weiterführenden 

Schulen insoweit aber keine einschlägigen Studien existieren (siehe oben), hat 

sich die folgende Betrachtung des erforderlichen Ursachenzusammenhangs wiede-

rum auf den Grundschulbereich zu beschränken, für den das Wohnortprinzip gilt. 

Aus den vorstehend genannten Gründen sind die Ergebnisse dieser Betrachtung 

aber auch insoweit verallgemeinerungsfähig. 

2.3.1.2.1. Bestehen von Ausnahmeregelungen und/oder Umgehungsmöglichkeiten 

Fraglich ist also zunächst, ob für die Eltern überhaupt die Möglichkeit besteht, auf 

Grund von gesetzlichen Ausnahmeregelungen und/oder durch die Wahrnehmung 

von bloß tatsächlichen, gesetzlich eigentlich nicht vorgesehenen Umgehungsmög-

lichkeiten zu erreichen, dass von dem Wohnortprinzip abgewichen wird.  

2.3.1.2.1.1. Antragsrecht der Erziehungsberechtigten 

Besonders relevant erscheint in diesem Zusammenscheint zunächst das Antrags-

recht der Erziehungsberechtigten auf Zuweisung ihres Kindes an eine andere als 

die originär zuständige (Wohnort-)Grundschule nach § 55a Abs. 2 S. 1 SchulG. 

Danach können die Erziehungsberechtigten den Besuch einer anderen Grundschu-

le unter Darlegung von Gründen beantragen (Erstwunsch), wobei dieser Antrag 
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jedoch erst nach erfolgter Anmeldung an der nach dem Wohnortprinzip originär 

zuständigen Grundschule bei dieser Schule zu stellen ist.
153

 Gemäß § 55a Abs. 2 

S. 2 SchulG ist dem Antrag im Rahmen der Aufnahmekapazität und nach Maßga-

be freier Plätze gemäß den Organisationsrichtlinien nach bestimmten Kriterien in 

abgestufter Rangfolge (persönliche Bindung zu anderen Kindern, insbesondere zu 

Geschwistern; Wunsch der Eltern nach einem bestimmten Schulprogramm oder 

einem bestimmten Fremdsprachen- oder Betreuungsangebot; Erleichterung der 

Betreuung des Kindes, insbesondere wegen beruflicher Erfordernisse) stattzuge-

ben. Im Übrigen entscheidet das Los (§ 55a Abs. 2 S. 3 SchulG). Nach § 55a 

Abs. 3 SchulG können zudem Zweit- oder Drittwünsche abgegeben werden. 

Aus diesen Vorschriften wird deutlich, dass das SchulG bestimmte Gründe res-

pektiert, auf Grund derer eine Ausnahme vom Wohnortprinzip gemacht werden 

kann. Zu diesen anerkannten Gründen zählt aber gerade nicht ein zu hoher Anteil 

an Schülern ‚ndH‘, was nicht überraschen dürfte. Das Vorliegen der nach dem 

Gesetz zu berücksichtigenden Gründe vermag einem Antrag aber dann nicht zum 

Erfolg zu verhelfen, wenn die Wunschschulen nicht über die erforderlichen Kapa-

zitäten verfügen,
154

 um alle Kinder aufzunehmen, und wenn andere Kinder im 

Rahmen des Aufnahmeverfahrens nach dem oben dargestellten Kriterienkatalog 

einen besseren Rang erhalten. Es besteht daher kein uneingeschränktes gesetzli-

ches Wahlrecht, das einen Anspruch auf Zuweisung zu einer bestimmten Schule 

gewährt, sondern „lediglich Präferenzfreiheit, ohne dass den Eltern der Besuch 

der gewählten Schule garantiert wird“
155

. 

Die Erziehungsberechtigten haben es jedoch nicht nur in der Hand, einen Antrag 

zu stellen, sondern können in gewissem Maße auch die vom Gesetz genannten 

Auswahlkriterien zu ihren Gunsten herbeiführen bzw. beeinflussen. So können sie 

etwa bereits weit im Vorfeld des Grundschulbesuchs eine Kindertagesstätte für 

ihre Kinder aussuchen, die in der Nähe der gewünschten Grundschule liegt, die 

nicht der originär zuständigen Grundschule entspricht.
156

 Denn haben Kinder eine 

längerfristig gewachsene, stark ausgeprägte persönliche Bindung zu anderen Kin-
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dern (vgl. § 55a Abs. 2 S. 2 Nr. 1 SchulG) aus der Kindertagesstätte, die ebenfalls 

die begehrte Grundschule besuchen werden, z.B. schon allein wegen des Wohnor-

tprinzips, so ist dies im Rahmen des Aufnahmeverfahrens vorrangig zu berück-

sichtigen. Das Gleiche gilt, wenn der Besuch einer vermeintlich besseren Grund-

schule bspw. in der Nähe der Großeltern oder einer Tagesmutter angestrebt wird. 

In diesem Falle kann argumentiert werden, dass auf Grund beruflicher Erforder-

nisse (vgl. § 55a Abs. 2 S. 2 Nr. 3 SchulG) der Eltern des Schülers die weitere 

Betreuung des Kindes nach Schulschluss nur durch die Großeltern bzw. die Ta-

gesmutter gewährleistet sei und daher für einen Besuch nur die Schule in Wohn- 

ortnähe der Großeltern bzw. der Tagesmutter in Frage komme.
157

 

2.3.1.2.1.2. Schulen besonderer pädagogischer Prägung 

Eine weitere Möglichkeit, in zulässiger Weise vom Wohnortprinzip abzuweichen, 

eröffnet – zumindest grundsätzlich – § 55a Abs. 4 S. 1 SchulG. Danach werden 

für Grundschulen oder einzelne Züge an Grundschulen, die auf Grund einer 

Rechtsverordnung nach § 18 Abs. 3 SchulG, nämlich der AufnahmeVO-SbP
158

, 

als Schulen besonderer pädagogischer Prägung eingerichtet worden sind, abwei-

chend von § 55a Abs. 1 SchulG keine Einschulungsbereiche festgelegt. Zu diesen 

Schulen besonderer pädagogischer Prägung, bei denen es sich nicht um private, 

sondern um staatliche Schulen handelt, zählen – im Grundschulbereich – die 

Staatlichen Europa-Schulen Berlin
159

 (im Folgenden: „SESB“), vgl. § 3 Abs. 1 

AufnahmeVO-SbP. Diese Grundschulen, die zu den Schulen mit fremdsprachli-

cher Prägung gehören (vgl. die Überschrift von Teil II, Kapitel 1 der Aufnahme-

VO-SbP), stehen nach § 2 Abs. 1 AufnahmeVO-SbP grundsätzlich allen Schülern 

des Landes Berlin und damit unabhängig von konkreten Einschulungsbezirken 

offen, allerdings nur im Rahmen der bestehenden Kapazitäten und auch nur „ge-

eigneten“ Schülern. Das Kriterium der Eignung greift noch einmal § 2 Abs. 2 S. 1 

AufnahmeVO-SbP auf, in dem es heißt: 
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 Vgl. „Oma mit guter Adresse“ (ohne Autor), in: DER SPIEGEL 44/1998 v. 26.10.1998, S. 96, 
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SbP) v. 23.03.2006, geändert durch Verordnung v. 11.12.2007 und v. 26.01.2011. 
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 Siehe dazu instruktiv Niedrig (2001), S. 77 ff.  
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„Die Aufnahme erfordert, soweit nichts anderes festgelegt ist, die Eignung der Schülerin-

nen und Schüler für das spezifische Angebot der jeweiligen Schule.“  

Für die SESB mit ihrer Fremdsprachenprägung gilt nichts anderes, was an § 3 

Abs. 4 AufnahmeVO-SbP deutlich wird. Aus dieser Vorschrift ergibt sich, dass 

die jeweiligen Partnersprachen der SESB gleichberechtigte Unterrichtssprachen 

sind. Insbesondere im Rahmen des Aufnahmeverfahrens werden als zentrales Kri-

terium Grundkenntnisse derjenigen Sprache, die nicht Muttersprache ist, der 

Auswahl zugrunde gelegt. Ein solches Aufnahmeverfahren wird jedoch nur dann 

durchgeführt, wenn die Zahl der Anmeldungen die der verfügbaren Plätze über-

steigt, was angesichts der nur geringen Zahl an SESB und der sicherlich starken 

Nachfrage die Regel sein dürfte. 

2.3.1.2.1.3. Besuch von Privatschulen 

Einen zusätzlichen Weg zur Vermeidung der originär zuständigen staatlichen 

Grundschule des jeweiligen Einschulungsbezirks stellt der Besuch einer Privat-

schule dar. Bei Privatschulen handelt es sich um Schulen in freier Trägerschaft 

(vgl. § 94 S. 1 SchulG), die als Ersatzschulen bezeichnet werden, wenn sie in ih-

ren Bildungs- und Erziehungszielen im Wesentlichen Bildungsgängen entspre-

chen, die nach dem SchulG oder auf Grund des SchulG vorhanden oder grund-

sätzlich vorgesehen sind (§ 97 SchulG). Für diese Schulen gilt das Wohnortprin-

zip nicht, was sich implizit aus der Verweisungsnorm des § 95 Abs. 4 S. 1 SchulG 

ergibt. Denn diese Vorschrift verweist gerade nicht auf § 55a SchulG, der das 

Wohnortprinzip für den Grundschulbereich konstituiert. Privatschulen in Form 

von Ersatzschulen stellen für Eltern, die die öffentliche Grundschule in Wohnort-

nähe für ihre Kinder meiden möchten, eine echte Alternative dar, auch wenn da-

mit ein erhöhter Aufwand sowohl für die Eltern als auch das Kind verbunden 

ist.
160

 Privatschulen erfreuen sich gerade im Land Berlin seit einiger Zeit einer 

besonderen Beliebtheit, besucht doch mittlerweile fast jedes zehnte Kind im Land 

Berlin eine solche Schule in freier Trägerschaft und hat sich die Schülerzahl der 

Privatschulen dort innerhalb von zehn Jahren mehr als verdoppelt.
161
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2.3.1.2.1.4. Verbleib des Schülers in einer bestimmten Grundschule trotz Umzugs 

§ 55a SchulG erfasst schließlich auch den Fall, dass ein Kind bereits eine öffentli-

che Grundschule besucht, nach der Aufnahme in eine bestimmte Schule jedoch 

mit seiner Familie innerhalb Berlins umzieht und ggf. seinen neuen Wohnort im 

Einschulungsbereich einer anderen öffentlichen Grundschule begründet. Aus der 

Regelungssystematik des § 55a Abs. 6 SchulG folgt, dass dann grundsätzlich die 

Schule des neuen Einschulungsbereichs zuständig und zu besuchen ist, also wie-

derum das Wohnortprinzip gilt, wenn nicht sogar bei einem Umzug innerhalb des 

bisherigen Einschulungsbereichs dieselbe Schule zuständig bleibt (vgl. § 55a 

Abs. 6 S. 1 SchulG). Nach § 55a Abs. 6 S. 2 SchulG kann der Schüler auf Antrag 

der Erziehungsberechtigten aber auch in der bisherigen Grundschule verbleiben. 

Einen Antrag der Erziehungsberechtigten vorausgesetzt, wird auf diese Weise also 

das Wohnortprinzip durchbrochen, ohne dass weitere Voraussetzungen zu erfüllen 

sind, d.h., es besteht z.B. keine Begründungspflicht.  

Auch wenn das SchulG mit dieser Regelung offenbar nur sicherstellen soll, dass 

ein Grundschulkind in der gewohnten (Schul-)Umgebung trotz Umzugs verblei-

ben darf und auf diese Weise auch sein gewachsenes soziales Umfeld behält, birgt 

diese Regelung ganz offenkundig Missbrauchspotenzial, das Wohnortprinzip zu 

unterlaufen. Denn denkbar ist die „künstliche“ Herbeiführung eines offiziellen 

Wohnsitzes in einem anderen Bezirk als dem eigentlichen bisherigen Wohnbezirk 

des Kindes vor der Einschulung – in der Regel findet dies sechs Monate vor der 

Einschulung statt –
162

 und die Meldung eines neuen, eigentlich des ursprünglichen 

und weiterhin tatsächlichen innegehabten Wohnsitzes innerhalb des ersten Schul-

halbjahres
163

, ohne dass das Kind tatsächlich jemals an seinem dem Bezirksamt 

gemeldeten Wohnsitz im Einschulungsbereich seiner Grundschule gewohnt hätte. 

2.3.1.2.1.5. Weitere Möglichkeiten zur Umgehung des Wohnortprinzips 

Neben diesem gesetzlichen Rahmen, der gerade mit der zuletzt genannten Vor-

schrift bereits selbst auch eigentlich nicht vorgesehene Möglichkeiten zur Umge-
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hung des Wohnortprinzips bietet, ist zu berücksichtigen, dass in der Praxis eine 

weitere Umgehungsmöglichkeit besteht, die auf sog. Scheinanmeldungen beruht. 

So ist es in Berlin, aber auch andernorts nicht unüblich, dass Eltern ihr Kind, sich 

selbst zusammen mit ihrem Kind oder nur ein Elternteil zusammen mit dem Kind 

an einem anderen Wohnsitz als dem eigenen anmelden, etwa an dem Wohnsitz 

der Großeltern oder anderer Verwandter
164

; dies geschieht trotz der verstärkten 

behördlichen Kontrolle und der zu befürchtenden Sanktionen
165

 bzw. anderen 

rechtlichen Konsequenzen wie der Pflicht zur Zahlung der Zweitwohnungssteu-

er
166

. Auch wenn der gemeldete Wohnsitz in derartigen Fällen regelmäßig nicht 

dem tatsächlichen Wohnsitz entsprechen wird, bietet diese Taktik der „Umzüge, 

‚die niemals ankommen‘“
167

, nach der äußeren Form die Möglichkeit, einen be-

stimmten Schulbezirk zu umgehen, die einschlägigen Regelungen zu unterlaufen 

und so Zugang zu Grundschulen zu erlangen, die im Antragswege, der in der Re-

gel auch noch die Darlegung von Gründen erfordert, nicht erreichbar gewesen 

wären. Dieses Vorgehen ähnelt der missbräuchlichen Ausnutzung des Antrags-

rechts der Erziehungsberechtigten im Falle eines Umzuges. 

2.3.1.2.1.6. Zwischenergebnis 

Im Ergebnis lässt sich feststellen, dass den Erziehungsberechtigten grundsätzlich 

eine Vielzahl an Möglichkeiten zur Verfügung steht, für ihre Kinder eine Einschu-

lung an einer anderen als der originär zuständigen Grundschule des Einschulungs-

bezirks zu erreichen. Dies kann entweder in zulässiger Weise unter Ausnutzung 

der gesetzlichen Ausnahmevorschriften erfolgen, die in der Regel einen Antrag 

der Erziehungsberechtigten voraussetzen, der je nach Fallgestaltung begründet 

werden muss. Die Erziehungsberechtigten können insoweit in gewissem Maße die 
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tatsächlichen Voraussetzungen für einen erfolgreichen Antrag herbeiführen oder 

zu ihren Gunsten beeinflussen. Ein durchsetzbarer Anspruch auf Zuweisung an 

eine bestimmte Schule besteht jedoch nicht, sodass von keinem Wahlrecht, son-

dern nur von einer Anmeldung von Präferenzen gesprochen werden kann. Über 

die gesetzlichen Antragsmöglichkeiten hinaus kann das Wohnortprinzip allerdings 

unterlaufen werden, indem es zu Scheinanmeldungen der Kinder oder der gesam-

ten Familie oder nur eines Elternteils mit Kind in einem anderen Einschulungsbe-

zirk kommt, in dem die begehrte Grundschule liegt. 

2.3.1.2.2. Ursachenzusammenhang zwischen der Schulwahl und dem Merkmal 

‚ndH‘ 

Die Tatsache, dass Eltern von diesen bestehenden Ausnahmeregelungen bzw. 

Umgehungsmöglichkeiten offenbar auch im Land Berlin Gebrauch machen und 

dies auch rechtlich dürfen bzw. zumindest tatsächlich können, gibt allerdings noch 

keine Auskunft darüber, aus welchen Gründen sie dies tun und ob dies gerade mit 

dem Merkmal ‚ndH‘ zusammenhängt.  

Als Ausgangspunkt für die Beantwortung dieser Frage kann der Stand der bishe-

rigen Forschung herangezogen werden, wonach vornehmlich die Länge des 

Schulwegs, die objektive Schulqualität und das soziale Umfeld der Schule für die 

Schulwahl ausschlaggebend sind.
168

 Da die Eltern allerdings nicht als eine homo-

gene Gruppe angesehen werden können, sondern über ganz unterschiedliche fami-

liäre Hintergründe und individuelle Erfahrungen verfügen und daher vielmehr 

eine heterogene Gruppe bilden, legen sie gerade an die Kriterien Schulqualität und 

soziales Umfeld naturgemäß unterschiedliche Maßstäbe an.
169

 Fincke/ 

Lange (2012) heben deshalb zutreffend hervor, dass 
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„[Eltern ihre Entscheidung] abhängig von persönlichen Vorerfahrungen mit einer Schule 

oder derer anderer Eltern im Freundeskreis, sowie den Möglichkeiten, sich Informationen 

zu beschaffen, […] auf Grundlage des vorhandenen Wissens über eine Schule [tref-

fen]“
170

, 

weisen in diesem Zusammenhang aber auch darauf hin, dass gewichtige Gründe 

dafür sprächen, 

„[…] dass ein Teil der Eltern die Zusammensetzung der Schülerschaft und insbesondere 

den Anteil an Schülern mit Migrationshintergrund als ein Indiz für das Leistungsniveau 

und die Problemdichte an der Schule ansehen“
171

. 

Dass diese Hypothese dem Grunde nach zutreffend ist, wird durch aktuelle Stu-

dien belegt, auf die auch Fincke/Lange (2012) Bezug nehmen. So stellte bereits 

das Integrationsbarometer 2010 des „Sachverständigenrates deutscher Stiftungen 

für Integration und Migration“ (im Folgenden: „SVR“) für das Jahr 2009 fest, 

dass trotz sichtbarer Fortschritte bei der Integration in den meisten Bereichen, so 

etwa im Arbeitsmarkt und im Bereich der sozialen Beziehungen,
172

 gerade im 

schulischen Bereich ein Dilemma auftrete.
173

 Denn obwohl die meisten Menschen 

selbst positive Erfahrungen mit heterogenen und durchmischten Schulklassen ge-

macht hätten – unabhängig davon, ob sie selbst einen Migrationshintergrund auf-

wiesen oder nicht –, zweifelten Migranten wie Nicht-Migranten gleichermaßen 

daran, ob ihren Kindern in heterogenen Klassen zu den gewünschten Bildungser-

folgen verholfen werden könne.
174

 Auf Grund dieser Zweifel sei bei beiden Grup-

pen nur eine geringe Bereitschaft vorhanden, ihre Kinder auf eine Schule mit ei-

nem hohen Migrantenanteil zu schicken.
175

 Diese Bereitschaft falle umso geringer 

aus, je höher das Einkommen der Familie sei.
176

 Und gerade bei Migrantenhaus-

halten der Mittel- und Oberschicht sei die Diskrepanz zwischen eigenen, mitunter 

ausgezeichneten Erfahrungen mit heterogenen Klassen und der Bereitschaft, das 

„Risiko“ ethnisch heterogener Schulklassen für ihre Kinder einzugehen, stärker 
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ausgeprägt als bei sozial ebenso gestellten Familien ohne Migrationshinter-

grund.
177

 

Das SVR-Integrationsbarometer 2012 bestätigt diese Haltung in der Bevölkerung. 

So habe auch für das Erhebungsjahr 2011 festgestellt werden können, dass Haus-

halte, die über eigene positiven Erfahrungen mit heterogenen Klassen verfügten, 

gleichwohl weiterhin an der Leistungsfähigkeit solcher Schulen zweifelten, die 

einen hohen Migrantenanteil aufwiesen.
178

 Diese Tendenz habe sich gegenüber 

dem Jahr 2009 sogar noch einmal verstärkt.
179

 Anders als zuvor gebe es aber kei-

nen Gleichstand mehr zwischen Personen mit und ohne Migrationshintergrund.
180

 

Vielmehr bewerteten Personen mit Migrationshintergrund die Leistungsfähigkeit 

von Schulen mit einer durchmischten Schülerschaft signifikant besser als Perso-

nen ohne Migrationshintergrund und zudem auch besser als noch im Erhebungs-

jahr 2009.
181

 

Selbst auf dieser Grundlage kann aber noch nicht zweifelsfrei der Schluss gezo-

gen werden, dass gerade das Merkmal ‚ndH‘ allein bzw. überwiegend die Ent-

scheidung der Erziehungsberechtigten dergestalt beeinflusst, dass es zum Eintritt 

der festgestellten Segregationstendenzen kommt. Zwar belegt die bereits oben 

beschriebene Studie von Fincke/Lange (2012), dass eine besonders starke Entmi-

schung der Schülerschaft gerade für diejenigen Schulen feststellbar ist, die über 

einen sehr hohen Ausländeranteil verfügen
182

 und die, legte man das Merkmal 

‚ndH‘ zugrunde, einen Anteil an Schülern ‚ndH‘ zwischen 60 % bis 98 % aufwie-

sen.
183

 Auch die schon oben vorgestellte Studie von Noreisch (2007) gelangt zu 

dem Ergebnis, dass sowohl auf Bezirksebene als auch in den einzelnen Einschu-

lungsbereichen des Bezirks Tempelhof-Schöneberg von Berlin eine Entmischung 
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umso wahrscheinlicher ist, je höher der ‚ndH‘-Anteil im Bezirk bzw. in der ein-

zelnen Grundschule ausfällt.
184

 

Mit Noreisch (2007) ist jedoch davon auszugehen, dass daraus nicht notwendi-

gerweise der Schluss gezogen werden kann, dass die Entmischung gerade auf das 

Merkmal ‚ndH‘ zurückzuführen ist, da es genauso wahrscheinlich ist, dass sich 

die elterliche Schulwahl eigentlich auf eine Reihe anderer Gründe stützt, die nur 

versehentlich mit dem ‚ndH‘-Anteil korrespondieren.
185

 So stellte 

Noreisch (2007) bei einer eingehenden Analyse fest, dass besonders starke Entmi-

schungsprozesse gerade an solchen Schulen auftreten, die im Innenstadtbereich 

liegen und die über besonders kleine Einzugsbereiche verfügen.
186

 Bedeutet dies 

gleichzeitig, dass der Weg zu anderen Schulen als derjenigen im originären Ein-

schulungsbereich damit gleich lang oder sogar kürzer ausfallen kann, kommt das 

ebenfalls für die Schulwahl entscheidende und besonders bedeutsame Kriterium 

der Länge des Schulwegs wieder ins Spiel und gibt unter Umständen den Aus-

schlag, überhaupt eine andere Schule ins Auge zu fassen. Denn gleichzeitig lässt 

sich für die Randbezirke, in denen die Schulen oftmals weit voneinander entfernt 

sind, belegen, dass Eltern allein aus diesem Grunde von der Wahl einer anderen 

Schule absehen, weil die weit entfernte Schule – mit einem möglicherweise gerin-

geren ‚ndH‘-Anteil – gar keine ernsthafte Alternative darstellt, da der Schulweg 

unverhältnismäßig lang für das Kind ausfiele.
187

 In Randbezirken ist dann aber 

auch eine deutlich gleichmäßigere Verteilung der Schüler festzustellen und keine 

besonders ausgeprägte Entmischung der Schülerschaft.
188

 

Hinzu kommt, dass Eltern, wenn sie denn eine andere Schule als die des eigentli-

chen Einschulungsbereichs auswählen, in vielen Fällen darauf bedacht sind, die 

bereits in der Kindertagesstätte gewachsenen Bindungen ihres Kindes zu anderen, 

möglicherweise in einem anderen Einschulungsbereich wohnhaften Kindern zu 

bewahren oder eine Betreuung ihres Kindes durch Vertrauenspersonen, z.B. die 

Eltern der befreundeten Kinder, am Nachmittag zu sichern und ihr Kind daher 
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gemeinsam mit diesen Kindern in dieselbe Schule zu schicken.
189

 Diese Interessen 

der Eltern werden vom SchulG ja auch gerade berücksichtigt (siehe oben). Wenn 

Eltern dieses Interesse aber in die Tat umsetzen, kommt es gleichzeitig – absichts-

los – zu einer Fortführung der bereits vorhandenen sozialen Strukturen in der 

Schule,
190

 die nicht der Struktur der Einschulungsbereiche entsprechen. Schließ-

lich kann die Schulwahl auch weitere nur praktische Gründe haben, etwa weil eine 

Familie auch ihr zweites Kind auf dieselbe Schule wie das erstgeborene Kind 

schicken möchte, um – gerade für berufstätige Eltern – eine Erhöhung des Orga-

nisations- und Betreuungsaufwands zu vermeiden.
191

 

Diese Punkte ändern allein selbstverständlich noch nichts an dem Befund, dass 

Eltern dennoch offenbar gerade Schulen mit einem hohen ‚ndH‘-Anteil meiden 

und der ‚ndH‘-Anteil offenbar einen wesentlichen, nach vorstehend Gesagtem 

aber nicht den allein ausschlaggebenden Faktor darstellt. Diesen Befund gilt es 

jedoch zu präzisieren und den genauen Ablauf der Entscheidungsbildung sowie 

den Kreis derer, die überhaupt auf der Grundlage dieses Merkmals die Schulwahl 

für ihre Kinder treffen, genau zu bestimmen. 

Bereits die Betrachtung des Personenkreises, der überhaupt von den oben darge-

stellten – begrenzten – Wahlmöglichkeiten Gebrauch macht, ist in diesem Zu-

sammenhang aufschlussreich. So belegt Kristen (2005), dass insgesamt rund 45 % 

der Eltern schon gar keine Kenntnis von der Möglichkeit haben, eine andere als 

die originär zuständige Schule auszuwählen.
192

 Unterscheidet man diese Eltern 

nach dem Merkmal Migrationshintergrund, sind es ca. 43 % der Eltern ohne Mig-

rationshintergrund und mehr als 57 % der Eltern mit Migrationshintergrund, die 

ihre Wahlmöglichkeiten nicht kennen und schon deshalb gar nicht wahrnehmen 

(können).
193

 Selbst wenn aber Eltern Kenntnis von dieser Wahlmöglichkeit haben, 

entscheiden sich immer noch 30,8 % dieser Eltern (13,5 % der Eltern insgesamt) 

für die originär zuständige Grundschule.
194

 Auch insoweit ergeben sich gravieren-
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de Unterschiede zwischen Eltern mit und ohne Migrationshintergrund, da sich 

54,5 % der Eltern mit und lediglich 28,4 % der Eltern ohne Migrationshintergrund 

trotz Kenntnis von der Wahlmöglichkeit nicht gegen die Grundschule des Ein-

schulungsbereichs entscheiden.
195

 Eine vergleichbare Sachlage besteht regelmäßig 

nur insoweit, als Eltern beider Gruppen seltener eine Schulwahl vornehmen, wenn 

sie aus Bezirken stammen, in denen die Bevölkerung in hohem Maße von staatli-

chen Unterstützungsleistungen abhängig ist.
196

 Insgesamt bedeutet dies, dass nur 

etwas mehr als 40 % aller Eltern und beinahe nur ein Viertel der Eltern mit Migra-

tionshintergrund in der Folge Schulen miteinander vergleichen und ein Verfahren 

in Gang setzen oder tatsächliche Vorkehrungen im Sinne der oben genannten 

Umgehungsmöglichkeiten schaffen, um ihr Kind an einer anderen Schule anzu-

melden.
197

 Dabei handelt es sich nach vorstehend Gesagtem eher um Personen, 

die nicht von Unterstützungsleistungen abhängig sind. Diejenigen Eltern, die von 

ihrer Wahlmöglichkeit Gebrauch machen, sind in den überwiegenden Fällen dann 

aber auch erfolgreich und erreichen die Zulassung ihrer Kinder an der begehrten 

Schule;
198

 dies gilt für beide Gruppen (mit bzw. ohne Migrationshintergrund) bei-

nahe in dem gleichen Maße.
199

 

Soweit also nur eine Minderheit der Eltern ihre Wahlmöglichkeiten überhaupt 

kennt und ein noch geringerer Teil davon Gebrauch macht, bilden nach oben Ge-

sagtem die individuellen Erfahrungen und die verfügbaren Informationsquellen 

grundsätzlich die Grundlage für die Schulwahl, bei der vornehmlich auf die Länge 

des Schulwegs, die Schulqualität und das soziale Umfeld der Schule abgestellt 

wird. Für einen Teil der Eltern spielt insoweit auch die Zusammensetzung der 

Schülerschaft eine gewichtige Rolle. Dies scheint aber nicht für Eltern mit und 

ohne Migrationshintergrund gleichermaßen zu gelten. So stellten Schneider et al. 

(2011) fest, dass für Eltern muslimischer Schüler in der Regel die Länge des 

Schulwegs bei der Schulwahl den Ausschlag gibt, während Eltern nichtmuslimi-
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scher Schüler regelmäßig auf die Zusammensetzung der Schülerschaft achten.
200

 

Es kann folglich davon ausgegangen werden, dass eine erfolgreiche Schulwahl 

überwiegend von sozial besser gestellten Eltern ohne Migrationshintergrund ge-

troffen wird, die sich auch, aber nicht nur auf die Zusammensetzung der Schüler-

schaft stützt, weil mit einem hohen Migrantenanteil eine geringe Leistungsfähig-

keit der Schule assoziiert wird. 

Stützt sich diese engagierte und bei der Schulwahl hartnäckige und durchset-

zungsstarke Gruppe auf öffentliche Schulinformationen, überrascht es nicht, dass 

die im Internet abrufbaren Schulporträts auf den Seiten der SenBJW eine wichtige 

Informationsquelle bilden und hierbei der ‚ndH‘-Anteil eine bedeutende Rolle 

spielt. Für die Schulporträts der SenBJW wurde bereits oben festgestellt, dass sie 

Informationen über die Zusammensetzung der Schülerschaft enthält und auch den 

Anteil der Schüler ‚ndH‘ an der Schülerschaft ausweist. Dieses Merkmal ist, wie 

eine Auswertung der Zugriffe auf die Schulporträts der SenBJW belegt, das am 

häufigsten abgerufene Schulmerkmal.
201

 Es spricht daher einiges dafür, dass die 

einfache Abrufbarkeit dieses zentralen und negativ besetzten, da mit mangelnder 

Leistungsfähigkeit assoziierten, Merkmals die Schulwahl nachhaltig beeinflusst. 

Überwiegend gilt dies jedoch nur für die Wahl einer bestimmten Gruppe von El-

tern, die in der Regel keinen Migrationshintergrund aufweist und von keinen 

staatlichen Unterstützungsleistungen abhängig, also sozial besser gestellt ist. Auf 

der anderen Seite ist aber demgegenüber zu berücksichtigen, dass Eltern von Kin-

dern ohne Migrationshintergrund dem ‚ndH‘-Anteil und dem damit – nicht 

zwangsläufig verbundenen – schwierigen sozialen Einzugsgebiet gar keine Be-

deutung mehr zumessen, wenn sie das Schulkonzept überzeugt.
202
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Insgesamt heißt dies, dass sich die festgestellten Segregationsdynamiken nur zum 

Teil und nur mittelbar auf das Merkmal ‚ndH‘ zurückführen lassen. Unmittelbar 

beruhen sie aber auf der elterlichen Schulwahl, weil der der ‚ndH‘-Anteil einer 

Schule von einem bestimmten Teil der Elternschaft mit mangelnder Leistungsfä-

higkeit der Schüler und damit der Schule insgesamt in Verbindung gebracht 

wird
203

. Dieser Teil der Elternschaft, der überwiegend über keinen Migrationshin-

tergrund verfügt, ist in der Regel in der Lage, seine Präferenzen bei der Schulwahl 

erfolgreich durchzusetzen. Da es auf der anderen Seite deutlich seltener zur Wahl 

einer anderen Schule als der originär zuständigen Schule durch Eltern mit Migra-

tionshintergrund kommt, fehlt es insoweit an einem ausgleichenden Durchmi-

schungsprozess.
204

 Die überwiegend nur von einer Seite der Elternschaft ausgeüb-

te Schulwahl führt dazu, dass es zu signifikanten Entmischungsprozessen kommt. 

Neben dem Merkmal ‚ndH‘ spielen grundsätzlich aber auch andere Faktoren eine 

Rolle, denen, wenn Informationen über sie besser oder leichter verfügbar wären, 

bei der Schulwahl ein deutlich höheres Gewicht zukäme und die die Bedeutung 

des Merkmals ‚ndH‘ beträchtlich verringerten. Da aber die tatsächliche Qualität 

einer Schule regelmäßig nicht überprüft werden kann, verwenden viele Eltern den 

‚ndH‘-Anteil einer Schule als Maßstab für das Lernumfeld und das Leistungsni-

veau dieser Schule.
205

 

2.3.1.3. Zwischenergebnis 

Hinsichtlich der Konstellation 1 lassen sich Segregationstendenzen feststellen. 

Diese Segregationstendenzen beruhen jedoch nicht unmittelbar auf dem Merkmal 

‚ndH‘, sondern zuvörderst auf der elterlichen Schulwahl. Die elterliche Schul-

wahl, die ausnahmsweise auch im Grundschulbereich gegeben ist, beruht entwe-

der auf gesetzlichen Ausnahmen oder wird durch die Wahrnehmung von gesetz-

lich nicht vorgesehenen Umgehungsmöglichkeiten erreicht. Nicht alle Eltern ha-

ben jedoch Kenntnis von ihrer Wahlmöglichkeit oder sind imstande, ihre Schul-

wahl auszuüben. Insbesondere, aber nicht nur Eltern ohne Migrationshintergrund 

aus guten sozialen Verhältnissen nehmen die Möglichkeiten zur Schulwahl wahr. 
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 Vgl. Kristen (2005), S. 179. 
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 Fincke/Lange (2012), S. 12. 
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Daher ist eine einseitige Entmischung der Schulen festzustellen, die wegen feh-

lender ausgleichender Durchmischungsprozesse besonders signifikant ausfällt. 

Das Merkmal ‚ndH‘ hat damit zumindest mittelbaren Einfluss auf die Schulwahl. 

Eltern richten ihre Schulwahl in erheblichem Maße nach der Schulqualität aus. Zu 

der Schulqualität gehört aus Sicht der Eltern dabei vor allem das Leistungsniveau 

einer Schule. Mit einem hohen Migrantenanteil assoziieren Eltern häufig ein ge-

ringes Leistungsniveau und eine hohe Problemdichte. Das Merkmal ‚ndH‘, das im 

Internet auch noch leicht im Rahmen der Schulporträts der Berliner Schulen abge-

fragt werden kann, wird dabei mit dem Migrantenanteil gleichgesetzt. Da weitere 

gewichtige Merkmale im Rahmen der Schulporträts fehlen, gibt der ‚ndH‘-Anteil 

häufig den Ausschlag zu Gunsten bzw. zu Lasten einer bestimmten Schule. Wären 

aber weitere Informationen etwa zum besonderen Schulprofil ebenso leicht ver-

fügbar, würde der Entscheidungsprozess weitaus weniger signifikant durch das 

Merkmal ‚ndH‘ beeinflusst. 

Die segregierende Wirkung wohnt damit aber nicht dem Merkmal ‚ndH‘ und der 

damit verbundenen Sprachförderung selbst inne, sondern beruht vielmehr auf der 

prominenten Hervorhebung und einfachen Abrufbarkeit des negativ besetzten 

Begriffs ‚ndH‘ auf den für jedermann öffentlich abrufbaren Schulporträts der 

SenBJW, dem Fehlen von weiteren Informationsquellen und mangelnder Aufklä-

rung der Eltern.  

Hinsichtlich der Konstellation 1 ist somit nur die Kritik an der Veröffentlichungs-

praxis der SenBJW berechtigt. Die (Mit-)Verursachung von Segregationsdynami-

ken durch die Veröffentlichung des ‚ndH‘-Anteils muss aber nicht zwingend zu 

einer Löschung dieser Daten aus den Schulporträts führen. Da selbst wechselwil-

lige Eltern sich von fundierten Schulprogrammen und weiteren Alleinstellungs-

merkmalen von Schulen überzeugen lassen, könnte der festgestellten Segregati-

onsdynamik auch durch eine Erweiterung bzw. verbesserte Kommunikation dieser 

Merkmale begegnet werden. 
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2.3.2. Konstellation 2: Segregation innerhalb der Schulen 

2.3.2.1. Feststellung von Segregationstendenzen 

Dass sich Segregationstendenzen – zumindest vereinzelt – auch innerhalb von 

Schulen feststellen lassen, soll am Beispiel der Lenau-Grundschule veranschau-

licht werden, die auch Gegenstand der Untersuchung von Fincke/Lange (2012)
206

 

für das Verhältnis der Schulen zueinander war. Diese Schule soll deshalb zur Ver-

anschaulichung herangezogen werden, weil es ein Vorgang aus dem Sommer 

2012 gerade an dieser Schule war, der die aktuelle Debatte um das Merkmal 

‚ndH‘ entfachte. Dieser Vorgang lässt sich wie folgt zusammenfassen:
207

 

Zu Beginn des Schuljahres 2012/2013 richtete die Schulleiterin der Lenau-

Grundschule in Berlin-Friedrichshain-Kreuzberg für Erstklässler neben weiteren 

Klassen einerseits eine Klasse ein, in die fast ausschließlich deutschstämmige 

Kinder mit deutscher Herkunftssprache aufgenommen wurden – nur drei von 25 

Kindern waren Schüler ‚ndH‘ –, andererseits eine Klasse mit beinahe nur tür-

kisch- und arabischstämmigen Schülern und einer ‚ndH‘-Quote von 100 %. Zu 

dieser Klassensituation kam es u.a. deshalb, weil sich deutschstämmige Eltern bei 

der Grundschule nach dem sog. „Prinzip der Gruppenanmeldung“ als Gruppe an-

gemeldet hatten. Dieses Prinzip hatte die Schulleiterin drei Jahre zuvor eingeführt, 

um die Lenau-Grundschule für deutschstämmige Eltern attraktiver zu machen. 

Während das Prinzip der Gruppenanmeldung eigentlich als Erfolgsmodell ange-

sehen werden konnte, da dadurch – trotz einer weiterhin hohen ‚ndH‘-Quote von 

65 % (vor Einführung dieses Prinzips aber: 75 %) bezogen auf die gesamte Schu-

le – eine breitere Durchmischung der Schülerschaft erreicht und einer (weiteren) 

Segregation entgegengewirkt werden konnte, führte die erstmalige Einrichtung 

von Klassen nach der soeben beschriebenen Vorgehensweise zum genauen Ge-

genteil. Denn diese Klassensituation wies starke Parallelen zu der einstigen Quo-

                                                 

206
 Fincke/Lange (2012), S. 8 (Tab. 2); für diese Schule wurde eine Abweichung von mehr als 

75 % zwischen Grundschule und Schulbezirk festgestellt, d.h., sie wies einen deutlich höheren 

Anteil an ausländischen Schülern auf, als eigentlich nach dem Ausländeranteil im Schulbezirk zu 

erwarten gewesen wäre. 
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Senat löst deutsche Klasse in Kreuzberg auf“, in: Berliner Zeitung v. 21.08.2012, abrufbar unter: 

http://www.berliner-zeitung.de/berlin/lenau-grundschule-in-berlin-senat-loest-deutsche-klasse-in-

kreuzberg-auf,10809148,16928866.html (letzter Abruf: 03.11.2013), und Schmitz, Katharina, 

„Integration – Eine Grundschule wirbt um deutsche Kinder“, in: ZEIT ONLINE v. 15.10.2012, 

abrufbar unter: http://www.zeit.de/gesellschaft/schule/2012-10/grundschule-berlin-buschkowsky 

(letzter Abruf: 03.11.2013). 
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tenregelung und den ehemaligen Ausländerregelklassen auf (siehe dazu bereits 

oben). Bereits nach zwei Wochen wurden die Klassenzusammensetzungen nach 

anhaltenden Protesten jedoch geändert und es wurde eine Durchmischung der 

Klassen erreicht. 

Die – zumindest kurzzeitige – Einrichtung einer reinen ‚ndH‘-Klasse unter gleich-

zeitiger Zuweisung von Schülern mit weit überwiegend deutscher Herkunftsspra-

che durch die Schulleiterin der Lenau-Grundschule begründet also die Annahme, 

dass es auch innerhalb von Schulen zu einer Segregation kommen kann, die sogar 

so stark ausgeprägt sein kann, dass ihre Wirkung derjenigen gleichkommt, die 

durch die einstige Quotenregelung für Ausländer entstand. Auch wenn die Klas-

senzusammensetzung nach Protesten von Teilen der Elternschaft geändert wurde, 

so ist zumindest eine Segregationsgefahr festzustellen. Hätte es keine Proteste 

gegeben und hätten nicht einzelne Eltern mit der Beschreitung des Rechtswegs 

gedroht, hätte die Schule womöglich an der ursprünglichen Einteilung festgehal-

ten. 

Eine solche Segregationsgefahr besteht auch für andere Schulen. Denn wie im 

Rahmen der Untersuchung der Konstellation 1 festgestellt werden konnte, sind 

Segregationsdynamiken im Verhältnis zwischen den Schulen vorhanden. Dies 

führt dazu, dass neben der Lenau-Grundschule viele weitere Schulen erhebliche 

Probleme haben, auf Grund der Zusammensetzung ihrer Schülerschaft für 

deutschstämmige Eltern attraktiv zu bleiben oder es überhaupt zu werden. Auch 

wenn die öffentliche Kritik am Vorgehen der Schulleiterin der Lenau-

Grundschule anderen Schulleitern eine Warnung sein mag und diese deshalb 

wahrscheinlich nicht den gleichen Fehler begehen werden, lässt sich eine Segrega-

tionsgefahr mit der erforderlichen Sicherheit nicht ausschließen. Vor allem für 

Schulen mit einer starken Mehrheit an Schülern deutscher Herkunftssprache darf 

angenommen werden, dass hier die Bildung von reinen ‚ndH‘-Klassen nicht 

zwangsläufig auf Ablehnung stieße, wenn es entsprechende Signale von Seiten 

der Elternschaft gäbe. 
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2.3.2.2. Ursachenzusammenhang zwischen der festgestellten Segregationsgefahr 

und der schulischen Sprachförderung auf der Grundlage des Merkmals 

‚ndH‘ 

In einem weiteren Schritt ist aber wiederum zu überprüfen, ob auch insoweit der 

erforderliche Ursachenzusammenhang zwischen der festgestellten Segregation(-s- 

gefahr) und gerade dem Vorhandensein des Merkmals ‚ndH‘ bejaht werden kann. 

Wie bereits die Darstellung zu den rechtlichen Grundlagen gezeigt hat, sollte 

durch die Einführung des Merkmals ‚ndH‘ unter gleichzeitiger Aufhebung der 

Ausländerquotenregelung einer Diskriminierung bestimmter Schülergruppen ent-

gegengewirkt werden. Auch nach dem reformierten SchulG soll sich die integrati-

ve Sprachförderung (weiterhin) nur noch an dem individuellen Bedarf der Schüler 

orientieren. Ziel des Gesetzgebers ist bis heute ein gemeinsamer Unterricht aller 

Schüler – auch und gerade mit Schülern ‚ndH‘ – und die strikte Vermeidung von 

Sonderklassen, wie sie ehemals vor allem in Form der Ausländerregelklassen 

existierten. Vielmehr soll es nach dem Willen des Gesetzgebers gerade zu einer 

Durchmischung der Klassen kommen und es sollen Schüler ‚ndH‘, die über hin-

reichende Kenntnisse der deutschen Sprache verfügen, gegenüber Schülern deut-

scher Herkunftssprache unterschiedslos behandelt werden. Schüler ‚ndH‘ werden 

dann und nur so lange in eigenen Gruppen unterrichtet, wie ihre Sprachkenntnisse 

einen gemeinsamen Unterricht in der Regelklasse nicht zulassen. Für diesen Zeit-

raum besteht ein sachlicher Grund für die Trennung, der beim Erreichen hinrei-

chender Sprachkenntnisse entfällt und dann die Beschulung aller Kinder sowohl 

deutscher Herkunftssprache als auch ‚ndH‘ gemeinsam gebietet. 

Die Klasseneinteilung der Schulleiterin der Lenau-Grundschule stand aber in di-

rektem Widerspruch zu den Intentionen des Gesetzgebers, indem es gerade zu 

einer auf Dauer angelegten ‚ndH‘-Regelklasse kam, die der Gesetzgeber partout 

hatte vermeiden wollen und die damit gesetzlich auch nicht vorgesehen ist. Denn 

die Bildung von ‚ndH‘-Regelklassen ist auch nicht ausnahmsweise zulässig, son-

dern eben nur die Einrichtung besonderer und zeitlich befristeter Lerngruppen für 

Schüler ‚ndH‘ ohne hinreichende Sprachkenntnisse. Bei der Einrichtung der 

‚ndH‘-Klasse orientierte sich die Schulleiterin aber nicht an den Sprachkenntnis-

sen. Zudem handelte es sich bei der geplanten Klasse um eine Regelklasse und 

nicht um eine Klasse zur Vorbereitung auf den Besuch der eigentlichen Regel-

klassen; gleichzeitig wurde eine Klasse gebildet, in der Schüler ‚ndH‘ praktisch 



68 

nicht vertreten waren. So überrascht es auch nicht, dass sowohl die SenBJW als 

auch die Schulleiterin selbst eingestanden, dass die von Teilen der Elternschaft 

beklagte Klassenzusammensetzung nicht mit dem SchulG in Einklang zu bringen 

ist
208

 und daher contra legem erfolgte, weil es sich zum einen um eine reine 

‚ndH‘-Klasse und eine weitere Klasse handelte, in der Schüler ‚ndH‘ nicht nen-

nenswert vertreten waren, und zum anderen vor allem kein sachlicher Grund für 

eine solche Klasseneinteilung vorlag. 

Auf der anderen Seite ist aber zu berücksichtigen, dass der Schule trotz des Prin-

zips des gemeinsamen Unterrichts ein weiter Ermessensspielraum bei der Zu-

sammensetzung der Klassen zusteht. Die Schule übt das ihr zustehende Ermessen 

fehlerfrei aus, wenn sie sich bei der Klasseneinteilung von sachlichen Kriterien 

leiten lässt. Die Schule diskriminiert selbst an Schulen mit einem hohen Anteil an 

Schülern ‚ndH‘ diese Schüler daher nicht, wenn sie die Schüler nicht gleichmäßig 

auf die unterschiedlichen Klassen einer Jahrgangsstufe verteilt.
209

 Dies hat erst 

jüngst das Berliner Verwaltungsgericht entschieden, das über die Klage dreier 

Schüler ‚ndH‘ gegen die von der Schule der klagenden Schüler vorgenommene 

Klassenzusammensetzung zu entscheiden hatte.
210

 Mit ihrer damit im Ergebnis 

erfolglos gebliebenen Klage hatten die Schüler die Feststellung begehrt, dass ihr 

Nichtbestehen des Probejahres am Gymnasium rechtswidrig gewesen sei, weil 

schon die Entscheidung über die Klassenzusammensetzung rechtswidrig gewesen 

sei.
211

 Denn in ihrer Klasse betrug der Anteil an Schülern ‚ndH‘ 63 %, während er 
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Abruf: 03.11.2013). 

211
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senzusammensetzung“, Pressemitteilung Nr. 35/2013 v. 26.09.2013, abrufbar unter: 
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sich in einer anderen Klasse nur auf 13 % belief.
212

 Trotz ihrer mangelhaften No-

ten hätten sie ihrer Meinung nach in die nächste Klasse versetzt werden müs-

sen.
213

 Dieser Ansicht folgte das Verwaltungsgericht jedoch nicht und stellte die 

vorstehend genannten Grundsätze auf. Im konkreten Fall sei das Nichtbestehen 

des Probejahres nicht auf die – im Übrigen fehlerfreie und nicht diskriminieren-

de – Klassenzusammensetzung zurückzuführen, sondern auf die nicht mehr aus-

reichenden schulischen Leistungen der klagenden Schüler im gymnasialen Probe-

jahr.
214

 

Für den schulinternen Bereich kann die festgestellte Segregationsgefahr damit 

nicht mit der erforderlichen Unmittelbarkeit auf das Merkmal ‚ndH‘ zurückge-

führt werden. Vielmehr beruht die Segregationsgefahr auf der Möglichkeit, dass 

Schulleiter entgegen den gesetzlichen Vorgaben rechtswidrige Klasseneinteilun-

gen vornehmen. Da nach dem SchulG segregierte (Regel-)Klassen nicht existieren 

dürfen, ist für die Konstellation 2 ein unmittelbarer Zusammenhang zwischen dem 

Merkmal ‚ndH‘ und der festgestellten Segregationsgefahr zwangsläufig ausge-

schlossen. 

Soweit sich die Schule bei der Klasseneinteilung von sachlichen Kriterien leiten 

lässt, darf sie sich nach der aktuellen Rechtsprechung des Berliner Verwaltungs-

gerichts auch an Schulen mit einem hohen Anteil an Schülern ‚ndH‘ für eine un-

gleichmäßige Verteilung der Schüler ‚ndH‘ auf die unterschiedlichen Klassen 

eines Jahrgangs entscheiden. In diesem Falle handelt sie diskriminierungsfrei. Die 

Bildung von Klassen, die ausschließlich aus Schülern ‚ndH‘ bzw. Schülern deut-

scher Herkunftssprache bestehen, ist wegen des gesetzlich verankerten Grundsat-

zes des gemeinsamen Unterrichts aber nicht mehr vom Ermessenspielraum der 

Schule gedeckt. 
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2.3.3. Zwischenergebnis 

Die Untersuchung der These, die Sprachförderung auf der Grundlage des Merk-

mals ‚ndH‘ bzw. die Veröffentlichungspraxis der SenBJW habe diskriminierende 

Wirkung und führe zu einer Segregation der Schülerschaft, hat für zwei unter-

schiedliche Konstellationen gesondert zu erfolgen: zum einen für das Verhältnis 

der Schulen zueinander (Konstellation 1) und zum anderen für die Situation in-

nerhalb der einzelnen Schulen (Konstellation 2). 

Während sich für die Konstellation 1 Segregationstendenzen feststellen lassen, 

liegt hinsichtlich der Konstellation 2 zumindest eine Segregationsgefahr vor. In 

beiden Fällen besteht aber kein unmittelbarer Ursachenzusammenhang zur schuli-

schen Sprachförderung auf der Grundlage des Merkmals ‚ndH‘. 

Für die Konstellation 1 kann nur ein mittelbarer Zusammenhang bejaht werden. 

Denn die Segregationstendenzen sind unmittelbar bedingt nur durch die Schul-

wahl der Eltern. Ihre Schulwahl treffen Eltern aber in nennenswertem Umfang in 

Abhängigkeit von der Zusammensetzung der Schülerschaft. Setzt sich die Schü-

lerschaft einer Schule zu einem großen Teil aus Kindern und Jugendlichen mit 

Migrationshintergrund zusammen, gehen Eltern häufig von einem geringen Leis-

tungsniveau und einer hohen Problemdichte an dieser Schule aus und meiden die-

se Schule daher. Da gleichzeitig das Merkmal ‚ndH‘ durch seine Veröffentlichung 

im Internet im Rahmen der Schulporträts besonders leicht zugänglich ist, andere 

die Eltern ebenfalls interessierende und für die Schulwahl möglicherweise aus-

schlaggebende Merkmale aber fehlen, treffen Eltern ihre Entscheidung häufig auf 

der Grundlage des ‚ndH‘-Anteils an einer Schule, den sie mit dem Migrantenan-

teil gleichsetzen. Die Veröffentlichungspraxis der SenBJW zum Merkmal ‚ndH‘, 

nicht aber die auf diesem Merkmal beruhende Sprachförderung, bedingt damit die 

Schulwahl und die eintretenden Segregationstendenzen. 

Für die Konstellation 2 ist hingegen selbst ein mittelbarer Ursachenzusammen-

hang abzulehnen. Kommt es innerhalb einer Schule zu einer Segregation, kann 

dies nur auf einer Entscheidung der Schule über die Klassenzusammensetzungen 

beruhen. Führt eine solche Entscheidung zur Bildung von „reinen“ ‚ndH‘-

Regelklassen, ist dieses Ergebnis mit dem Modell des SchulG und den Zielvor-

stellungen des Gesetzgebers nicht vereinbar und daher unzulässig. Der Grundsatz 

des gemeinsamen Unterrichts und die Absicht des Gesetzgebers, Schüler ‚ndH‘ 
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grundsätzlich unterschiedslos zu behandeln, gebietet insoweit sogar die Aufhe-

bung einer solchen Entscheidung über die Klassenzusammensetzung. Die Schule 

verhält sich nach der aktuellen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichts Berlin 

allerdings selbst dann diskriminierungsfrei, wenn sie unter sachlichen Kriterien 

eine Klassenzusammensetzung wählt, die nicht in allen Klassen eines Jahrgangs 

zu dem gleichen Anteil an Schülern ‚ndH‘ führt. 

2.4. Tatsächliche Notwendigkeit einer sich an dem Merkmal ‚ndH‘ 

orientierenden schulischen Sprachförderung im Land Berlin 

Ist somit festzustellen, dass ein unmittelbarer Ursachenzusammenhang zwischen 

dem Vorliegen von Segregationstendenzen und dem Merkmal ‚ndH‘ selbst in kei-

ner der denkbaren Konstellationen mit der erforderlichen Sicherheit nachgewiesen 

werden kann, so könnte sich, selbst wenn man einen solchen unmittelbaren Ursa-

chenzusammenhang nicht nur zur Veröffentlichungspraxis der SenBJW unterstell-

te, eine sachliche Rechtfertigung dieser Segregationstendenzen aus der tatsächli-

chen Notwendigkeit einer Sprachförderung auf der Grundlage des Merkmals 

‚ndH‘ ergeben. Ist eine solche Notwendigkeit nämlich zu bejahen und erscheint 

die Förderung auf der Grundlage dieses Merkmals möglicherweise sogar als gebo-

ten, stünde dies der geforderten Abschaffung des Merkmals ‚ndH‘, nicht aber der 

Streichung des Merkmals ‚ndH‘ aus den Schulporträts entgegen. 

Die allgemeine Darstellung der Grundlagen, Voraussetzungen und Folgen der 

schulischen Sprachförderung auf der Grundlage des Merkmals ‚ndH‘ sagt allein 

selbstverständlich noch nichts darüber aus, ob für eine solche Sprachförderung 

überhaupt auch eine tatsächliche Notwendigkeit besteht. Ob eine solche tatsächli-

che Notwendigkeit gegeben ist, bestimmt sich vielmehr unter den folgenden zwei 

Aspekten: Zum einen setzt die Notwendigkeit einer solchen Sprachförderung vo-

raus, dass eine Betrachtung der bisherigen Entwicklung der Zusammensetzung der 

Schülerschaft belegt sowie dass eine Prognose über deren weitere Entwicklung 

den Schluss zulässt, dass der Anteil an Schülern ‚ndH‘ einen solch wesentlichen 

Anteil an der Gesamtschülerschaft im Land Berlin aufweist bzw. in der Zukunft 

(auch weiterhin) aufweisen wird, dass eine Sprachförderung gerade nur auf der 

Grundlage dieses Merkmals angezeigt ist. Zum anderen muss aber genau für diese 

Gruppe (auch künftig) ein Förderbedarf bestehen, der durch den nichtdeutschen 

Sprachgebrauch in der Familie begründet ist. Um dies beurteilen zu können, ist 

auf aktuelle Vergleichstests in Form von Schulleistungsuntersuchungen zurück-
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zugreifen und der Zusammenhang mit dem familiären Sprachgebrauch herzustel-

len. 

2.4.1. Betrachtung der bisherigen Entwicklung der Zusammensetzung der 

Schülerschaft im Land Berlin 

Eine Betrachtung der demografischen Entwicklung in Bezug auf die Zahl der 

Schüler ‚ndH‘ und ihren Anteil an der Gesamtschülerzahl im Land Berlin an all-

gemeinbildenden öffentlichen Schulen seit dem Schuljahr 1996/1997 – erst seit 

dieser Zeit existiert das Merkmal ‚ndH‘ im Land Berlin ja überhaupt (siehe 

oben)  und wird somit erst seit diesem Zeitpunkt erfasst – ergibt folgenden Be-

fund: 

Im Schuljahr 1996/1997 besuchten noch insgesamt 401.358 Kinder und Jugendli-

che eine allgemeinbildende öffentliche Schule im Land Berlin, von denen 64.384 

Schüler ‚ndH‘ waren.
215

 Daraus folgt, bezogen auf die Gesamtschülerzahl, ein 

‚ndH‘-Anteil von etwas mehr als 16 %. Dieser Anteil nahm in der Folge erheblich 

zu – bis 2009 auf mehr als das Doppelte – , da einerseits die Gesamtschülerzahl 

signifikant sank, allein bis 2009 nämlich um mehr als ein Viertel, und andererseits 

die absolute Zahl an Schülern ‚ndH‘ stark zunahm, bis zum Schuljahr 2008/2009 

um beinahe die Hälfte der ursprünglichen Anzahl. 

So lag die Gesamtschülerzahl etwa im Schuljahr 2001/2002 bei nur noch 349.045, 

während die der Schüler ‚ndH‘ in demselben Zeitraum auf 73.786 angewachsen 

war.
216

 Die Schüler ‚ndH‘ repräsentierten damit in diesem Schuljahr bereits mehr 

als ein Fünftel der Gesamtschülerschaft, nämlich 21,1 %.  

Diese Tendenz verstärkte sich im weiteren Verlauf. Im Schuljahr 2004/2005 wies 

das Land Berlin eine Gesamtschülerzahl von lediglich 321.978 auf, die Zahl der 
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Schüler ‚ndH‘ war gleichzeitig bis dahin auf 80.374 angestiegen,
217

 sodass der 

‚ndH‘-Anteil mit etwas über 24,9 % nunmehr fast ein Viertel betrug. 

Sank die Schülerzahl im folgenden Schuljahr entgegen der an den Zahlen im All-

gemeinen abzulesenden Tendenz ausnahmsweise einmal nicht signifikant, so kam 

es gleichzeitig aber dennoch zumindest zu einer starken Erhöhung der Schülerzah-

len ‚ndH‘. Für das Schuljahr 2005/2006 wurden von der Statistik zwar immer 

noch 321.187 Schüler insgesamt erfasst, davon waren aber nunmehr 85.408 Schü-

ler ‚ndH‘,
218

 sodass allein aus diesem absoluten Zuwachs eine Erhöhung des 

‚ndH‘-Anteils um mehr als anderthalb Prozent auf 26,6 % resultierte. 

Im Vergleich zum Schuljahr 2008/2009 erhöhte sich die Zahl der Schüler ‚ndH‘ 

noch einmal um knapp zehntausend auf 95.211, wohingegen sich die Gesamtschü-

lerzahl auf nur noch 294.538 (ein Minus von 26.649 im Vergleich zum Schuljahr 

2005/2006) belief.
219

 Schüler ‚ndH‘ waren somit mit einem Anteil von 32,3 % an 

der Gesamtschülerschaft vertreten. 

Eine weitere Betrachtung des Zeitraums 2009 bis zum Ende des erst kürzlich ab-

gelaufenen Schuljahres 2012/2013 verfestigt dieses Bild. So ging die Gesamtschü-

lerzahl von 294.538 (Schuljahr 2009/2010)
220

 über 291.930 (Schuljahr 

2010/2011)
221

 auf letztlich 289.152 (Schuljahr 2012/2013)
222

 zurück. Lediglich im 

Schuljahr 2011/2012 wurde der abnehmende Trend aufgehalten, da es vom Schul-

jahr 2010/2011 zum Schuljahr 2011/2012 zu einer kurzzeitigen Erhöhung der Ge-

samtschülerzahl auf 292.267
223

 kam. Eine solche Erhöhung stellt in der Gesamt-
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schau jedoch eine absolute Ausnahme dar und leitete, wie die Zahlen für das 

Schuljahr 2012/2013 belegen, keine Umkehr der bisherigen Entwicklung ein. 

Vielmehr neutralisierte die Verringerung im nächsten Schuljahr diese geringfügi-

ge Erhöhung und die Schülerzahl des Schuljahres 2012/2013 lag sogar noch unter 

derjenigen des Schuljahres 2010/2011. 

Für die Zahlen der Schüler ‚ndH‘ gilt nichts anderes. Auch insoweit lässt sich für 

den weiteren Zeitraum 2009 bis zum Schuljahr 2012/2013 aus den verfügbaren 

Statistiken die gleiche, jedoch gegenteilig ausfallende und damit zunehmende 

Tendenz ablesen. Gab es zum Schuljahr 2009/2010 noch 95.211 Schüler ‚ndH‘ an 

den allgemeinbildenden öffentlichen Schulen in Berlin,
224

 so stieg ihre Zahl über 

97.111 im Schuljahr 2010/2011
225

 und 98.915 im Schuljahr 2011/2012
226

 auf 

101.440 im Schuljahr 2012/2013
227

 an mit der Folge, dass der ‚ndH‘-Anteil eben-

falls weiter zunahm, nämlich von 32,3 %
228

 (Schuljahr 2009/2010) über 33,3 %
229

 

(Schuljahr 2010/2011) und 33,8 %
230

 (Schuljahr 2011/2012) auf nunmehr 

35,1 %
231

 (Schuljahr 2012/2013). 

Dieser Befund lässt den Schluss zu, dass die Schüler ‚ndH‘ sowohl nach absoluten 

Zahlen als auch – und vor allem – nach ihrem Anteil an der Gesamtschülerschaft, 

der bereits mehr als ein Drittel beträgt, eine wesentliche Gruppe der Gesamtschü-

lerschaft im Land Berlin darstellen. Die verfügbaren Zahlen über die bisherige 

Entwicklung der Zusammensetzung der Schülerschaft verdeutlichen, dass der 

starke prozentuale Zuwachs um mehr als 19 % von anfangs etwas mehr als 16 % 

auf aktuell 35,1 % zwar auch, aber nicht ausschließlich der Abnahme der Ge-

samtschülerschaft im Zuge des allgemeinen Bevölkerungsrückgangs geschuldet 

ist. Vielmehr verdeutlichen die absoluten Zahlen, dass es zu signifikanten Zu-

                                                 

224
 SenBWF (2010a), S. 7. 

225
 SenBWF (2010b), S. 8. 

226
 SenBWF (2011), S. 8. 

227
 SenBJW (2012a), S. 8. 

228
 SenBWF (2010a), S. 8. 

229
 SenBWF (2010b), S. 8. 

230
 SenBWF (2011), S. 8. 

231
 SenBJW (2012a), S. 8. 



75 

wächsen bei den Schülern ‚ndH‘ auch dann kommt, wenn die Gesamtzahl der 

Schüler stagniert oder sogar ausnahmsweise zunimmt.  

Schüler ‚ndH‘ stellen damit heute eine wesentliche Zielgruppe innerhalb der Ge-

samtschülerschaft des Landes Berlin dar. Dies lässt sich bereits für den Zeitpunkt 

der Einführung des Merkmals ‚ndH‘ im Jahre 1996 feststellen. In der Folge ist die 

Bedeutung dieser Gruppe aber stetig und signifikant angestiegen. 

2.4.2. Prognose über die zukünftige Entwicklung der Zusammensetzung der 

Schülerschaft 

Es stellt sich im Anschluss daran allerdings die Frage, ob diese Bedeutung der 

Schüler ‚ndH‘ auch in Zukunft Bestand haben wird. Für das aktuelle Schuljahr 

2013/2014 hat die SenBJW bislang zwar Daten über die Gesamtschülerzahl veröf-

fentlicht. Danach ist die Zahl der Schüler an den öffentlichen allgemeinbildenden 

Schulen leicht gestiegen, nämlich von 289.152 auf 292.950, und die SenBJW geht 

von einer weiteren Erhöhung der Gesamtschülerzahl in der näheren Zukunft 

aus.
232

 Soweit ersichtlich, hat die SenBJW Zahlen zu den Schülern ‚ndH‘ aber 

bisher nicht veröffentlicht, sodass auf der Grundlage der Schülerzahlen des Schul-

jahres 2013/2014 allein noch keine hinreichende Prognose getroffen werden kann. 

Vielmehr kann die Frage der zukünftigen Bedeutung der Schüler ‚ndH‘ nur an-

hand einer Prognose unter Berücksichtigung der verfügbaren Daten zur Bevölke-

rungsentwicklung im Land Berlin im Allgemeinen und unter Zugrundelegung der 

genauen Modellrechnungen der SenBJW zur Entwicklung der Gesamtschülerzahl 

im Besonderen beantwortet werden.  

Den Ausgangspunkt der anzustellenden Prognose über die Entwicklung der Zu-

sammensetzung der Schülerschaft über das Schuljahr 2013/2014 hinaus bildet die 

„Bevölkerungsprognose für Berlin und die Bezirke 2011-2030“
233

 aus dem Okto-

ber 2012, die die Berliner Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Umwelt 

(im Folgenden: „SenStadt“) in Zusammenarbeit mit dem Amt für Statistik Berlin-
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Brandenburg erstellt hat. Nach dieser Prognose, deren Ergebnisse bislang nur in 

Form einer Kurzzusammenfassung veröffentlicht wurden, wird die Bevölkerung 

im Land Berlin bis zum Jahre 2030 um 254.000 (7,2 %) auf dann 3.756.000 an-

steigen.
234

 Insgesamt wird es dabei zwar zu einer Erhöhung des Durchschnittsal-

ters der Bevölkerung von 42,3 auf 44,2 Jahre kommen,
235

 was die Annahme nahe-

legt, dass der Alterungsprozess im Rahmen des demografischen Wandels auch 

dadurch bedingt sein könnte, dass die Zahl der Personen unter 18 Jahren und vor 

allem derjenigen im schulpflichtigen Alter abnehmen wird; dies stellt einen An-

haltspunkt dafür dar, dass der bereits oben im Rahmen der bisherigen Entwick-

lung festgestellte Trend grundsätzlich anhalten wird und die Schülerzahlen im 

Schuljahr 2013/2014 nur einmalig und ausnahmsweise gestiegen sind. 

Diese auf den ersten Blick naheliegende Annahme ist nach den vorliegenden Zah-

len jedoch nicht haltbar. Vielmehr wird es gerade in der Altersgruppe der Kinder 

und Jugendlichen zwischen sechs und 18 Jahren, d.h. vor allem der Personen im 

schulpflichtigen Alter, zu einer signifikanten Zunahme um beinahe 64.000 Perso-

nen kommen,
236

 was einen Zuwachs von fast 20 %
237

 bedeutet. Die dennoch fest-

zustellende Fortsetzung des Alterungsprozesses in der Bevölkerung ist hingegen 

der Prognose geschuldet, dass die Zahl insbesondere der Personen, die 80 Jahre 

und älter sind, stark ansteigen wird (+80,7 %) und die Altersgruppen der 18- bis 

unter 25-Jährigen sowie der 25- bis unter 45-Jährigen Verluste hinnehmen werden 

müssen (-6,0 % bzw. -0,8 %).
238

 Gleichzeitig weist die Altersgruppe der Kinder 
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bis unter sechs Jahren nach der Prognose mit einem Plus von lediglich 0,9 %
239

 

kaum Zuwächse auf. 

Der prognostizierte Zuwachs der Kinder und Jugendlichen im schulpflichtigen 

Alter deutet darauf hin, dass die bislang feststellbare stetige Abnahme der Ge-

samtschülerzahl mit dem Schuljahr 2013/2014 nicht nur kurzzeitig aufgehalten 

wurde, sondern dass dieses Schuljahr einen Wendepunkt in der Entwicklung der 

Schülerzahlen im Land Berlin darstellt. So gelangt u.a.
240

 auf der Grundlage der 

Bevölkerungsprognose der SenStadt auch die SenBJW, wie bereits oben angedeu-

tet, zu dem Ergebnis, 

„[…] dass die Gesamtschülerzahl in Berlin im „Schuljahr 2012/2013 […] das Minimum 

erreicht hat. Ab dem Schuljahr 2013/14 ist mit deutlich steigenden Schülerzahlen zu 

rechnen, die sich bis 2021/22 auf rund 325.000 Schülerinnen und Schüler erhöhen“
241

. 

Dabei geht die SenBJW davon aus, dass die Gesamtschülerzahl mit jedem weite-

ren Schuljahr ohne Ausnahme um mindestens anderthalbtausend Schüler und ma-

ximal bis zu beinahe sechstausend Schüler zunehmen werde.
242

 Diese Annahme 

dürfte in Einklang mit der allgemeinen Prognose der SenStadt stehen und hat sich, 

wie gezeigt, für das Schuljahr 2013/2014 bereits bestätigt. 

Kann damit auf belastbarer Grundlage eine Prognose zu der künftigen Entwick-

lung der Berliner Gesamtbevölkerung im Allgemeinen und der Gesamtschülerzahl 

im Besonderen angestellt werden, gibt diese Prognose allein jedoch noch keine 

Auskunft über die zukünftige Bedeutung der Schüler ‚ndH‘ im schulischen Be-
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reich und auch nicht darüber, welchen Anteil Kinder und Jugendliche ‚ndH‘ an 

dem prognostizierten Anstieg der Gesamtbevölkerung bzw. der Gesamtschüler-

zahl haben werden und wie sich die voraussichtliche Zunahme der Gesamtbevöl-

kerung bzw. Gesamtschülerzahl auf den Anteil der Schüler ‚ndH‘ auswirken wird. 

Während sich die Modellrechnung der SenBJW zu diesem Punkt nicht verhält, 

sind der – nicht schulspezifischen – Bevölkerungsprognose der SenStadt insoweit 

zumindest bestimmte weiterführende Anhaltspunkte zu entnehmen, die einen 

Rückschluss auf die zukünftige Stellung der Schüler ‚ndH‘ zulassen. Diese Prog-

nose ist zwar, wie auch in der Vergangenheit, bislang nur in der Lage, eindeutig 

die Situation der Ausländer, d.h. solcher Personen mit nichtdeutscher Staatsange-

hörigkeit, abzubilden, nicht hingegen der Personen des weiter zu fassenden Krei-

ses mit Migrationshintergrund.
243

. Es tritt also das gleiche Problem auf, das bereits 

die Studien zu Segregationstendenzen im Land Berlin erschwert hat (siehe oben). 

Zumindest für den statistisch sicher erfassbaren Personenkreis der Ausländer stellt 

die Bevölkerungsprognose aber fest, dass der Bevölkerungszuwachs ohne den 

Zuzug von Ausländern weitaus geringer ausfallen werde.
244

 Indes geht die Prog-

nose davon aus, dass auch der Anteil der Personen mit Migrationshintergrund an 

der Gesamtbevölkerung in den nächsten Jahren voraussichtlich weiter zunehmen 

werde, obgleich die Situation dieses Personenkreises bisher statistisch noch nicht 

ausreichend darstellbar sei.
245

 

Dies zugrunde gelegt, ist davon auszugehen, dass im Gleichklang mit der Zunah-

me der Gesamtschülerzahl auch die absolute Zahl der Schüler ‚ndH‘ weiterhin 

steigen wird. Die Bevölkerungsprognose erwähnt zwar ausdrücklich nur Auslän-

der und Personen mit Migrationshintergrund, nicht hingegen das Merkmal ‚ndH‘. 

Diese Aussagen, insbesondere zur Situation der Personen mit Migrationshinter-
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grund, sind auf das Merkmal ‚ndH‘ allerdings übertragbar. Denn auch wenn das 

Merkmal ‚ndH‘ nur auf die Kommunikationssprache innerhalb der Familie (siehe 

oben) und nicht auf eine ausländische Staatsbürgerschaft oder das Vorhandensein 

einer Migrationsgeschichte des Schülers selbst oder zumindest seiner Eltern ab-

stellt, so erfasst das Merkmal ‚ndH‘ doch gerade und vor allem diese Personen-

kreise, obgleich auch in vielen ausländischen Familien und deutschen Familien, 

die einen Migrationshintergrund haben, gerade in der zweiten Generation oftmals 

überwiegend Deutsch gesprochen wird, wie später noch konkret zu zeigen sein 

wird. Der umgekehrte Fall überwiegt jedoch (siehe dazu im Einzelnen unten), 

sodass es zumindest eine große Schnittmenge zwischen Ausländern und Personen 

mit Migrationshintergrund auf der einen und Schülern ‚ndH‘ auf der anderen Seite 

gibt. 

Diese Übertragbarkeit der Aussagen vorausgesetzt, gilt Folgendes: Zwar kann 

angesichts der prognostizierten Entwicklung der Gesamtschülerzahl nicht ange-

nommen werden, dass der Anteil der Schüler ‚ndH‘ an der Gesamtschülerzahl 

weiter in dem Maße zunehmen wird, wie dies in der Vergangenheit der Fall war. 

Zudem ist nicht einmal mit der erforderlichen Sicherheit voraussagbar, dass der 

prozentuale Anteil der Schüler ‚ndH‘ überhaupt weiter zunehmen wird. Es dürfte 

jedoch als sehr wahrscheinlich gelten, dass der Anteil der Schüler ‚ndH‘ auch in 

Zukunft und langfristig zumindest das mittlerweile erreichte prozentuale Niveau 

halten wird. Denn auch wenn die Gesamtschülerzahl steigen wird, ist davon aus-

zugehen, dass sich mindestens in dem gleichen Maße die absolute Zahl der Schü-

ler ‚ndH‘ ebenfalls erhöhen wird. 

Folglich kann festgestellt werden, dass die Stellung der Schüler ‚ndH‘ innerhalb 

der Gesamtschülerhaft künftig jedenfalls nicht an Bedeutung verlieren wird. Mit-

hin werden diese Schüler auch weiterhin einen wesentlichen Personenkreis dar-

stellen, den es im Rahmen der Bildungspolitik besonders zu berücksichtigen gilt. 

Somit hat die Aussage zur bisherigen Entwicklung der Zusammensetzung auch 

für die Zukunft Bestand. 

2.4.3. Feststellung eines Förderbedarfs für Schüler ‚ndH‘ und des Zusam-

menhangs des Förderbedarfs mit dem familiären Sprachgebrauch 

Für die berechtigte Annahme einer tatsächlichen Notwendigkeit der Sprachförde-

rung auf der Grundlage des Merkmals ‚ndH‘ müsste schließlich ein Förderbedarf 

für diese Schülergruppe festgestellt werden, der seinerseits durch die überwiegen-
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de Verwendung einer nichtdeutschen Sprache innerhalb der Familie bedingt ist. 

Denn gerade von der familiären Kommunikationssprache hängt es ja ab, ob ein 

Kind bzw. Jugendlicher als Schüler ‚ndH‘ bzw. Schüler deutscher Herkunftsspra-

che erfasst wird.  

2.4.3.1. Feststellung eines Förderbedarfs für Kinder und Jugendliche mit 

Migrationshintergrund im Allgemeinen 

Die Feststellung eines Förderbedarfs im Allgemeinen hat auf der Grundlage von 

Schulleistungsuntersuchungen zu erfolgen. Für diese Betrachtung ist auf die Er-

gebnisse aktueller Vergleichstests zurückzugreifen, da es vorliegend um die Be-

antwortung der Frage geht, ob das Merkmal ‚ndH‘ zurzeit und auch weiterhin der 

Sprachförderung zugrunde gelegt werden kann. Für die Vergangenheit ist zwar 

schon umfangreich belegt, dass die Schulleistungen von Schülern mit Migrations-

hintergrund hinter denen der deutschen Altersgenossen ohne Migrationshinter-

grund zurücklagen.
246

 Dennoch sind diese historischen Daten nicht mehr aussage-

kräftig genug, um den Status quo zu bewerten und eine Prognose über den 

Sprachförderbedarf in der Zukunft anzustellen. Denn wie bereits im Rahmen der 

Einleitung angedeutet (siehe oben), sprechen gerade die aktuellen Vergleichstests 

‚IGLU 2011‘ und ‚TIMMS 2011‘ sowie der letzte IQB-Ländervergleich dafür, 

dass es mittlerweile zu einer Verbesserung der Leistungen von Schüler mit Migra-

tionshintergrund und zu einer Verringerung des Leistungsabstands zu deutschen 

Altersgenossen ohne Migrationshintergrund gekommen ist. Zu dem gleichen Er-

gebnis gelangt die Auswertung der vergleichsweise aktuellen Studie ‚PISA 2009‘, 

auf die ergänzend zurückzugreifen ist. Diese vorstehenden Grundaussagen sollen 

im Folgenden präzisiert werden. 

2.4.3.1.1. Die Ergebnisse von ‚IGLU 2011‘ 

Im Rahmen der Auswertung der Ergebnisse der internationalen Leseuntersuchung 

‚IGLU 2011‘ für Deutschland, die auch einen Vergleich mit den Ergebnissen der 

Vorgängeruntersuchungen ‚IGLU 2001‘ und ‚IGLU 2006‘ enthält, wurde das 
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Vorliegen eines Migrationshintergrunds bei den Kindern nach dem Geburtsland 

ihrer Eltern bestimmt.
247

 Stammten beide Elternteile aus Deutschland, galten de-

ren Kinder als Schüler ohne Migrationshintergrund.
248

 Wurde zumindest ein El-

ternteil im Ausland geboren, so wurde für das betreffende Kind ein Migrations-

hintergrund bejaht.
249

 Die Gruppe der Kinder mit Migrationshintergrund wurde 

für eine genauere Analyse der Lesekompetenz jedoch zweigeteilt, und zwar in 

diejenigen Kinder, bei denen nur ein Elternteil im Ausland geboren wurde, und 

Kinder, deren Eltern beide im Ausland geboren wurden.
250

 Dabei zeigte sich, dass 

Kinder ohne Migrationshintergrund 2011 und wie auch schon in den vorangegan-

genen Untersuchungen das im Vergleich mit den anderen Schülergruppen höchste 

und ein unverändertes Kompetenzniveau aufwiesen.
251

 Die Kinder, deren Eltern 

beide im Ausland geboren wurden, stellten die relativ leistungsschwächste Gruppe 

dar.
252

 Der Vorsprung der Kinder ohne Migrationshintergrund machte 2011 einen 

Wert aus, der einem geschätzten Leistungszuwachs von über einem Lernjahr ent-

spricht.
253

 Die Gruppe der Schüler, bei denen nur ein Elternteil im Ausland gebo-

ren wurde, schnitt gegenüber den Schülern ohne Migrationshintergrund nur wenig 

schlechter und damit zugleich deutlich besser als die weitere Gruppe mit Migrati-

onsgeschichte ab.
254

 

Während die Lesekompetenz der Kinder ohne Migrationshintergrund bei einem 

Vergleich mit den Vorgängeruntersuchungen insgesamt unverändert geblieben ist, 

konnten sich die beiden anderen Gruppen deutlich verbessern, jedoch nur im Zeit-

raum 2001 bis 2006.
255

 Im weiteren Zeitraum 2006 bis 2011 gab es keine weiteren 

Verbesserungen bei der Lesekompetenz.
256

 Dies lässt dennoch den allgemeinen 

Befund zu, dass Kinder aus Familien mit Migrationsgeschichte 2006 und 2011 
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jeweils deutlich bessere Leistungen erzielten als 2001, obgleich zwischen 2006 

und 2011 keine signifikanten Unterschiede bestehen.
257

 Auf der anderen Seite ist 

aber festzustellen, dass Kinder ohne Migrationshintergrund im Vergleich immer 

noch besser bei der Lesekompetenz abschneiden und dies vor allem gegenüber 

Kindern mit Eltern, die beide im Ausland geboren wurden. 

2.4.3.1.2. Die Ergebnisse von ‚TIMMS 2011‘ 

Zu ähnlichen Ergebnissen gelangt die Untersuchung ‚TIMMS 2011‘, die ebenfalls 

eine Unterteilung nach den drei vorstehend genannten Gruppen vornimmt, für die 

mathematischen und naturwissenschaftlichen Kompetenzen der Schüler in 

Deutschland.
258

 Im Unterschied zu ‚IGLU 2011‘ schnitten diejenigen Kinder, bei 

denen nur ein Elternteil in Deutschland geboren wurde, in beiden Kompetenzen 

aber signifikant schlechter ab als diejenigen Kinder ohne Migrationshinter-

grund.
259

 Kinder, deren Eltern beide im Ausland geboren wurden, lagen in beiden 

Kompetenzen noch einmal deutlich hinter der zuletzt genannten Gruppe und dem-

entsprechend noch deutlicher hinter der Gruppe ohne Migrationshintergrund zu-

rück.
260

 

Weitere Unterschiede zu den Ergebnissen die Lesekompetenzen nach ‚IGLU‘ 

betreffend treten bei einer Betrachtung der Entwicklung von mathematischer und 

naturwissenschaftlicher Kompetenz im Vergleich zu den Ergebnissen von 

‚TIMMS 2007‘ zutage. Zwar blieben auch hier die Ergebnisse der Kinder ohne 

Migrationshintergrund konstant, allerdings konnten sich die Kinder mit einem aus 

dem Ausland stammenden Elternteil sowohl in Mathematik als in auch den Na-

turwissenschaften deutlich verbessern und die Kinder, deren Eltern beide aus dem 

Ausland stammen, zumindest in den Naturwissenschaften.
261

 Diese Kompetenz-

zuwächse sind vor allem deshalb beachtlich, weil sich die Schüler ohne Migrati-

onsgeschichte in demselben Zeitraum nicht verbessert haben.
262

 Gleichzeitig ist 
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aber hervorzuheben, dass die Leistungsunterschiede zwischen Kindern mit und 

ohne Migrationshintergrund – weiterhin – signifikant sind. 

2.4.3.1.3. Die Ergebnisse des IQB-Ländervergleichs 2011 

Der IQB-Ländervergleich 2011, der – wie die beiden vorstehend genannten 

Schulleistungsuntersuchungen – die Kinder in die bereits definierten drei Gruppen 

unterteilt, den Leistungsstand aber zusätzlich auch gesondert nach dem jeweiligen 

Bundesland abbildet, war in der Lage, sowohl die Kompetenzen Lesen und Zuhö-

ren im Fach Deutsch als auch die mathematischen Kompetenzen zu erfassen.
263

 

Dabei zeigte sich bundesweit folgendes Bild: Kinder ohne Zuwanderungshinter-

grund erreichten wiederum die besten Ergebnisse und dies in allen untersuchten 

Kompetenzen.
264

 In den beiden Kompetenzbereichen des Fachs Deutsch sowie im 

Fach Mathematik lagen bereits die Kinder mit nur einem im Ausland geborenen 

Elternteil deutlich hinter den Kindern ohne Migrationsgeschichte zurück und die 

Kinder, deren Eltern beide im Ausland geboren wurden, schnitten demgegenüber 

noch einmal signifikant schlechter ab.
265

 So wies in der Disziplin Lesen der Leis-

tungsabstand zwischen den Kindern ohne Migrationshintergrund und den Kindern 

mit zwei aus dem Ausland stammenden Elternteilen einen Wert auf, der dem er-

warteten Leistungszuwachs fast eines gesamten Schuljahres entspricht.
266

 Kinder, 

bei denen nur ein Elternteil im Ausland geboren wurde, schnitten demgegenüber 

zwar besser ab, ihr Leistungsrückstand entspricht aber immer noch dem ungefäh-

ren Leistungszuwachs eines halben Schuljahres.
267

 

Für den Kompetenzbereich Zuhören zeigt sich im bundesweiten Mittel ein ver-

gleichbares Bild, wobei der Kompetenzrückstand der Kinder mit zwei im Ausland 

geborenen Elternteilen allerdings sogar etwas größer ist als der zu erwartende 

Leistungszuwachs in einem Schuljahr.
268

  

Im Fach Mathematik ist der Kompetenzrückstand bei Kindern, deren Eltern beide 

im Ausland geboren wurden, wiederum deutlich stärker ausgeprägt als bei Kin-
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dern mit nur einem aus dem Ausland stammenden Elternteil.
269

 Obwohl die Leis-

tungsunterschiede nach den erreichten Werten beinahe denen im Kompetenzbe-

reich Lesen entsprechen, stellen sich die Rückstände gerade der Kinder mit zwei 

im Ausland geborenen Elternteilen als weniger ausgeprägt dar, weil im Fach Ma-

thematik für das betrachtete Schuljahr allgemein ein größerer Leistungszuwachs 

zu erwarten war.
270

 

Ausgehend von diesen bundesweiten Mittelwerten, die bereits ein klares Bild 

zeichnen und die Ergebnisse der vorstehend genannten Schulleistungsuntersu-

chungen stützen, kann auch der Leistungsstand der Schüler im Land Berlin an-

hand der länderspezifischen Daten des IQB-Ländervergleichs überprüft werden. 

So sind im Land Berlin im Kompetenzbereich Lesen die Leistungsunterschiede 

zwischen Kindern ohne Migrationshintergrund und denjenigen Kindern mit zwei 

aus dem Ausland stammenden Elternteilen nicht nur ebenfalls statistisch signifi-

kant, sondern fallen in diesem Bundesland im Vergleich zu den anderen Bundes-

ländern sogar am größten aus.
271

 Auch in Berlin liegen die Kinder, bei denen nur 

ein Elternteil im Ausland geboren wurde, deutlich hinter der stärksten Gruppe 

zurück, aber noch bedeutend vor der weiteren Gruppe mit Migrationshinter-

grund.
272

 

Im Kompetenzbereich Zuhören fallen die Disparitäten erneut im Land Berlin am 

größten aus.
273

 Kinder mit einem im Ausland geborenen Elternteil schnitten weit 

schlechter ab als Kinder ohne Migrationshintergrund.
274

 Die verbleibende, 

schwächste Gruppe wies nicht nur den deutlichsten Abstand zur Spitzengruppe 

des Landes, sondern auch im Vergleich mit den entsprechenden Gruppen in den 

anderen Bundesländern den geringsten Leistungsstand auf.
275

 

Auch die Ergebnisse für das Fach Mathematik zeigen für das Land Berlin gravie-

rende Kompetenzrückstände der Kinder mit Migrationshintergrund gegenüber den 
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Kindern ohne Migrationsgeschichte auf, die wiederum ausgeprägter sind als im 

bundesweiten Mittel und auch insgesamt im Vergleich zu den anderen Bundes-

länder am stärksten ausfallen.
276 

2.4.3.1.4. Die Ergebnisse von ‚PISA 2009‘ 

Weiterführende Erkenntnisse liefert zudem die Schulleistungsstudie ‚PISA‘ (Pro-

gramme for International Student Assessment), die im Jahr 2009 bereits zum vier-

ten Mal auch in Deutschland durchgeführt wurde.
277

 Soweit danach ebenfalls die 

Lesekompetenz von Jugendlichen mit Migrationshintergrund erfasst wurde, wur-

den deren Leistungen den Leistungen Jugendlicher ohne Migrationshintergrund 

gegenübergestellt. Die Gruppe der Jugendlichen mit Migrationshintergrund wurde 

wiederum unterteilt, im Gegensatz zu den vorstehend genannten Untersuchungen 

jedoch in anderer Weise, nämlich in erstens diejenigen Jugendlichen, bei denen 

ein Elternteil im Ausland geboren wurde, zweitens Jugendliche, die der „Zweiten 

Generation“ zuzuordnen sind, und drittens Jugendliche, die zur „Ersten Generati-

on“ zu zählen sind.
278

 Zur „Zweiten Generation“ gehören in Deutschland gebore-

ne Jugendliche, deren Eltern beide im Ausland geboren wurden.
279

 Jugendliche 

der „Ersten Generation“ hingegen sind selbst im Ausland geboren wie auch beide 

Elternteile dieser Jugendlichen.
280

 

Die Ergebnisse von ‚PISA 2009‘ zeigen, dass die Lesekompetenz Jugendlicher 

mit nur einem im Ausland geborenen Elternteil kaum von der Kompetenz Jugend-

licher ohne Migrationshintergrund abwich, die der Jugendlichen sowohl der „Ers-

ten“ als auch der „Zweiten Generation“ hingegen erheblich.
281

 Die festzustellen-

den Unterschiede entsprechen wiederum dem zu erwartenden Lernfortschritt von 

mehr als einem Schuljahr. In einer Zusammenschau mit den Ergebnissen von 
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‚PISA 2000‘ ergibt sich, dass sich zumindest die Gruppe der Jugendlichen, die der 

„Ersten Generation“ zuzuordnen sind, signifikant verbessert hat.
282

  

2.4.3.1.5. Zwischenergebnis 

Im Ergebnis lässt sich damit auch weiterhin ein Förderbedarf für Kinder und Ju-

gendliche mit Migrationshintergrund im Allgemeinen und dies auch in Bezug auf 

das Land Berlin feststellen, und zwar sowohl für das Fach Deutsch mit seinen 

Kompetenzen Lesen und Zuhören als auch für den mathematischen sowie den 

naturwissenschaftlichen Bereich. Zwar gibt es innerhalb der weiter zu unterteilen-

den Gruppen der Schüler mit Migrationshintergrund teilweise erhebliche Unter-

schiede und es verfügen gerade Schüler mit nur einem im Ausland geborenen El-

ternteil vereinzelt über das gleiche Leistungsniveau wie Schüler ohne Migrations-

hintergrund. In der Gesamtschau liegen die Schüler mit Migrationshintergrund 

jedoch insgesamt hinter denjenigen ohne Migrationsgeschichte zurück, und zwar 

trotz teilweise bedeutender Verbesserungen und einer Reduzierung des Leistungs-

abstands zu den deutschen Altersgenossen ohne Migrationshintergrund. Soweit 

aktuelle Daten für das Land Berlin vorliegen, zeigt sich, dass die Disparitäten 

zwischen den verschiedenen Vergleichsgruppen besonders ausgeprägt sind. So-

wohl im bundesdeutschen Mittel als auch bei einer Betrachtung nur des Landes 

Berlin ergeben sich teilweise Leistungsunterschiede, die dem zu erwartenden 

Lernfortschritt von mehr als einem Schuljahr entsprechen. 

2.4.3.2. Zusammenhang zwischen dem festgestellten Förderbedarf und dem 

familiären Sprachgebrauch 

Die tatsächliche Notwendigkeit der Sprachförderung auf der Grundlage des 

Merkmals ‚ndH‘ kann allerdings nur bejaht werden, wenn der soeben festgestellte 

Förderbedarf gerade mit dem Sprachgebrauch in der Familie in Zusammenhang 

gebracht werden kann. Während Stanat/Schwippert/Gröhlich (2010) einen sol-

chen Zusammenhang zwar bereits für das Bundesland Hamburg auf der Grundla-

ge von Daten aus der sog. KESS-Studie zu den Messzeiten 2003 und 2005 nach-

gewiesen haben,
283

 kann dieser länderspezifische Nachweis nur verallgemeinert 

und auf die Situation im Land Berlin übertragen werden, wenn auch die Ergebnis-
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se der aktuellen, vorstehend behandelten Studien einen solchen Zusammenhang 

belegen. 

Bereits für die Ergebnisse von ‚PISA 2009‘ konnte ein solcher Zusammenhang 

nachgewiesen werden. Bei einer zusätzlichen Kontrolle der oben dargestellten 

Ergebnisse anhand des Sprachgebrauchs in der Familie ist eine deutliche Reduzie-

rung des Kompetenzunterschieds festzustellen, wenn in der Familie Deutsch ge-

sprochen wird, und dies gilt sowohl für die „Erste“ als auch die „Zweite Generati-

on“.
284

 Insbesondere die „Zweite Generation“ nähert sich in diesem Fall deutlich 

der Lesekompetenz der Jugendlichen ohne Migrationshintergrund an.
285

 Ein-

schränkend ist jedoch hervorzuheben, dass es sich dabei nicht um einen reinen 

Spracheffekt handelt, da die Reduzierung zwischen den verschiedenen der Unter-

suchung zugrunde gelegten Herkunftsgruppen variiert und die Verringerung der 

Disparitäten somit offenbar zum Teil auch von der jeweiligen Herkunft ab-

hängt.
286

 Ein Zusammenhang des Förderbedarfs mit dem familiären Sprachge-

brauch ist dennoch gegeben, da auch unter Berücksichtigung der herkunftsbeding-

ten Abweichungen eine Gesamtschau den Schluss nahelegt, dass ein solcher Zu-

sammenhang unabhängig von der konkreten Herkunftsgruppe besteht.
287

 

Auch die Ergebnisse von ‚IGLU 2011‘ stützen die Annahme eines solchen Zu-

sammenhangs. Zwar belegt diese Studie zunächst vor allem, dass das Vorherr-

schen der deutschen Sprache im familiären Kontext nach den aktuellen Zahlen 

weniger zu einem höheren Kompetenzniveau beiträgt, als dies noch in der Ver-

gangenheit der Fall war, und zudem, dass auch der soziale Hintergrund eine er-

hebliche Rolle spielt
288

 Gleichzeitig verdeutlichen diese Daten aber, dass diejeni-

gen Schüler mit Migrationshintergrund, die zu Hause nicht überwiegend Deutsch 

sprechen, bei der Lesekompetenz noch immer schlechter abschneiden als Schüler, 

                                                 

284
 Vgl. Stanat/Rauch/Segeritz (2010), S. 220 (Tab. 7.1.11, Model III). 

285
 Vgl. Stanat/Rauch/Segeritz (2010), S. 220 (Tab. 7.1.11, Model III). 

286
 Stanat/Rauch/Segeritz (2010), S. 221. 

287
 Vgl. Stanat/Rauch/Segeritz (2010), S. 222 (Tab. 7.1.12, Model III). 

288
 Vgl. Schwippert/Wendt/Tarelli (2012), S. 195 (Abb. 7.2), 203 (Tab. 7.2). 



88 

die zu Hause zumindest überwiegend Deutsch sprechen.
289

 Der erforderliche Zu-

sammenhang kann also auch danach bejaht werden. 

Unterstrichen wird dieser Befund außerdem durch eine nähere Betrachtung der 

Ergebnisse von ‚TIMMS 2011‘, die belegen, dass sogar der mathematische sowie 

der naturwissenschaftliche Förderbedarf davon abhängt, ob zu Hause Deutsch 

gesprochen wird oder nicht. So verfügen Schüler mit Migrationshintergrund, die 

zu Hause nie Deutsch sprechen, etwa über eine wesentlich niedrigere mathemati-

sche Kompetenz als diejenigen Schüler mit Migrationshintergrund, die zu Hause 

immer Deutsch sprechen.
290

 Das Gleiche gilt – sogar umso mehr – für die Natur-

wissenschaften.
291

 

Auf der Grundlage des IQB-Ländervergleichs lässt sich schließlich Folgendes 

feststellen: Während auf die gesamte Bundesrepublik bezogen in fast 62 % der 

Familien mit nur einem aus dem Ausland stammenden Elternteil „immer 

Deutsch“ gesprochen wird, trifft dies auf Familien, bei denen beide Elternteile im 

Ausland geboren wurden, nur in 34 % der Fälle zu.
292

 Ein ähnliches Verhältnis 

ergibt sich, soweit Zahlen dazu verfügbar sind, grundsätzlich auch für die einzel-

nen Bundesländer; eine Ausnahme bildet allein das Land Berlin, wo nur in knapp 

55 % der Familien mit einem im Ausland geborenen Elternteil „immer Deutsch“ 

gesprochen wird und sogar nur in nicht einmal 18,5 % der Familien mit zwei aus 

dem Ausland stammenden Elternteilen.
293

 

Dies vorausgeschickt, lässt sich durch die weiteren – nicht länderspezifischen – 

Daten des IQB-Ländervergleichs belegen, dass die Familiensprache einen wesent-

lichen Einfluss auf den sprachlichen Förderbedarf hat, allerdings mit der Ein-

schränkung, dass dieser Zusammenhang bei der Kompetenz Lesen des Fachs 

Deutsch sowie beim Fach Mathematik deutlicher hervortritt als bei der Kompe-

tenz Zuhören.
294

 Bei einer Gesamtschau der Ergebnisse tritt zwar zutage, dass 

neben der Familiensprache auch weitere Faktoren wie die Herkunft, das Bil-

                                                 

289
 Vgl. Schwippert/Wendt/Tarelli (2012), S. 195 (Abb. 7.2), 203 (Tab. 7.2). 

290
 Tarelli/Schwippert/Stubbe (2012), S. 263 (Tab. 8.4, Modell II), 264. 

291
 Vgl. Tarelli/Schwippert/Stubbe (2012), S. 263 (Tab. 8.4, Modell II). 

292
 Haag/Böhme/Stanat (2012), S. 223 (Tab. 9.2), 224. 

293
 Haag/Böhme/Stanat (2012), S. 222 (Tab. 9.2), 224. 
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 Vgl. Haag/Böhme/Stanat (2012), S. 227 ff. 
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dungsniveau der Eltern sowie der soziökonomische Status der Familien eine we-

sentliche Rolle spielen
295

 und dass sich darüber hinaus zumindest bei der Kompe-

tenz Zuhören die Nachteile für eine bestimmte Herkunftsgruppe nicht allein auf 

diese familiären Merkmale zurückführen lassen.
296

 Daraus kann aber nicht der 

Schluss gezogen werden, dass das Vorherrschen einer nichtdeutschen Sprache im 

familiären Bereich keinen Einfluss auf das Vorliegen eines Sprachförderbedarfs 

hat. Vielmehr ist dieser Bedarf auch durch andere Faktoren bedingt, zu einem 

erheblichen Teil jedoch durch die Familiensprache.
297

 

Berücksichtigt man schließlich, dass gerade im Land Berlin, in dem die Disparitä-

ten besonders groß sind, in Familien mit Migrationshintergrund – bei einem Ver-

gleich mit dem bundesweiten Durchschnitt und mit den Daten der anderen Bun-

desländern – insgesamt seltener ausschließlich Deutsch gesprochen wird, muss 

festgestellt werden, dass zumindest für das Land Berlin, dessen Situation im 

Rahmen der vorliegenden Arbeit behandelt wird, der Zusammenhang zwischen 

Sprachförderbedarf und nichtdeutscher Familiensprache besonders ausgeprägt ist. 

Damit kann nicht nur eine tatsächliche Notwendigkeit einer Sprachförderung auf 

der Grundlage des Merkmals ‚ndH‘ bejaht werden, das an die Kommunikations-

sprache in der Familie anknüpft. Vielmehr erscheint eine solche Sprachförderung 

nach den vorliegenden Daten für das Land Berlin sogar geboten. 

2.4.4. Zwischenergebnis 

Unterstellt man einen – bislang nicht sicher nachweisbaren – unmittelbaren Ursa-

chenzusammenhang zwischen Segregationsdynamiken im Land Berlin und der 

‚ndH‘-Sprachförderung, so wäre der Eintritt von Segregationstendenzen zumin-

dest sachlich gerechtfertigt. Denn es besteht nicht nur eine tatsächliche Notwen-

digkeit für eine Sprachförderung im Land Berlin auf der Grundlage des Merkmals 

‚ndH‘, sondern eine solche Sprachförderung ist angesichts der bisherigen, aktuel-

len und künftigen wesentlichen Bedeutung der Schüler ‚ndH‘ und ihres feststell-

baren Förderbedarfs, der durch die Kommunikationssprache in der Familie be-

dingt ist, sogar geboten. 

                                                 

295
 Vgl. Haag/Böhme/Stanat (2012), S. 227 ff. 
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 Haag/Böhme/Stanat (2012), S. 229. 
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Seit Einführung des Merkmals ‚ndH‘ im Jahre 1996 ist sowohl die absolute Zahl 

der Schüler ‚ndH‘ als auch ihr Anteil an der Gesamtschülerschaft erheblich ge-

stiegen. Ende des Schuljahres 2012/2013 repräsentierten die Schüler ‚ndH‘ bereits 

mehr als ein Drittel der Gesamtschülerschaft, sodass diese Schüler einen wesentli-

chen Personenkreis innerhalb der Gesamtschülerschaft des Landes Berlin darstel-

len. Die starke Zunahme des prozentualen Anteils an der Gesamtschülerschaft 

hängt zwar mit dem starken Rückgang der Gesamtschülerzahl seit 1996 zusam-

men. Gleichzeitig ist aber auch die absolute Zahl der Schüler ‚ndH‘ in erhebli-

chem Maße angewachsen. Da sich an dieser Zunahme aller Voraussicht nach in 

Zukunft nichts ändern wird, wird der Anteil der Schüler ‚ndH‘ langfristig zumin-

dest nicht wieder abnehmen, obwohl ein Anstieg der Gesamtschülerzahl prognos-

tizierbar ist, der bereits mit dem aktuellen Schuljahr 2013/2014 eingesetzt hat. 

Aus diesem Grunde wird den Schülern ‚ndH‘ auch weiterhin eine bedeutende 

Rolle innerhalb der Bildungspolitik des Landes Berlin zukommen müssen. Für 

diese Gruppe ist trotz einiger Verbesserungen auch weiterhin ein Sprachförderbe-

darf feststellbar und dieser Sprachförderbedarf beruht in nicht unerheblichem Ma-

ße auf der überwiegenden Verwendung einer nichtdeutschen Kommunikations-

sprache in der Familie. 

Die Tatsache, dass eine schulische Sprachförderung, die an die familiäre Kommu-

nikationssprache anknüpft, im Land Berlin geboten ist, vermag aber die Veröf-

fentlichungspraxis der SenBJW zum Merkmal ‚ndH‘ in den öffentlichen Schul-

porträts nicht zu rechtfertigen. 

3. Zusammenfassung 

Die vorliegende Arbeit widmete sich der Fragestellung, ob sich die Forderung, 

das Merkmal ‚ndH‘ und die darauf beruhende Sprachförderung im Land Berlin 

abzuschaffen bzw. dieses Merkmal zumindest aus den öffentlichen Schulporträts 

auf den Internetseiten der SenBJW zu streichen, um die mit der Förder- bzw. Ver-

öffentlichungspraxis angeblich einhergehende diskriminierende und segregierende 

Wirkung zu beseitigen, als berechtigt darstellt. Im Ergebnis lässt sich dazu fest-

halten, dass jedenfalls die Forderung nach der Abschaffung des Merkmals ‚ndH‘ 

und der damit verbundenen Sprachförderung keine Berechtigung beanspruchen 

kann, während die Veröffentlichungspraxis der SenBJW demgegenüber durchaus 

kritisch zu sehen ist. 
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Dem Merkmal ‚ndH‘ und der ‚ndH‘-Sprachförderung ist zunächst zugutezuhalten, 

dass ihre Einführung Mitte der 1990er Jahre in erheblichem Maße zu einer Redu-

zierung der zuvor gerade in den Berliner Innenstadtbezirken zu beobachtenden 

Diskriminierung und Segregation ausländischer Schüler beigetragen hat. Denn 

ausländische Schüler wurden vor allem in diesen Bezirken wegen der damals 

noch geltenden und erst mit der Einführung des Merkmals ‚ndH‘ entfallenen Quo-

tenregelung für Ausländer entgegen dem eigentlich vorgesehenen Prinzip eines 

gemeinsamen Unterrichts in reinen Ausländerklassen unterrichtet, selbst wenn sie 

über hinreichende Kenntnisse der deutschen Sprache verfügten. Gleichzeitig wur-

de der Kreis der Kinder und Jugendlichen mit möglichen Sprachdefiziten grund-

sätzlich weitaus bedarfsgerechter ausgestaltet als zuvor, da mit dem Merkmal 

‚ndH‘ seitdem nicht mehr bloß an eine nichtdeutsche Staatsangehörigkeit, sondern 

nur noch an die familiären Kommunikationsgewohnheiten der Schüler angeknüpft 

wird und dies nunmehr ungeachtet ihrer Staatsangehörigkeit. 

Auf der anderen Seite wohnt zumindest der verordnungsrechtlichen Definition des 

Merkmals ‚ndH‘ aber auch eine gewisse diskriminierende Tendenz inne, da da-

nach Kinder und Jugendliche dem Merkmal ‚ndH‘ selbst dann unterfallen sollen, 

wenn sie über muttersprachliche Kompetenzen in der deutschen Sprache verfü-

gen. Darüber hinaus stellt sich die Definition dieses Merkmals vor allem als unzu-

reichend und nicht sicher handhabbar dar, da es u.a. an klarstellenden Zusätzen 

fehlt. Die Mängel in der verordnungsrechtlichen Definition setzen sich in der Er-

fassungspraxis zum Merkmal ‚ndH‘ fort, was insbesondere ein Vergleich mit dem 

weiteren Sprachfördermerkmal ‚LmB‘ belegt. Aus diesem Grunde muss auch da-

von ausgegangen werden, dass die ‚ndH‘-Sprachförderung nicht in allen Fällen 

bedarfsgerecht ausfällt. 

Soweit heute Segregationsdynamiken sowohl im Verhältnis der Schulen zueinan-

der als auch innerhalb der Schulen festzustellen sind, können diese Segregations-

tendenzen jedoch nicht unmittelbar auf das Merkmal ‚ndH‘ und die darauf beru-

hende Sprachförderung zurückgeführt werden. Denn der ‚ndH‘-Sprachförderung 

liegt das Prinzip eines gemeinsamen Unterrichts von Schülern ‚ndH‘ und Schülern 

deutscher Herkunftssprache zugrunde, das selbst dann noch nicht durchbrochen 

wird, wenn Schüler ‚ndH‘ Sprachdefizite aufweisen. Soweit hier bereits eine 

Sprachförderung ansetzt, kommt diese sogar bis zu einem gewissen Grad auch 

Schülern deutscher Herkunftssprache zugute, für die im Übrigen ebenfalls eine 
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eigene Sprachförderung bei Sprachdefiziten vorgesehen ist. Zu einer – allerdings 

zeitlich nur befristeten – Beschulung von Schülern ‚ndH‘ mit Sprachdefiziten ab-

seits der Regelklassen kommt es vielmehr erst dann, wenn eine ausreichende För-

derung innerhalb der Regelklassen nicht gewährleistet ist. Es besteht somit ein 

sachlicher Grund für einen solchen Unterricht in sog. besonderen Lerngruppen, 

der den Vorwurf der Diskriminierung ausschließt. Auch die Bildung reiner ‚ndH‘-

Klassen ist nach den gesetzlichen Bestimmungen unzulässig, obgleich der jewei-

ligen Schule ein gewisser Entscheidungsspielraum bei der Einteilung der (Regel-) 

Klassen verbleibt. Eine Schule ist dabei aber nicht verpflichtet, in Klassen dessel-

ben Jahrgangs für einen jeweils gleichen ‚ndH‘-Anteil zu sorgen, sondern sie ver-

hält sich selbst dann diskriminierungsfrei, wenn sie aus sachlichen Erwägungen 

unterschiedliche ‚ndH‘-Anteile für die jeweilige Klassenzusammensetzung her-

beiführt. 

Die festzustellenden, nicht unerheblichen Segregationstendenzen gerade im Ver-

hältnis der Schulen zueinander beruhen unmittelbar auf der elterlichen Schulwahl, 

die sich teilweise gesetzlicher Ausnahmeregelungen, in beträchtlichem Maße of-

fenbar aber auch gesetzlich nicht vorgesehener Umgehungsmöglichkeiten bedient. 

Eltern, die von diesen Ausnahme- bzw. Umgehungsmöglichkeiten erfolgreich 

Gebrauch machen, orientieren sich bei der Schulwahl nachweislich auch und pri-

mär an dem Merkmal ‚ndH‘ und versuchen, Schulen mit einem hohen ‚ndH‘-

Anteil zu meiden. Die bei der Schulwahl erfolgreichen Eltern, bei denen es sich 

überwiegend um sozial besser gestellte Personen ohne Migrationshintergrund 

handelt, erstreben für ihre Kinder deshalb die Zulassung an Schulen mit einem 

geringeren ‚ndH‘-Anteil, weil sie mit einem hohen Anteil an Schülern ‚ndH‘ ein 

geringes Leistungsniveau und eine hohe Problemdichte in Verbindung bringen. 

Das Merkmal ‚ndH‘ ist folglich mit einer bestimmten negativen Vorstellung be-

setzt. 

Dieser Vorstellung und dem darauf beruhenden Entmischungsprozess der Schulen 

leistet die SenBJW Vorschub, indem sie auf ihren Schulporträts den ‚ndH‘-Anteil, 

das am häufigsten abgerufene Schulmerkmal, veröffentlicht. Mit ihrer Veröffent-

lichungspraxis verhält sie sich indes widersprüchlich, weil sie nur den ‚ndH‘-, 

nicht aber zusätzlich auch den ‚LmB‘-Anteil der Schulen öffentlich zugänglich 

macht, obwohl sie erst in der jüngeren Vergangenheit die Sprachförderung auf der 
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Grundlage des Merkmals ‚LmB‘ derjenigen auf der Grundlage des Merkmals 

‚ndH‘ in weiten Teilen gleichgestellt hat. 

Dennoch stellt die Streichung des Merkmals ‚ndH‘ aus den Schulporträts nicht die 

einzige Handlungsoption dar. Vielmehr könnten die Schulporträts ebenso um wei-

tere relevante Informationen ergänzt werden, und zwar konsequenterweise dann 

aber auch um das Merkmal ‚LmB‘, und/oder es könnten bereits in den Schulport-

räts enthaltene Informationen besser und verständlicher hervorgehoben werden. 

So bestehen etwa die bereits heute abrufbaren Informationen zum Schulprogramm 

in der Regel nur aus einem Internetlink, der die Auswahl einer Webseite außer-

halb des Schulporträts und die Durchsicht des gesamten, oft sehr umfangreichen 

Schulprogramms erfordert.
298

 Maßnahmen zur Verbesserung der Informationspo-

litik könnten zudem von einer kooperativen und proaktiven Elternarbeit als ver-

trauensbildende Maßnahme flankiert werden, um dem Profil der Schulen gegen-

über ihrem Anteil an Schülern ‚ndH‘ und/oder ‚LmB‘ ein höheres Gewicht einzu-

räumen.
299

 

Selbst wenn man im Übrigen einen unmittelbaren Zusammenhang zwischen dem 

Merkmal ‚ndH‘ und den festzustellenden Segregationstendenzen im Land Berlin 

annähme, berechtigte dies nicht zur Abschaffung eines Sprachfördermerkmals, 

das an die familiären Kommunikationsgewohnheiten anknüpft. Denn die Schüler 

‚ndH‘ bilden mit einem Anteil von mehr als einem Drittel an der Gesamtschüler-

zahl heute und wohl auch in Zukunft eine bedeutende Gruppe innerhalb der 

Schullandschaft im Land Berlin. Dieser Gruppe ist im Allgemeinen jedoch wei-

terhin ein Bildungsrückstand zu attestieren, der auf den überwiegenden Gebrauch 

einer nichtdeutschen Sprache im familiären Bereich zurückzuführen ist. Aus die-

sem Grunde ist eine Sprachförderung wie die ‚ndH‘-Förderung zum Ausgleich 

bestehender Sprachdefizite über den heutigen Tag hinaus geboten. Vor allem die-

ser Befund steht einer Abschaffung des Merkmals ‚ndH‘ entgegen; eine Modifika-

tion der Definition des Merkmals ‚ndH‘ und eine Verbesserung der Erfassungs-

praxis erscheinen hingegen wünschenswert. 

                                                 

298
 Siehe nur das 53-seitige Schulprogramm der Heinrich-Zille-Grundschule in Berlin-

Friedrichshain-Kreuzberg, abrufbar unter: http://www.heinrich-zille-grundschule.de/doc/Schul 

programm_2006.pdf (letzter Abruf: 03.11.2013). 
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 Siehe dazu und zu weiteren Handlungsoptionen Fincke/Lange (2012), S. 14 ff. 
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